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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die vorläufige Regelung der Bereitstellung von Bauland 
(Zweites Wohnungsbaugesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rats das folgende Gesetz beschlossen: 

Erster Abschnitt 
Zulässigkeit der Enteignung 
§ 1 

Begriff der Enteignung 

(1) Enteignung Im Sinne dieses Gesetzes ist die 
Entziehung oder Beschränkung von Eigentum an 
Grundstücken oder Grundstückstellen zugunsten 
eines anderen. 

(2) Als Enteignung gilt auch die selbständige 
Entziehung oder Beschränkung von anderen Rech- 
ten an Grundstücken sowie von sonstigen Rechten, 
die zum Besitz oder zur Nutzung von Grund- 
stücken bereditigen oder die Nutzung von Grund- 
stücken beschränken. Die Vorsdiriften dieses Ge- 
setzes über die Entziehung oder Beschränkung 
von Eigentum an Grundstücken oder Grundstücks- 
tellen sind sinngemäß anzuwenden. 

§ 2 

Zweck der Enteignung 

(1) Die Enteignung ist zulässig zur Bereitstellung 
von Gelände- für die Errichtung von Gebäuden, die 
ausschließlich oder zum überwiegenden Teil Wohn- 
zwecken dienen (Wohngebäude), mit dem erfor- 
derlichen Garten- und Wirtschaftsland, jedodi 
nicht von solchen Gebäuden, deren Errichtung we- 
gen ihrer Aufwendigkeit nicht mit Gründen des 
Allgemeinwohls gerechtfertigt werden kann. 

(2) Die Enteignung eines Grundstücks ist nur 
zulässig, wenn Gelände, das nach pflichtmäßigem 
Ermessen der Enteignungsbehörde für die beab- 
sichtigte Bebauung im Rahmen einer geordneten 
baulichen Entwicklung des Gemeindegebiets geeig- 
net Ist, zu einem den Grundsätzen des § 7 ent- 
sprechenden Preise auf andere Weise nicht erwor- 
ben werden kann. Die Zulässigkeit der Enteignung 
von Grundstücken, auf denen die früher vorhan- 
denen Gebäude . zerstört sind, sowie von Gelände 


an hergestellter und anbaufähiger Straße wird da- 
durch nicht ausgeschlossen, daß anderes noch un- 
bebautes Gelände vorhanden Ist. 

(3) Die Enteignung ist auch zulässig zur Bereit- 
stellung von Gelände für örtliche öffentliche Ver- 
kehrsflächen, für Grünflächen und von Bauland 
für öffentliche Gebäude und sonstige Öffentliche 
bauliche Anlagen, wenn die Bereitstellung für die 
Bewohner von Wohngebäuden, die nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes errichtet werden, notwendig 
Ist. 

(4) Die Enteignung von Ersatzland ist nach Maß- 
gabe des § 12 zulässig. 

§ 3 

Der Enteignung unterliegende Grundstücke 

(1) Der Enteignung unterliegen: 

a) unbebaute Grundstücke, wenn auf Grund vor- 
handener Fluchtlinienpläne, Bebauungspläne 
oder ähnlicher förmlich festgesetzer städtebau- 
licher Pläne ihre Bebauung mit Wohngebäuden 
oder ihre Verwendung für die In § 2 Absatz 3 
genannten Zwecke vorgesehen oder zugelassen 
Ist, 

b) unbebaute Grundstücke an hergestellter und 
anbaufähiger Straße, auch soweit eine Planfest- 
setzung noch nidit erfolgt ist, wenn die beab- 
sichtigte Bebauung mit einer geordneten bau- 
lichen Entwicklung des Gemeindegebiets ver- 
einbar Ist, 

c) sonstige unbebaute Grundstücke, wenn sie auf 
Grund hinreicliender ortsplanerischer Prüfung 
im Rahmen einer geordneten baulldien Ent- 
wicklung des Gemeindegebiets nach pflichtmäßi- 
gem Ermessen der Enteignungsbehörde für die 
beabsichtigte Bebauung geeignet sind. 

(2) Grundstücke mit geringfügiger Bebauung 
und Grundstücke, auf denen die früher vorhande- 
nen Gebäude zerstört sind, stehen unbebauten 
Grundstücken gleich. Als geringfügig Ist namentlich 
eine Bebauung anzusehen, die erheblich unter dem 
Maß der zulässigen oder üblichen Bebauung liegt. 
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nach ihrem Umfang die Verpfliditung zur Leistung 
von Anliegerbeiträgen nicht auslöst, in behelfs- 
mäßiger Bauart errichtet oder nur auf Widerruf 
genehmigt ist. 

(3) Grundstücke mit unvollendeten Wohn- 
gebäuden unterliegen der Enteignung, wenn ihre 
Fertigstellung in absehbarer Zeit nicht zu erwarten 
ist. 

(4) Soll ein räumlich oder wirtschaftlich zusam- 
menhängender Grundbesitz nur zu einem Teil ent- 
eignet werden, so kann der Eigentümer die Aus- 
dehnung der Enteignung auf den Restbesitz ver- 
langen, wenn dieser baulich nicht mehr verwertet 
oder nicht mehr zweckmäßig genutzt werden kann. 
Treffen diese Voraussetzungen nur für einen Teil 
des Restbesitzes zu, so kann dieses Verlangen nur 
für diesen Teil gestellt werden. 

(5) Soll ein Grundstück im Wege der Enteignung 
mit einem Erbbaurecht belastet werden, so kann 
der Eigentümer an Stelle dessen die Enteignung 
des Grundstücks verlangen. 


§ 4 


Abwendung der Enteignung eines Grundstücks 

(1) Die Enteignung eines Grundstücks ist nicht 
zulässig, wenn der Eigentümer vor Beginn der 
mündlichen Verhandlung schriftlich oder zur 
Niederschrift der Enteignungsbehörde der Ent- 
eignung widerspricht und wenn er glaubhaft 
macht, daß er oder ein Dritter das Grundstück 
in nicht nur geringfügigem Ausmaß bebauen will 
und mit den Bauarbelicii bliiiieii eines Jahres be- 
ginnen wird. 

(2) Hat der Eigentümer oder der Dritte binnen 
eines Jahres seit dem Widerspruch aus von ihm zu 
vertretenden Gründen mit dem Bau niclit ernst- 
haft begonnen oder liegt der begonnene Bau aus 
solchen Gründen länger als ein Jahr still, so kann 
die Enteignung ln einem neuen Verfahren nicht 
wieder abgewendet werden. 

(3) Die Vorschrift des Absatzes 1 findet keine 
Anwendung, wenn die Enteignung zu den in § 2 
Absatz 3 genannten Zwecken erfolgen soll oder 
ein größeres zusammenhängendes Bauvorhaben 
ohne Inanspruchnahme dieses Grundstücks nidit 
ausführbar wäre. 
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Erwerbsberechtigung 


(1) Die Enteignung ist zugunsten jedes Bau- 
willigen zulässig, der in der Lage ist, das Grund- 
stück alsbald mit einem Gebäude im Sinne des § 2 
zu bebauen. Die Enteignungsbehörde (§ 13) ent- 


scheidet nach pflichtmäßigem Ermessen, ob eine 
Enteignung, die nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes zulässig wäre, durdigeführt werden soll. 

(2) Von mehreren Bauwilligen, welche die Ent- 
eignung desselben Grundstücks beantragen, soll 
bevorzugt berücksichtigt werden, und zwar in der 
Regel in nachstehender Rangfolge: 

a) wer vorher Eigentümer des Grundstücks ge- 
wesen war und es durch Enteignung verloren 
oder zur Vermeidung der Enteignung frei- 
händig abgegeben hat, 

b) wer durch Enteignung ein Grundstück ohne 
Zuweisung von bebaubarem Ersatzland ver- 
loren hat, 

c) wer durch eine Bausperre oder eine ihr in den 
Auswirkungen gleichkommende Maßnahme ein 
ihm gehöriges Grundstück nicht mit einem 
Wohngebäude bebauen darf, 

d) wer zum Besitz oder zur Nutzung des Grund- 
stücks berechtigt ist, 

e) wer ein Recht an dem Grundstück inne hat. 
Im übrigen ist dem Bauwilligen der Vorzug zu 
geben, durch dessen Bauvorhaben am meisten zur 
Behebung der Wohnungsnot beigetragen wird. 

(3) Die Enteignung ist zugunsten einer Ge- 
meinde auch zulässig, wenn die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 nicht vorliegen. Die Gemeinde hat, 
wenn sie nicht selbst baut, das enteignete Gelände 
spätestens binnen zweier Jahre vom Tage des Be- 
sitzüberganges an zu dem Erwerbspreis als Bauland 
oder als Ersatzland zu veräußern. An Stelle der 
Veräußerung genügt die Überlassung in Erbbau- 
recht, wenn der Bauwillige es beantragt und seine 
Verhältnisse dies erfordern. Die Frist kann von 
der Enteignungsbehörde aus besonderen Gründen 
verlängert werden. Sind von der Gemeinde nach 
dem Erwerb des Geländes Maßnahmen zur Bau- 
reifmachung (Aufteilung in geeignete Bauplätze, 
Einebnung, Erschließung) durchgeführt worden, 
so können die hierdurch entstandenen Kosten dem 
Erwerbspreis zugerechnet werden. 

Zweiter Absdinitt 
Entschädigung 

S 6 

Entschädigungspflicht 

(1) Der durch die Enteignung Begünstigte hat 
Entschädigung zu leisten. Diese umfaßt nach Maß- 
gabe der §§ 7 und 8 die Entsdiädigung für: 

a) den durch die Enteignung eintretenden Rechts- 
verlust, 

b) andere durch die Enteignung eintretende Ver- 
mögensnaditeile. 
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(2) Entschädigungsberechtigt sind diejenigen, die 
in ihren Rechten durch die Enteignung beeinträch- 
tigt werden. 

(3) Für die Bemessung der Entschädigung ist der 
Zeitpunkt maßgebend, in dem die Entscheidung 
über sie getroffen wird. 

(4) Soweit in diesem Gesetz nicht eine spätere 
Fälligkeit zugelassen ist, wird die Entschädigung 
fällig, sobald die sie festsetzende Entscheidung un- 
anfechtbar geworden ist. Der durch die Enteignung 
Begünstigte hat Geldentschädigungen außer 
wiederkehrenden Leistungen für die Zeit seit dem 
Besitzübergang mit dem für zuletzt ausgegebene 
Fiypothekenpfandbricfe auf dem Kapitalmarkt 
üblichen Nominalzinsfuß zu verzinsen. 


§ 7 


Entschädigung für den Rechtsvcrlust 

(1) Die Entschädigung für den durch die Ent- 
eignung eintretenden Rechtsvcrlust ist unter ge- 
rechter Abwägung der Interessen der Allgemein- 
heit und der Beteiligten festzusetzen. Sie darf den 
gesetzlich zulässigen Preis nicht übersteigen. 


(2) Besteht ein gesetzlich zulässiger Preis nicht 
oder ist er höher als der Preis, der im gewöhn- 
lichen Geschäftsverkehr bei einer Veräußerung zu 
erzielen wäre (gemeinerWert), so darf die Entschä- 
digung den gemeinen Wert nicht übersteigen. 
Werterhöhungen, die dem von der Enteignung 
betroffenen Grundstück lediglich durch die Er- 
wartung der mit der Enteignung angestrebten Be- 
bauung erwachsen sind, bleiben unberücksichtigt. 

(3) Für Bauwerke oder bauliche Veränderun- 
gen, die ohne die vorgeschricbene behördliche Ge- 
nehmigung ausgeführt oder nur widerruflich zu- 
gelassen worden sind, kann eine Entschädigung ge- 
währt werden, wenn es aus Gründen der Billigkeit 
geboten Ist. Werterhöhende Veränderungen, die 
nach der Einleitung des Enteignungsverfahrens 
vorgenommen worden sind, bleiben unberück- 
sichtigt, wenn die Enteignungsbehörde der Ver- 
änderung nicht zugestimmt hat. 


(4) Die Entschädigung für befristet genehmigte 
Bauwerke oder bauliche Veränderungen ist, wenn 
die Frist noch nidit abgelaufen ist, nach dem Ver- 
hältnis der nodi nicht abgelaufenen Zeit zu der 
Frist fcstzusetzen. 


§ « 


Entschädigung für andere Vermögensnachteile 


(1) Wegen anderer durdi die Enteignung ein- 
tretender Vermögensnachteile (§ 6 Absatz 1 Buch- 
stabe b ist, wenn und soweit sich dies aus einer 
gerechten Abwägung der Interessen der Allgemein- 
heit und der Beteiligten ergibt, eine Entsdiädlgung 
insbesondere festzusetzen für: 

a) den vorübergehenden oder dauernden Verlust, 
den der von der Enteignung Betroffene in sei- 
nem Erwerb erleidet, soweit der Verlust nicht 
schon bei der Festsetzung der Entschädigung 
nach § 7 berücksichtigt Ist, jedoch nur bis zu 
dem Betrag des Aufwands, der erforderlich ist, 
um ein anderes Grundstück In der gleichen 
Weise wie das zu enteignende Grundstück zu 
nutzen oder zu gebrauchen, 

b) die Wertminderung des Restgrundstücks oder 
des Restbesitzes, die durch Enteignung eines 
Grundstücksteils oder eines Teils eines räum- 
lich oder wirtschaftlich zusammenhängenden 
Grundbesitzes entsteht, soweit die Wertmin- 
derung nicht schon durch Festsetzung der Ent- 
schädigung nach § 7 oder Buchstabe a berück- 
sichtigt ist. 

(2) Vermögensvorteile, die dem Entsdiädi- 
gungsberechtigten Infolge der Enteignung ent- 
stehen, sind bei der Festsetzung der Entschädigung 
zu berücksichtigen. 


§ 9 

Gemeinsame und gesonderte Entschädigung 

(1) Flypotheken-, Grundschuld- und Rcnten- 
schuldgläubiger, sowie Reallastberechtigte, ferner 
Gläubiger von Rückständen öffentlicher Lasten 
und als öffentliche Last auf dem Grundstück 
ruhender Renten sind auf die Entschädigung für 
das Eigentum am Grundstück (§ 7) angewiesen, 
soweit nicht die Rechte gemäß § 25 aufrecht er- 
halten werden. 


(2) Gesondert zu entschädigen sind Altenteils- 
berechtigte, sowie Inhaber von Dienstbarbeiten 
oder Erwerbsrechten an dem Grundstück oder von 
dinglichen oder persönlichen Rechten, die zum 
Besitz oder zur Nutzung des Grundstücks berech- 
tigen oder die Nutzung des Grundstücks be- 
schränken. 


(5) Wird eine Flypothek, Grundschuld oder 
Rentenschuld selbständig enteignet, so Ist die Ent- 
schädigung nach dem Betrage des dem Entschädi- 
gungsberechtigten zustehenden Rechts festzu- 
setzen. 


(3) Soweit das Recht des gesondert zu entschä- 
digenden Berechtigten den Wert des Eigentums 
am Grundstück mindert. Ist dies bei der Fest- 
setzung der Entschädigung für das Eigentum am 
Grundstück zu berücksichtigen. 
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(4) Wird Entschädigung in Land festgesetzt, so 
kann auf Antrag bestimmt werden, daß Berecii- 
tigte, die nach Absatz 1 auf die Entschädigung für 
das Eigentum am Grundstück angewiesen sind, ge- 
sondert zu entschädigen und Berechtigte, die nach 
Absatz 2 gesondert zu entschädigen sind, auf die 
Entschädigung für das Eigentum am Grundstück 
angewiesen sind. 

§ 10 

Entschädigung In Geld 

(1) Soweit In diesem Gesetz nichts anderes be- 
stimmt Ist, wird die Entschädigung in Geld fest- 
gesetzt. Mit Zustimmung der Entschädigungs- 
berechtigten kann die Entschädigung in wieder- 
kehrenden Leistungen oder in Teilzahlungen fest- 
gesetzt werden; bei der Entschädigung In wieder- 
kehrenden Leistungen für Altenteilsrechte bedarf 
cs der Zustimmung nicht. Für Erbbaurechte, die im 
Wege der Enteignung begründet werden, kann die 
Entschädigung durch einen Erbbauzins festgesetzt 
werden. 

(2) Ist der durch die Enteignung Begünstigte 
eine Gemeinde, so kann auf Ihren Antrag ohne 
Zustimmung der Entschädigungsberechtigten die 
Geldentschädigung in Teilzahlungen, die längstens 
Innerhalb von zehn Jahren zu leisten sind, fest- 
gesetzt werden. Mindestens ein Zehntel der Geld- 
entschädigung muß fällig werden, sobald die sic 
festsetzende Entscheidung unanfechtbar geworden 
Ist. Auf Antrag muß bestimmt werden, daß die 
später fällig werdenden Teilzahlungen durch eine 
sichere Hypothek oder Grundschuld an einem in- 
ländischen Grundstück gesichert werden. Erhält 
die Gemeinde bei Veräußerung des Geländes den 
Gegenwert, so werden die noch ausstehenden Teil- 
zahlungen sofort fällig. 

(3) Entschädigung In Teilzahlungen darf nicht 
festgesetzt werden, wenn sie für die Entschädi- 
gungsberechtigten eine unbillige Härte bedeutet. 

§ 11 

Entschädigung In Land 

(1) Die Entschädigung kann auf einen vor Be- 
ginn der mündlichen Verhandlung gestellten An- 
trag des durch die Enteignung Begünstigten ganz 
oder teilweise In Land (Ersatzland) festgesetzt wer- 
den, sofern der Entschädigungsberechtigte das In 
iVussicht genommene Ersatzland anzunehmen be- 
reit Ist. Die mangelnde Bereitschaft des entschädi- 
gungsberechtigten Eigentümers, das Grundstück 
als Ersatzland anzunehmen, bleibt außer Betracht, 
wenn das Recht zur Ablehnung dazu mißbraucht 
wird, die Durchführung der Enteignung wesentlich 
zu erschweren. 


(2) Beantragt der Eigentümer Entschädigung In 
Lancl und gehört dem durch die Enteignung Be- 
günstigten geeignetes Gelände, so ist die Entschä- 
digung in Land festzusetzen, soweit dem durch die 
Enteignung Begünstigten die Hergabe des Ge- 
ländes zuzumuten ist. 

(3) Ist der Eigentümer mit seiner Berufs- oder 
Erwerbstätigkeit ganz oder zum Teil auf das zu 
enteignende Grundstück angewiesen, so soll, wenn 
er es beantragt, nach Möglichkeit Ersatzland zu- 
gewlesen werden. 

(4) Hat das Ersatzland einen geringeren Wert 
als das zu enteignende Grundstück, so Ist eine 
dem WcrtunterscJiIed entsprechende zusätzliche 
Geldentschädigung festzusetzen. Hat das Ersatz- 
land einen höheren Wert als das zu enteignende 
Grundstück, so ist festzusetzen, daß der Entschä- 
digungsberechtigte an den durch die Enteignung 
Begünstigten eine dem Wertunterschied entspre- 
chende Ausgleichszahlung zu leisten hat. 

§ 12 

Ersatzlandenteignung 

(1) Als Ersatzland können Grundstücke ent- 
eignet werden, wenn es erforderlich ist, um einem 
Antrag nach § 11 Absatz 3 zu entsprechen. 

(2) Der Enteignung als Ersatzland unterliegt, 
und zwar in der Regel In nachstehender Rangfolge, 
der Grundbesitz 

a) der Gemeinden, Gemeindeverbände und son- 
stiger Körperschaften des öffentlichen Rechts 
— außer den unter Buchstabe b Genannten 
— , sofern sie den Grundbesitz nicht zur Er- 
füllung der ihnen obliegenden Aufgaben be- 
nötigen, 

b) der Länder und des Bundes, sofern nicht die 
zuständige oberste Landesbehörde, der zustän- 
dige Bundesminister oder eine von diesem er- 
mächtigte unmittelbar nachgeordnete Behörde 
bescheinigt, daß der Grundbesitz zur Erfüllung 
der Ihnen obliegenden Aufgaben benötigt 
wird, 

c) anderer Personen, soweit nicht die Enteignung 
eine unbillige Härte für sie bedeutet. Eine un- 
billige Härte Hegt Insbesondere vor, wenn diese 
Personen mit ihrer Berufs- oder Erwerbstätig- 
keit auf das als Ersatzland zu enteignende 
Grundstück angewiesen sind. 

(3) Sollen Grundstücke, die außerhalb eines Im 
Zusammenhang bebauten Ortstcils liegen und 
landwirtschaftlich genutzt werden, als Ersatzland 
enteignet werden, so ist der für die Landwirt- 
schaftsverwaltung zuständigen Behörde Gelegen- 
heit zur Äußerung zu geben. 
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Dritter Abschnitt 

Verfahren vor der Enteignungsbehörde 
§ 13 

Enteignungsbehörde 

(1) Das Enteignungsverfahren wird von der 
höheren Verwaltungsbehörde durchgeführt (Ent- 
eignungsbehörde). Die Länder können eine andere 
staatliche Verwaltungsbehörde als Enteignungs- 
behörde bestimmen. 

(2) örtlich zuständig ist diejenige Enteignungs- 
behörde, in deren Bezirk das von der Enteignung 
betroffene Grundstück liegt. 

(3) Wird Antrag auf Entschädigung in Land 
gestellt (§ 11), das im Bezirk einer anderen Ent- 
eignungsbehörde liegt, so bestimmt die gemein- 
same übergeordnete Landesbehörde die örtlich zu- 
ständige Enteignungsbehörde. 

(4) Die Enteignungsbehörde entscheidet in der 
Besetzung mit einem Vorsitzenden und zwei Bei- 
sitzern. Vorsitzender ist der Leiter der Enteig- 
nungsbehörde oder ein von ihm bestimmter Be- 
amter seiner Dienststelle; der Vorsitzende muß 
die Befähigung zum Richtcramt oder zum höheren 
Verwaltungsdienst haben. Die Enteignungsbehörde 
entscheidet mit Stimmenmehrheit; die §§ 193, 194, 
195, 196 Absatz 2, 197, 198 des Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes sind sinngemäß anzuwenden. 

(5) Die Beisitzer und ihre Stellvertreter werden 
auf bestimmte Dauer, mindestens auf zwei Jahre, 
von der Volksvertretung des Landes, wenn der 
Bereich der Enteignungsbehörde über den Bezirk 
eines Kreises nicht hinausgeht, von der Kreisver- 
tretung gewählt. Für jeden Beisitzer müssen min- 
destens zwei Stellvertreter gewählt werden. Wähl- 
bar ist jeder, der nach den landesrechtlichen Vor- 
schriften zum Mitglied der Volksvertretung des 
Landes gewählt werden kann und die Fähigkeit 
zu dem Amt eines Schöffen besitzt (§ 32 Ge- 
richtsverfassungsgesetz). Das Amt erlischt, wenn 
die Voraussetzungen der Wählbarkeit wegfallen. 
Ein Beisitzer und seine Stellvertreter müssen 
Grundeigentümer sein. 

(6) Die Beisitzer sind bei ihrer ersten Dienst- 
leistung vom Vorsitzenden durch Flandschlag zu 
gewissenhafter Amtsführung und Amtsverschwie- 
genheit zu verpflichten. Über die Verpflichtung 
ist eine Niederschrift aufzunehmen. 

(7) Die Landesregierung kann durch Rechts- 
verordnung eine von den Vorschriften des Ab- 
satzes 5 abweichende Regelung treffen. 


§ 14 

Enteignungsantrag 

Der Enteignungsantrag ist bei der Gemeinde 
unter Bezeichnung des zu enteignenden Grund- 
stücks einzureichen. Dem Antrag sollen die erfor- 
derlichen Unterlagen beigefügt werden, insbeson- 
dere eine Bauentwurfsskizze, eine Zusammen- 
stellung der überschlägigen Baukosten und der 
Nachweis, daß der Antragsteller in der Lage Ist, 
das Grundstück alsbald zu bebauen. Von diesem 
Nachweis kann bei einem Wohnungsunternehmen, 
das sich satzungsgemäß und tatsächlich mit dem 
Bau von Wohnungen im eigenen Namen befaßt, 
abgesehen werden. Die Gemeinde hat den Antrag 
mit ihrer Stellungnahme der Enteignungsbehörde 
vorzulegen. 

§ 15 

Beitritt zum Enteignungsverfahren 

(1) Ist ein Enteignungsantrag bei der Enteig- 
nungsbehörde eingegangen, so gilt ein später ein- 
gehender Antrag auf Enteignung desselben Grund- 
stücks als Beitritt zu dem Enteignungsverfahren, 
wenn der Antrag spätestens eine Woche vor dem 
ersten Verhandlungstermin der Enteignungs- 
behörde zugeht; spätere Anträge werden In dem 
Verfahren nicht berücksichtigt. 

(2) Der wesentliche Inhalt des Enteignungs- 
antrags des Beitretenden ist den Beteiligten mit- 
zuteilen. 

§ 16 

Beteiligte 

(1) In dem Enteignungsverfahren sind Be- 
teiligte: 

a) der Antragsteller und die Beitretenden, 

b) diejenigen, für welche ein Recht an dem 
Grundstück Im Grundbuch eingetragen oder 
durch Eintragung gesichert Ist, 

c) Inhaber eines Rechts an dem Grundstück oder 
an einem das Grundstück belastenden Recht, 
eines Anspruchs mit dem Recht auf Befriedi- 
gung aus dem Grundstück oder eines persön- 
lichen Rechts, das zum Besitz oder zur 
Nutzung des Grundstücks berechtigt oder die 
Nutzung des Grundstücks beschränkt, 

d) die Gemeinde. 

(2) Die In Absatz 1 Buchstabe c bezelchneten 
Personen werden in dem Zeitpunkt Beteiligte, In 
dem die Anmeldung ihres Rechts der Enteignungs- 
behörde zugeht. Die Anmeldung kann spätestens 
in der letzten mündlldien Verhandlung mit den 
Beteiligten erfolgen. 


6 



(3) Die Enteignungsbehörde kann einer in Ab- 
satz 1 Buchstabe c bezeichneten Person aufgeben, 
binnen einer zu bestimmenden Frist glaubhaft 
zu machen, daß ihr das angenieldete Recht zusteht. 
Nach fruchtlosem Ablauf der Frist gilt die bezeich- 
nete Person nicht mehr als in dem Enteignungs- 
verfahren beteiligt. 

§ 17 

Einleitung des Enteignungsverfahrens 

(1) Beabsichtigt die Enteignungsbehörde das 
Enteignungsverfahren einzulciten, so hat sie die 
Beteiligten zu ermitteln. Das Grundbuchamt hat 
den Beauftragten der Enteignungsbehörde die 
Fertigung von Auszügen aus dem Grundbuch 
und den Grundakten zu gestatten und der Enteig- 
nungsbehörde auf Verlangen Auszüge oder Aus- 
künfte aus dem Grundbuch und den Grundakten 
zu erteilen. Liegen die Voraussetzungen für die 
Zulässigkeit der Enteignung offensichtlich nicht 
vor oder wird ein vom Eigentümer gemäß § 4 
Absatz 1 erhobener Widerspruch für begründet 
erachtet, so kann die Enteignungsbehörde ohne 
Mitwirkung der Beisitzer den Enteignungsantrag 
abweisen. 

(2) Das Enteignungsverfahren wird durch An- 
beraumung eines Termins zu einer mündlichen 
Verhandlung mit den Beteiligten eingeleitet. Zu 
der mündlichen Verhandlung sind alle Beteiligten 
mittels Zustellungsurkunde zu laden. Die La- 
dungsfrist beträgt drei Wochen; ist ein Beitreten- 
der nachzuladen, so bedarf es der Einhaltung dieser 
Frist nicht. 

(3) Die T a düng muß enthalten: 

a) die Bezeichnung des Antragstellers, der Bei- 
treten den, die ihren Beitritt bereits erklärt 
haben und des betroffenen Grundstücks, 

b) den wesentlichen Inhalt des Enteignungs- 
antrags mit dem FFinweis, daß der Antrag mit 
den ihm beigefügten Unterlagen bei der Ent- 
eignungsbehörde eingesehen werden kann, 

c) die Aufforderung, etwaige Einwendungen 
gegen den Enteignungsantrag bereits vor der 
mündlichen Verhandlung bei der Enteignungs- 
behördc schriftlich einzureichen oder nur 
Niedersdirlft zu erklären, 

d) eine Belehrung des Eigentümers über den In- 
halt der die Abwendung der 'Enteignung be- 
treffenden Vorschriften des § 4 Absätze 1, 3, 

e) den Flinweis, daß auch bei Nichterscheinen 
über den Enteignungsantrag und andere im 
Verfahren zu erledigende Anträge entsdileden 
werden kann. 


(4) Die Enteignungsbehörde hat die Einleitung 
des Enteignungsverfahrens unter Bezeichnung des 
betroffenen Grundstücks und des im Grundbuch 
als Eigentümer Eingetragenen sowie den ersten 
Termin der mündlichen Verhandlung mit den Be- 
teiligten In einer örtlichen Tageszeitung und In 
ortsüblicher Weise durch Aushang In der Ge- 
meinde öffentlich bekanntzumachen. In der Be- 
kanntmachung sind alle Beteiligten aufzufordern, 
ihre Rechte spätestens in der mündlichen Ver- 
handlung wahrzunehmen mit dem Hinweis, daß 
auch bei Nichterscheinen über den Enteignungs- 
antrag und andere im Verfahren zu erledigende 
Anträge entschieden werden kann. 

(5) Die Enteignungsbehörde teilt dem Grund- 
buchamt die Einleitung des Enteignungsverfahrens 
mit. Das Grundbuchamt hat die Enteignungs- 
behörde von allen Eintragungen zu benachrichti- 
gen, die nach dem Zeitpunkt der Einleitung des 
Enteignungsverfahrens Im Grundbuch des betrof- 
fenen Grundstücks vorgenommen sind und vor- 
genonimen werden, 

§ 18 

Durchführung des Enteignungsverfahrens 

Das Enteignungsverfahren ist beschleunigt durch- 
zuführen. Die Entelgnungsbehörde hat schon vor 
der mündlichen Verhandlung alle Anordnungen 
zu treffen, die erforderlich sind, um das Verfahren 
tunlichst In einem Verhandlungstermin zu erle- 
digen. Sie hat den gesamten Sachverhalt, soweit 
er für das Enteignungsverfahren von Bedeutung 
ist, zu ermitteln und den Behörden, für deren 
Gesdiäftsberelch die Enteignung von Bedeutung ist, 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Die zustän- 
dige Preisbehörde ist über die Höhe des gesetzlich 
zulässigen Preises für das von der Enteignung be- 
troffene Grundstück zu hören. 

S 19 

Bestellung eines Vertreters 

(1) Steht das Eigentum oder ein die Beteiligung 
am Enteignungsverfahren begründetes anderes 
Pvecht mehreren zu und Ist ein gemeinschaftlicher 
Vertreter nicht vorhanden, so kann die Enteig- 
nungsbehörde diese Beteiligten auffordern, binnen 
einer zu bestimmenden Frist einen gemeinschaft- 
lichen Vertreter zu bevollmächtigen und der Ent- 
eignungsbehörde anzuzeigen. Wird der Auffor- 
derung nicht fristgemäß Folge geleistet, so kann 
die Enteignungsbehörde einen gemeinschaftlichen 
Vertreter bestellen. § 1780 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches ist entsprechend anzuwenden. 
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(2) Absatz 1 gilt sinngemäß, wenn zweifelhaft 
ist, wer von mehreren Personen berechtigt ist, über 
ein die Beteiligung am Enteignungsverfahren be- 
gründendes Recht zu verfügen, oder wenn ein in 
§ 16 Absatz 1 Buchstabe b bezelchneter Beteilig- 
ter unbekannt oder unerreichbar Ist. 

(3) Der von der Enteignungsbehörde bestellte 
Vertreter Ist zu allen Rechtshandlungen ermäch- 
tigt, welche die Vertretenen im Enteignungsver- 
fahren, bei Anfechtung der In diesem Verfahren 
ergehenden Entscheidungen oder Im gerichtlichen 
Verfahren In Entschädigungssachen vornehmen 
könnten. Zustellungen sind statt den Vertretern 
dem von der Enteignungsbehörde bestellten Ver- 
treter gegenüber vorzunehmen. Die Vertretenen 
sind während der Dauer der Bestellung des Ver- 
treters von der Vornahme dieser Rechtshandlun- 
gen ausgeschlossen. 

(4) Die Enteignungsbehörde hat den von Ihr 
bestellten Vertreter zu entlassen, wenn der Grund 
für seine Bestellung wegfällt. Die Vertretungs- 
madit des bestellten Vertreters endet mit dem 
Zeltnunkt, In dem ihm die Mitteilung über seine 
Entlassung zugeht. 


§ 20 

Mündliche Verhandlung 

(1) Die mündliche Verhandlung Ist nötigenfalls 
an Ort und Stelle durchzuführen. 

(2) Der ermittelte Sachverhalt (§ 18) und die 
gestellten Anträge sind mit den Beteiligten zu er- 
örtern. Sachverständige können zugezogen und 
Zeugen vernommen werden. 

(3) Die Enteignungsbehörde hat auf eine Eini- 
gung zwischen den Beteiligten hinzuwirken. 

(4) Ein Verlangen nach § 3 Absätze 4, 5 und 
Anträge nach § 9 Absatz 4 und § 10 Absatz 2 
können nur bis zum Schluß der mündlichen Ver- 
handlung gestellt werden. 

(5) Über den Inhalt der mündlichen Verhand- 
lung, Insbesondere über die gestellten Anträge, ist 
eine Niederschrift aufzunehmen. 

(6) Finden mehrere Verhandlungstermine statt, 
so gelten sie In ihrer Gesamtheit als die münd- 
liche Verhandlung. 


§ 21 


Einigung über den Eigentumsübergang 
und die Entschädigung 

(1) Einigen sich der Antragsteller und der Eigen- 
tümer dahin, daß das Eigentum an dem zu ent- 
eignenden Grundstück ohne Enteignung gegen Ent- 
schädigung ganz oder teilweise auf den Antragstel- 


ler übergehen soll, so hat die Enteignungsbehörde 
eine Niederschrift über die Einigung aufzuneh- 
men, Die Niederschrift muß den Erfordernissen 
des § 26 Absatz 2 entsprechen. Eine Mitwirkung 
der Beisitzer der Enteignungsbehörde Ist nicht er- 
forderlich. Die Niederschrift ist von den Beteilig- 
ten, die an der Einigung teilgenommen haben, zu 
unterschreiben. Ein Bevollmächtigter des Eigen- 
tümers bedarf einer öffentlich beglaubigten Voll- 
macht. 

(2) Die Enteignungsbehörde hat den Beteiligten, 
die an der Einigung nidit teilgenommen haben, 
eine Ausfertigung der Urkunde über die Einigung 
zuzustellen. Ist die Einigung In einem Verhand- 
lungstermin beurkundet worden, so bedarf es kei- 
ner Zustellung an Beteiligte, die In diesem Termin 
zugegen waren. Die Beteiligten, die an der Einigung 
nicht tellgenommcn haben, sind über das Recht, 
Widerspruch zu erheben, zu belehren. 

§ 22 

Widerspruch gegen die Einigung 

(1) Ein Beteiligter, der an der Einigung nicht 
teilgenommcn hat, kann binnen zweier Wochen 
nach der Zustellung, Im Falle des § 21 Absatz 2 
Satz 2 binnen zweier Wochen nach dem Termin, 
bei der Enteignungsbehörde schriftlich oder zu 
Protokoll gegen die Einigung Widerspruch er- 
heben. 

(2) Wird binnen der Frist ein Widerspruch 
erhoben, so ist das Enteignungsverfahren fortzu- 
setzen. Die Einigung hat zur Folge, daß die Betei- 
ligten, die an der Einigung teilgenommen haben, 
sowie diejenigen Beteiligten, die binnen der Frist 
einen Widerspruch nicht erhoben haben, den Ent- 
eignungsbeschluß Insoweit nicht anfechten können, 
als er der Einigung entspricht. 

§ 23 

Ausführung der Einigung 

Ist binnen der Frist ein Widerspruch nicht er- 
hoben, so ordnet auf Antrag eines Beteiligten die 
Enteignungsbehörde die Ausführung der Einigung 
(Ausführungsanordnung) an. Die Vorschriften der 
§§ 40 bis 44 finden mit der Maßgabe Anwendung, 
daß die beurkundete Einigung an die Stelle eines 
Enteignungsbeschlusses tritt. 

5 24 

Einigung über den Eigentumsübergang 

(1) Einigen sich der Antragsteller und der Eigen- 
tümer nur dahin, daß das Eigentum an dem zu 
enteignenden Grundstück ganz oder teilweise auf 
den Antragsteller übergehen soll, jedoch nicht über 
die Entschädigung, so ist ^ 21 Absatz 1 entspre- 
chend anzuwenden. 
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(2) Die Enteignungsbehörde hat die Einigung 
den Beteiligten, die an ihr teilgenommen haben, 
bekanntzumachen. Die Bekanntmachung an Betei- 
ligte, die gemäß § 9 Absatz 2 Anspruch auf geson- 
derte Entschädigung haben, hat durch Zustellung 
zu erfolgen. Ist die Einigung in einem Verhand- 
lungstermin beurkundet worden, so bedarf es kei- 
ner Zustellung an Beteiligte, die in diesem Termin 
zugegen waren. Diejenigen Beteiligten, die gegen 
die Einigung Widerspruch erheben können (Ab- 
satz 3), sind über das Widerspruchsrecht zu be- 
lehren. 

(3) Ein Beteiligter, der gemäß § 9 Absatz 2 An- 
spruch auf gesonderte Entschädigung hat, kann 
binnen zweier Wochen nach der Zustellung, im 
Falle des Absatzes 2 Satz 3 binnen zweier Wochen 
nach dem Termin bei der Enteignungsbehörde 
schriftlich oder zu Protokoll gegen die Einigung 
Widerspruch erheben. 

(4) Nach Ablauf der Widerspruchsfrist ist das 
Verfahren fortzusetzen; §22 Absatz 2 Satz 2 ist 
anzuwenden. Wird binnen der Frist ein Wider- 
spruch nicht erhoben, so wird der Inhalt der Eini- 
gung dem weiteren Verfahren zugrunde gelegt; der 
Inhalt der Einigung ist ln den Enteignungsbeschluß 
aufzunehmen. 

§ 25 

Entscheidung und Enteignungsbehörde 

(1) Kommt eine Einigung nicht zustande, so 
entscheidet die Enteignungsbehörde auf Grund der 
mündlichen Verhandlung durch Beschluß über den 
Enteignungsantrag, die übrigen gestellten Anträge 

T7!^ j ^ 

uuv^i LI w cuauiigcii. zu- 

gleich entscheidet die Enteignungsbehörde darüber, 
ob an dem von der Enteignung betroffenen 
Grundstück die Redite der in § 9 Absatz 1 be- 
zelchneten Berechtigten aufrechterhalten oder neue 
dingliche Rechte an dem Gegenstand der Enteig- 
nung begründet werden sollen. 

(2) Wird Entschädigung in Geld festgesetzt, so 
gilt, soweit die Bemessung des gesetzlich zulässigen 
Preises die Erteilung einer AusnahmegenehmIgUQg 
nach § 1 Absatz 3 der Verordnung über die Preis- 
überwachung und die Reditsfolgen yon Preisver- 
stößen im Grundstücksverkehr vom 7. Juli 1942 
(Relchsgesctzbl. I S. 451) erfordert (§ 7 Absatz 1 
S. 2), diese Ausnahmegenehmigung als durch die 
Entscheidung über die Entschädigung erteilt. Die 
Entscheidung darf in diesem Falle nur im Beneh- 
men mit der zuständigen Preisbehörde getroffen 
werden. 

(3) Wird Entschädigung in Land festgesetzt und 
muß das Ersatzland enteignet werden, so ist in 
der Entscheidung über den Enteignungsantrag zu- 
gleich über die Enteignung des Ersatzlandes zu 
entsclieiden. 


§ 26 

Form und Inhalt des Beschlusses, 
insbesondere des Enteignungsbeschlusses 

(1) Der Beschluß der Enteignungsbehörde ist 
den Beteiligten zuzustellen. Der Beschluß ist mit 
einer Belehrung über Zulässigkeit, Form und Frist 
des Einspruchs (§ 28) zu versehen. 

(2) Gibt die Enteignungsbehörde dem Enteig- 
nungsantrag statt, so muß der Beschluß (Enteig- 
nungsbesdiluß) enthalten: 

a) die Bezeichnung der von der Enteignung Be- 
troffenen und des durdi die Enteignung Be- 
günstigten, 

b) das durch die Enteignung betroffene Grund- 
stück nadi Größe, grundbuchmäßiger, kataster- 
mäßiger und sonst üblicher Bezeichnung; im 
Falle der Enteignung eines Grundstücksteils ist 
zu seiner Bezeichnung auf die Meßurkunde eines 
Vermessungsamtes oder eines vereidigten Land- 
messers (amtlicher Veränderungsnachweis) Bezug 
zu nehmen, 

c) Art und Fiöhe der Entschädigung mit der An- 
gabe, von wem und an wen sie zu leisten sind, 

d) die Angabe der Eigentums- und sonstigen 
Rechtsverhältnisse vor und nach der Ent- 
eignung. 

(3) Ist im Grundbuch die Anordnung der 
Zwangsversteigerung oder der Zwangsverwaltung 
eingetragen, so gibt die Enteignungsbehörde dem 
Vollstreckungsgericht von dem Enteignungsbe- 
schluß Kenntnis, wenn dem Enteignungsantrag 
stattgegeben worden ist. 

§ 27 ^ 

V orzeitige Besitzein w'eisung 
(1) Die Enteignungsbehörde kann den Antrag- 
steller oder einen Beitretenden auf Antrag vorzei- 
tig ln den Besitz des von der Enteignung betrof- 
fenen Grundstücks einweisen, wenn die Inan- 
griffnahme des Bauvorhabens nicht aufgeschoben 
werden kann. Die Besitzeinweisung ist nur zuläs- 
sig, wenn über sic in der mündlichen Verhandlung 
verhandelt worden ist. Die Besitzeinweisung wird 
wirksam in dem von der Enteignungsbehörde bc- 
zeichneten Zeitpunkt. Auf Antrag des unmittel- 
baren Besitzers ist dieser Zeitpunkt auf mindestens 
zwei Wochen nach Zustellung der Anordnung über 
die vorzeitige Besitzeinweisung festzusetzen. Die 
Enteignungsbehörde kann die vorzeitige Besitzein- 
weisung von der Leistung einer Sicherheit In Fiöhe 
der voraussichtlichen Entschädigung und von der 
vorherigen Erfüllung anderer Bedingungen abhän- 
gig machen. Dies hat zu erfolgen, wenn der unmit- 
telbare Besitzer es verlangt. Die Anordnung Ist 
dem Eigentümer und sonstigen Besitzern oder 
Nutzungsberechtigten zuzustcllen. 
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(2) Der vorzeitig In den Besitz Eingewiesene 
darf auf dem Grundstück das von Ihm Im Ent- 
clgnungsantrag bezeichnete Bauvorhaben ausfüh- 
ren und die dafür erforderlichen Maßnahmen 
treffen. 

(3) Der Eingewiesene hat für die durch die vor- 
zeitige Besitzeinweisung entstehenden besonderen 
Nachteile Ersatz zu leisten, soweit die Nachteile 
nicht durch die Verzinsung der Geldentschädigung 
(§ 6 Absatz 4 S. 2) ausgeglichen werden. Art und 
Höhe des Ersatzes werden von der Enteignungs- 
behörde spätestens in dem In § 27 bezelchneten 
Beschluß festgesetzt. Wird der Beschluß über Art 
und Höhe des Ersatzes vorher erlassen, so Ist er 
den in Absatz 1 Satz 7 bezelchneten Personen zu- 
zustellen. 

(4) Auf Antrag einer der In Absatz 1 Satz 7 
bezelchneten Personen hat die Enteignungsbehörde 
den Zustand des Grundstücks vor der Besitzein- 
weisung In einer Niederschrift feststellen zu lassen, 
soweit er für die Entschädigung oder den Ersatz 
von Bedeutung ist. Abschrift der Niederschrift ist 
den In Absatz 1 Satz 7 bezelchneten Personen zu 
übersenden. 

(5) Wird der Enteignungsantrag abgelehnt, so 
ist die vorzeitige Besitzeinweisung aufzuheben 
und^der unmittelbare vorherige Besitzer wieder in 
den Besitz einzuweisen. 

Vierter Abschnitt 

Anfechtung der Entscheidungen der Enteignungs- 
behörde 

§ 28 

Einspruch 

(1) Gegen die Entscheidungen der Enteignungs- 
behörde ist der Einspruch an das Landgericht zu- 
lässig. Der Einspruch ist binnen eines Monats seit 
Zustellung der Entscheidung bei der Enteignungs- 
behörde schriftlich oder zu Protokoll einzulegen. 
Der Lauf der Frist wird durch die Gerichtsferien 
nicht gehemmt. 

(2) Der Einspruch muß die Entscheidung, gegen 
die er sich richtet, bezeichnen. Er soll die Erklä- 
rung enthalten. Inwieweit die Entscheidung ange- 
fochten wird und welche Abänderungen beantragt 
werden. Er soll die Gründe des Einspruchs sowie 
die neuen Tatsachen und Beweismittel angeben, 
die zur Rechtfertigung des Einspruchs dienen. 

(3) Die Enteignungsbehörde hat den Einspruch 
mit ihren Akten unverzüglich dem zuständigen 
Landgericht vorzulegen. Tst das Verfahren von der 
Enteignungsbehörde noch nicht abgeschlossen, so 
sind statt der Akten Abschriften der bedeutsamen 
Aktenstücke vorzulegen. 


(4) Einem Beteiligten, der durch Naturereignisse 
oder andere unabwendbare Zufälle verhindert 
worden ist, die Frist nach Absatz 1 einzuhalten, 
ist auf Antrag vom Landgericht die Wiederein- 
setzung in den vorigen Stand zu erteilen, wenn 
er den Einspruch binnen zweier Wochen nach Be- 
seitigung des Hindernisses eingelegt und die Tat- 
sachen, welche die Wiedereinsetzung begründen, 
glaubhaft macht. Gegen die Entscheidung über den 
Antrag findet die sofortige Beschwerde an das 
Oberlandesgericht statt. Nach dem Ablauf eines 
Jahres von dem Ende der versäumten Frist an 
gerechnet, kann die Wiedereinsetzung nicht mehr 
beantragt werden. 

§ 29 

Zuständigkeit 

(1) Über den Einspruch entscheidet das Land- 
gericht, Kammer für Baulandsachen. 

(2) örtlldi zuständig ist das Landgericht, in des- 
sen Bezirk die Enteignungsbehörde ihren Sitz hat. 

(3) Die Landesjustizverwaltung kann für die Be- 
zirke mehrerer Landgerichte einem von Ihnen die 
Entscheidung über Einsprüche nach diesem Gesetz 
zuweisen. 

§ 30 

Kammer für Baulandsachen 

(1) Bei den Landgerichten werden eine oder 
mehrere Kammern für Baulandsachen gebildet. Die 
Kammer für Baulandsachen entscheidet in der Be- 
setzung mit drei Richtern des Landgerichts ein- 
schließlich des Vorsitzenden sowie zwei beamteten 
Richtern der Verwaltungsgerichte. 

(2) Der Richter der Verwaltungsgerichte und die 
für den Fall Ihrer Verhinderung erforderlichen 
Vertreter werden von der für die Verwaltungsge- 
richtsbarkelt zuständigen obersten Landesbehörde 
auf die Dauer von drei Jahren zur nebenamtlichen 
Tätigkeit in der Kammer für Baulandsachen ab- 
geordnet. 

§ 31 

Verfahrensgrundsätze 

(1) Auf das Einspruchsverfahren sind die für das 
Verfahren vor den Amtsgerichten bei Klagen in 
bürgerlichen Rechtsstreitigkelten geltenden Vor- 
schriften sinngemäß anzuwenden, soweit sich aus 
diesem Gesetz nicht ein anderes ergibt. 

(2) Einspruchsverfahren sollen besonders be- 
schleunigt werden. Sie sind Feriensachen. 

(3) Das Gericht hat von Amts wegen die zur 
Feststellung der Tatsachen erforderlichen Ermitt- 
lungen zu veranstalten und die geeignet erschei- 
nenden Beweise aufzunehmen. 
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(4) Sind gegen die Entscheidung der Enteig- 
nungsbehörde mehrere Einsprüche eingelegt, so 
wird über die Einsprüche gleichzeitig verhandelt 
und entschieden. 

§ 32 

Teilnahme am Verfahren 

(1) An den Verfahren nehmen die Beteiligten 
und die Entclgnungsbehörde teil. Die für die Par- 
teien geltenden Vorschriften sind auf die Beteilig- 
ten und auf die Enteignungsbehörde entsprechend 
an zu wen den. 

(2) Die Einspruchsschrift eines Beteiligten und 
die sdiriftlichen Erklärungen eines Beteiligten und 
der Enteignungsbehörde sind den übrigen Beteilig- 
ten und der Enteignungsbehörde zuzustellen. 

(3) Hat ein Beteiligter rechtswirksam Einspruch 
eingelegt, so können sich auch die Beteiligten, die 
Einspruch nicht eingelegt haben, sowie die Ent- 
eignungsbehörde zur Sache schriftlich oder münd- 
lich äußern und in der mündlichen Verhandlung 
Anträge stellen. 

(4) Die §§ 59 bis 77 der Zivilprozeßordnung 
sind nicht anzuwenden. 

§ 33 

Anfechtung von Ermessensent Scheidungen 

Soweit die Entelgnungsbehörde ermächtigt Ist, 
iiadi pfliditmäßigem Ermessen zu befinden, kann 
der Einspruch nur darauf gestützt werden, daß die 
gesetzlichen Grenzen des Ermessens überschritten 
seien oder von dem Ermessen in einer dem Zweck 
der Ermächtigung nicht entsprechenden Weise Ge- 
brauch gemacht worden sei. 

§ 34 

Einspruch gegen vorzeitige Besitzeinweisung 

Hat ein Beteiligter gegen eine vorzeitige Besitz- 
einweisung Einspruch eingelegt, so sind Zwangs- 
maßnahmen zu dem Zwecke, dem Antragsteller 
den tatsächlichen Besitz des Grundstücks zu ver- 
schaffen, nur mit Zustimmung der Kammer für 
Baulandsachen zulässig. 

§ 35 

Entscheidung über den Einspruch 

(1) Das Gericht entscheidet über den Einspruch 
durdi Beschluß. Wird der Einspruch für begründet 
erachtet, so ist die Entscheidung der Entelgnungs- 
bchörde aufzuheben oder zu ändern. Die ange- 
fochtene Entsciieidung darf nur Insoweit aufge- 
hoben oder abgeändert werden, als eine Auf- 
hebung oder Abänderung von einem Beteiligten 
oder von der Enteignungsbehörde in der münd- 
lichen Verhandlung beantragt Ist. 


(2) Hat die Enteignungsbehörde den Enteig- 
nungsantrag abgewiesen, weil sie die Voraussetzun- 
gen für die Zulässigkeit der Enteignung nicht für 
gegeben erachtet hat, und wird der Einspruch 
für begründet erachtet, so hat das Gericht die an- 
gefochtene Entscheidung aufzuheben und die Sache 
an die Enteignungsbehörde zurückzuverweisen. 
Das gleiche gilt, wenn der Einspruch für begründet 
erachtet wird, weil der Enteignungsantrag von der 
Enteignungsbehörde unter Verletzung der Grund- 
sätze des § 33 abgewiesen worden ist. Ebenso kann 
das Gericht verfahren, wenn es in anderen Fällen 
die Voraussetzungen für eine wesentliche Ände- 
rung des Enteignungsbeschlusses hinsichtlich des 
Gegenstandes der Enteignung für gegeben hält. 
Die Enteignungsbehörde hat die Beurteilung, die 
der Aufhebung zugrunde gelegt ist, auch ihrer 
Entscheidung zugrunde zu legen. 

(3) Ist von mehreren Anträgen nur der eine 
oder Ist nur ein Teil eines Antrages zur Endent- 
scheidung reif, so darf das Gericht hierüber eine 
TellentsAeidung nur erlassen, wenn dies zur Be- 
schleunigung des Verfahrens notwendig erscheint. 

(4) Wird ein Enteignungsbeschluß abgeändert, 
so Ist § 27 Absatz 2 sinngemäß anzuwenden. Wird 
ein Enteignungsbeschluß aufgehoben oder abge- 
ändert, nachdem die Enteignungsbehörde dem 
Vollstreckungsgericht gemäß § 27 Absatz 3 von 
dem Enteignungsbeschluß Kenntnis gegeben hatte, 
so gibt das Gericht dem Vollstreckungsgerlciit von 
seinem Beschluß Kenntnis. 

(5) Der Beschluß Ist den Beteiligten von Amts 
wegen zuzustellen. Bei der Zustellung ist dem 
Beschluß eine Belehrung über die Zulässigkeit und 
die Form der sofortigen Beschwerde beizufügen. 
Im übrigen sind auf clen Beschluß die für Urteile 
geltenden Vorschriften sinngemäß anzuwenden. 

§ 36 

Entscheidung bei Ausbleiben eines Beteiligten 

Erscheint ein Beteiligter, der Einspruch einge- 
legt oder in einer mündlichen Verhandlung einen 
Antrag gestellt hat, im Termin zur mündlichen 
Verhandlung nicht, so kann jeder Beteiligte oder 
die Enteignungsbehörde eine Entscheidung nach 
Lage der Akten beantragen; dem Antrag ist zu 
entsprechen, wenn der Sachverhalt für eine der- 
artige Entscheidung hinreichend geklärt erscheint. 
Schriftlich gestellte Anträge des Beteiligten, der 
Einspruch eingelegt hat, gelten als in der münd- 
lichen Verhandlung vorgetragen, sofern dieser Be- 
teiligte in einer früheren mündlichen Verhandlung 
Anträge nicht gestellt hat. Die §§ 332 bis 335, 337 
der Zivilprozeßordnung gelten sinngemäß. Im 
übrigen sind die Vorschriften über Versäumnis- 
urteile nicht anzuwenden. 
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§ 37 


Entscheidung über die Kosten des Verfahrens 

(1) Über die Kosten Ist zugleich mit der Ent- 
scheidung in der Hauptsache 7x\ entscheiden. Das 
Gericht entscheidet nach billigem Ermessen dar- 
über, wer die Kosten zu tragen hat und wie die 
Kosten zu verteilen sind. Außergerichtliche Kosten 
sind nur insoweit zu erstatten, als das Geridit es 
anordnet. 

(2) Hat der Antragsteller des Enteignungsver- 
fahrens den Einspruch oder die sofortige Be- 
schwerde allein oder neben anderen Beteiligten er- 
hoben, so trägt er In jcciem Falle die Kosten des 
von ihm veranlaß ten Rechtszuges. Entsprechendes 
gilt, wenn der Einspruch oder die sofortige Be- 
schwerde von einem Beitretenden erhoben wor- 
den ist. 

(3) § 91, §§ 92 bis 97, 101 der Zivilprozeß- 
ordnung sind nicht anzuwenden. 


§ 38 

Sofortige Beschwerde 

(1) Gegen die Entscheidung des Landgerichts 
können jeder Beteiligte und die Enteignungs- 
behörde sofortige Beschwerde einlegen, sofern der 
Wert des Besdiwerdcgegenstandes fünfzig 
Deutsche Mark übersteigt. Hat das Landgericht 
den Einspruch zurückgewiesen, so kann nur der 
Beteiligte Beschwerde einlegen, der Einspruch ein- 
gelegt hat. Hat das Gericht die Sache an die Ent- 
eignungsbehörde zurückverwiesen, so findet eine 
Beschwerde nicht statt. 

(2) Über die sofortige Beschwerde entscheidet 
das Oberlandesgcricht, Senat für Baulandsachen, 
durch Beschluß. Für die Besetzung des Senats gilt 
§ 30 entsprechend. 

(3) Die §§31 Absatz 2 und 4, 32 bis 37 dieses 
Gesetzes sowie die §§ 548 bis 566 der Zivilprozeß- 
ordnung sind entsprechend anzuwenden, jedoch 
betragen die Beschwerdefrist und die Frist für die 
Beschwerdebegründung zwei Wochen. Die Ent- 
eignungsbehörde und eine beteiligte Gemeinde 
braudicn sich nicht durch einen Rechtsanwalt ver- 
treten zu lassen. 

(4) Hat das Oberlandesgcricht bei der Aus- 
legung einer Bestimmung dieses Gesetzes eine 
Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung zu 
entscheiden, so legt cs die sofortige Beschwerde 
unter Darlegung seiner Rechtsauffassung dem Bun- 
desgerichtshof zur Entscheidung vor. Ebenso Ist zu 
verfahren, wenn das Oberlandesgcricht von einer 
dieses Gesetz betreffenden Entscheidung eines an- 
deren Obcrlandcsgerichts oder des Bundesgerichts- 
hofs abweichen will. Der Beschluß über die Vor- 


legung ist den Beteiligten bekanntzumachen. Über 
die sofortige Beschwerde entscheidet ein Zivilsenat 
des Bundesgerichtshofs durch Beschluß. 

(5) In der Beschwerdeinstanz erhöhen sich die 
in § 20 des Gerichtskostcngesctzcs bestimmten Ge- 
bühren um die Hälfte. 


§ 39 

Einigung der Beteiligten 

Kommt es während des gerichtlichen Verfahrens 
zu einer Einigung Im Sinne des § 21, so gelten die 
§§ 21 bis 24 entsprechend. Das Gericht tritt an die 
Stelle der Enteignungsbehörde. Einer mündlichen 
Verhandlung bedarf es nicht. 

Fünfter Abschnitt 

Ausführung des Enteignungsbcschlusses 
§ 40 

Apsführungsanordnung 

(1) Ist der Enteignungsbeschluß nicht mehr an- 
fechtbar, so ordnet auf Antrag eines Beteiligten 
die Enteignungsbehörde seine Ausführung an 
(Ausführungsanordnung), wenn der durch die 
Enteignung Begünstigte die Gcldcntschädigung, so- 
weit nicht im Enteignungsbeschluß ihre spätere 
I-.cistung zugclasscn ist, gezahlt oder zulässiger- 
weise unter Verzicht auf das Recht der Rücknahme 
hinterlegt und die ihm nach § 47 Absatz 3 auf- 
erlegten Kosten gezahlt hat. Die Ausführungs- 
anordnung ergeht ohne Mitwirkung der Beisitzer 
der Enteignungsbehörde. 

(2) In der Ausführungsanordnung ist der Tag 
fcstzusetzen, mit dessen Beginn die rcditlichen 
Wirkungen des Enteignungsbeschlusses eintreten. 

(3) Die Ausführungsanordnung Ist allen Be- 
teiligten zuzustellen, deren Rechtsstellung durdi 
den Enteignungsbeschluß geändert wird. Die Aus- 
führungsanordnung ist der Gemeinde schriftlich 
mitzuteilen, in deren Bezirk das von der Enteig- 
nung betroffene Grundstück liegt. 

§ 41 

Rcchtlidie Wirkungen der Ausführungsanordnung 

(1) Mit dem in der Ausführungsanordnung fest- 
gesetzten Tag wird der bisherige Reditszustand 
durch den im Enteignungsbeschluß vorgesehenen 
neuen Reditszustand ersetzt. Rcdite an dem ent- 
elgneten Grundstück und persönliche Rechte, 
die zum Besitz oder zur Nutzung des Grund- 
stücks berechtigen oder die Nutzung des Grund- 
stücks beschränken, erlöschen, soweit sie nicht auf- 
rechtcrhaltcn werden. Die neuen Redite, die nagh 
dem Enteignungsbeschluß an dem Gegenstand der 
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Enteignung begründet werden sollen, entstehen. 
Ist die Entschädigung in Land festgesetzt worden, 
so wird der Entschädigungsberechtigte Eigentümer 
des Ersatzlandes. 

(2) Die Ausführungsanordnung schließt die Be- 
sitzeinweisung in das enteignete Grundstück und 
In das Ersatzland zu dem festgesetzten Tag In sich. 

(3) Die Enteignungsbehörde ersucht unter 
Übersendung einer beglaubigten Abschrift des Ent- 
eignungsbeschlusses und der Ausführungsanord- 
nung das Grundbuchamt um Eintragung der ein- 
getretenen Rechtsänderungen in das Grundbuch. 

§ 42 

Hinterlegung 

(1) Die Geldentschädigung für das Eigentum am 
Grundstück (§ 7) ist unter Verzicht auf das Recht 
der Rücknahme zu hinterlegen, wenn mehrere 
Personen auf sie Anspruch haben und eine Eini- 
gung dieser Personen über die Auszahlung nicht 
nachgewiesen Ist. 

(2) Die Entschädigungssumme ist bei dem 
Amtsgericht zu hinterlegen, in dessen Bezirk das 
von der Enteignung betroffene Grundstück liegt. 
Wenn das Grundstück oder, falls mehrere Grund- 
stücke von der Enteignung betroffen sind, diese 
Grundstücke in den Bezirken verschiedener Amts- 
gerichte liegen oder wenn es mit Rücksicht auf die 
Grenzen der Bezirke ungewiß ist, weldies Amts- 
gericht zuständig ist, so hat das im Rechtszug zu- 
nächst höhere Gericht eines der Amtsgerichte zur 
Hinterlegungsstelle zu bestimmen; dieses Amts- 
gericht soll die übrigen Amtsgerichte von der An- 
ordnung in Kenntnis setzen. § 37 der Zivilprozeß- 
ordnung ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Sonst bestehende Vorschriften, nadi denen 
die Hinterlegung geboten oder statthaft ist, wer- 
den hierdurÄ nicht berührt. 

§ 43 

Verteilungsverfahren 

(1) Nach dem Eintritt der in dem Enteig- 
nungsbeschluß vorgesehenen Rechtsänderungen 
kann jeder Beteiligte sein Recht an der hinterleg- 
ten Summe gegen einen Mitbeteiligten, der dieses 
Redit bestreitet, vor den ordentlichen Gerichten 
geltend machen oder die Einleitung eines gericht- 
lichen Verteilungsverfahrens beantragen. 

(2) Für das Verteilungsverfahren ist das Amts- 
gericht zuständig, bei dem die Entschädigungs- 
summe hinterlegt ist. 

(3) Auf das Verteilungsverfahren sind die Vor- 
schriften über die Verteilung des Erlöses im Falle 
der Zwangsversteigerung mit folgenden Abwei- 
chungen sinngemäß anzuwenden: 


a) das Verteilungsverfahren ist durch Beschluß zu 
eröffnen; 

b) die Zustellung des Eroffnungsbeschlusses an 

den Antragsteller gilt als Beschlagnahme Im 
Sinne des § 13 des Zwangsvcrstelgerungs- 

gesetzes; ist das Grundstück schon in einem 
Zwangsversteigerungs- oder Zwangsverwal- 
tungsverfahren besdilagnahmt, so hat es hier- 
bei sein Bewenden; 

c) das Verteilungsgeridtt hat bei Eröffnung 
des Verfahrens von Amts wegen das Grund- 
buchamt um die im § 19 Absatz 2 des Zwangs- 
versteigerungsgesetzes bezeichn eten Mltteiluti- 
gen zu ersuchen; in die beglaubigte Abschrift 
des Grundbuchblattes sind die zur Zeit der Zu- 
eigneten vorhandenen Eintragungen sowie die 
später eingetragenen Veränderungen und Lö- 
stellung des Enteignungsbeschlusses an den Ent- 
schungen aufzunehmen; 

d) bei dem Verfahren sind die In § 10 des Z wangs- 
versteiger ungsgeserzes bezeichneten Berechtigten 
zu berücksichtigen, wegen der Ansprüche auf 
wiederkehrende Leistungen jedoch nur bis zum 
Zeitpunkt der Hinterlegung. 

§ 44 

Aufhebung des Enteignungsbeschlusses 

(1) Ist die Ausführungsanordnung noch nicht er- 
gangen, so hat die Enteignungsbehörde den Enteig- 
nungsbeschluß auf Antrag aufzuheben, wenn der 
durch die Enteignung Begünstigte mit fälligen Geld- 
leistungen länger als drei Monate im Verzug ist. 
Antrae^sherfThtipt ist if'drr Beteiligte, dem eine 
solche Geldleistung zusteht oder der nach § 9 auf 
sic als Entschädigung angewiesen ist. 

(2) Vor der Aufhebung ist der durch die Enteig- 
nung Begünstigte zu hören. Bei der Aufhebung 
wirken die Beisitzer nicht mit. Der Aufhebungs- 
hcschluß ist allen Beteiligten zuziistellen. Der Ge- 
meinde ist der Aufhebungsbeschluß abschriftlich 
mitzuteilen. 

§ 45 

Rüdeenteignung 

(1) Wer im Wege der Enteignung das Eigentum 
an einem Grundstück verloren hat, kann innerhalb 
von fünf Jahren die Rückenteignung beantragen, 
wenn 

a) die Gemeinde im Falle des § 5 Absatz 3 das 
Land nicht binnen der dort genannten Frist als 
Bauland oder als Ersatzland veräußert hat, 
h) der durch die Enteignung Begünstigte oder sein 
Rechtsnachfolger aus von ihm zu vertretenden 
Gründen mit dem Bau nicht binnen eines Jahres 
ernsthaft begonnen hat oder der begonnene Bau 
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aus solchen Gründen länger als ein Jahr still- 
liegt. Die Frist beginnt mit dem Tage des 
Besitzerwerbs. Hat der durch die Enteignung 
Begünstigte das enteignete Grundstück an einen 
anderen veräußert und es vorher dem früheren 
Eigentümer zum Rückerwerb angeboren, so kann 
die Rückenteignung nicht beantragt werden. 

(2) Der frühere Eigentümer kann die Rückent- 
eignung nicht beantragen, wenn er selbst das ent- 
eignete Grundstück im Wege der Enteignung er- 
worben hatte. Dasselbe gilt, wenn das Grundstück 
zugunsten eines anderen Bauwilligen enteignet 
werden soll und der frühere Eigentümer nicht 
willens und in der Lage ist, das Grundstück als- 
bald mit einem Gebäude im Sinne des § 2 zu 
bebauen. 

(3) Sind die Grenzen des Grundstücks verändert 
worden oder ist ganz oder überwiegend Entschä- 
digung in Land gewährt worden, so entscheidet 
die* Enteignungsbehörde nach pflichtmäßigem Er- 
messen ciarüber, ob eine Rückenteignung statt- 
findet. Deckt das vorhandene Grundstück sich im 
wesentlichen mit dem Bestand des früheren Grund- 
stücks, so Ist dies zugunsten des Antragstellers 
zu berücksichtigen. 

(4) In anderen als den In Absatz 3 genannten 
Fällen ist einem zulässigen Antrag auf Rückent- 
eignung stattzugeben. 

(5) Die Vorschriften des zweiten bis fünften 
Absdmitts dieses Gesetzes sind sinngemäß anzu- 
wenden. 

§ 46 

Erweiterung des Anwendungsbereichs 

(1) Hat ein Bauherr vor dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes auf einem ihm nicht gehörenden 
Grundstück ein Wohngebäude errichtet oder mit 
seinem Bau begonnen und hat er bisher das Eigen- 
tum an dem Grundstück nodi nicht erworben oder 
ein geeignetes Rechtsverhältnis mit dem Eigentü- 
mer nicht begründet, so ist die Enteignung dieses 
Grundstücks zugunsten des Bauherrn oder seines 
Rechtsnachfolgers zulässig. 

(2) T)ie Enteignung eines Grundstücks, auf dem 
ein Behelfsheim erriditet worden ist, ist nur zu- 
lässig, wenn das Bauwerk im Einzelfall nach 
Größe, Ausführung, Stellung und Lage eine 
ihm folgende Änderung des Eigentums oder 
des bestehenden Rechtsverhältnisses rechtfertigt. 
Im übrigen ist die Enteignung nur zulässig, wenn 
das Wohngebäude im Hinblick auf ein bereits ein- 
gcleltetes oder bevorstehendes Enteignungsverfah- 
ren errichtet oder mit seinem Bau begonnen wor- 
den ist. 


(3) Die Enteignung ist auf die überbaute Fläche 
und das zugehörige Garten- und Wirtschaftsland, 
das von den Bewohnern des Wohngebäudes als 
solches genutzt wird, zu beschränken. 

(4) Bei einer Enteignung auf Grund der Absätze 
1 und 2 sind die als Belastung an dem durch die 
Enteignung betroffenen Grundstück bestehenden 
dinglichen Rechte aufrechtzuerhalten. 

(5) Für die Bemessung der Entsdaädlgung ist der 
Zeitpunkt des Baubeginns maßgebend, jedoch Ist 
die Tatsache, daß die bestehenden dinglichen 
Redite aufredaterhalten bleiben, auch insoweit zu 
berücksichtigen, als sie erst nach diesem Zeitpunkt 
entstanden sind. 

§ 47 

Gebühren und Kosten 

(1) Das Verfahren vor der Entelgnungsbehördc 
ist gebührenfrei. Auf die Ansprüche der Zeugen 
und Sachverständigen in dem Verfahren vor der 
Enteignungsbehörde sind die in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten maßgebenden Vorsdirlften 
entsprechend anzuwenden. 

(2) Auf die Entschädigung der Beisitzer der Ent- 
eignungsbehörde sind die für die Beisitzer im 
arbeitsgerichtlichen Verfahren maßgebenden Vor- 
schriften entsprechend anzuwenden. 

(3) Die einem Entschädigungsberechtigten er- 
wachsenen Kosten sind dem von der Enteignung 
Begünstigten aufzuerlegen, soweit sie zur zweck- 
entsprechenden Wahrung seiner Rechte erforder- 
lich waren. 

(4) Die Erteilung von Grundbuchauszügen und 
die Fertigung sonstiger für das Enteignungsver- 
fahren notwendiger Unterlagen sind kostenfrei, 
wenn sie von der Enteignungsbehörde verlangt 
werden. Die beim Grundbuchamt entstehenden 
Kosten für die Eintragung der Im Enteignungs- 
beschluß enthaltenen Rechtsänderungen sind von 
dem durch die Enteignung Begünstigten zu tragen. 

§ 48 

Aufhebung bisheriger Vorschriften 

(1) Die §§ 3, 4, 5 und 11 der Verordnung zur 
Behebung der dringendsten Wohnungsnot vom 
9. Dezember 1919 (Reichsgesetzbl. S. 1968) werden 
aufgehoben. 

(2) Für die Enteignung zur Bereitstellung von 
Gelände für Kleingärten findet § 11 Vierter Teil 
Kapitel II der dritten Verordnung des Reichsprä- 
sidenten zur Sicherung von Wirtsdhaft und Finan- 
zen und zur Bekämpfung politischer Ausschreitun- 
gen vom 6. Oktober 1931 (Reidisgesetzbl. I S. 537) 
in der Fassung der Verordnung zur Änderung von 
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Vorschriften über Kleinsiedlungen und Kleingärten 
vom 26. Februar 1938 (Reichsgesetzbl. I S, 233) 
mit der Maßgabe Anwendung, daß für die Ent- 
schädigung und das Verfahren die Vorschriften 
dieses Gesetzes ausschließlich gelten. 

(3) Auf die Enteignung zur Bereitstellung von 
Gelände für Zwecke der Kleinsiedlung sind die 
Vorschriften dieses Gesetzes anzuwenden. Sollen 
Grundstücke, die außerhalb eines im Zusammen- 
hang bebauten Ortsteils liegen und landwirtschaft- 
lich genutzt werden, enteignet werden, so ist das 
Benehmen mit der zuständigen Landwirtschafts- 
behörde herbeizuführen. Wird durch die Enteig- 
nung der Bestand eines landwirtschaftlidi oder gärt- 
nerisch genutzten Familienbetriebes nach Feststel- 
lung der Landwirtschaftsbehörde gefährdet, so ist 


die Enteignung nur zulässig, wenn bei einer Ab- 
wägung der Belange des Wohnungsbaues und der 
Landwirtschaft die Bedürfnisse der Kleinsiedlung 
eine solche Enteignung zwingend erfordern und 
wenn Ersatzland nach § 11 zugewiesen wird. 

(4) § 28 des Reichsheimstättengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 25. November 
1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1291) und 5 45 der 
Verordnung des Reichsministers der Justiz und 
des Reichsarbeitsministers zur Ausführung des 
Reichsheimstättengesetzes vom 19. Juli 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 1027) werden aufgehoben. 

(5) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes eingeleitete 
Enteignungsverfahren können nach den bisher 
geltenden Vorschriften zu Ende geführt werden. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Die Notwendigkeit, unsere im Verlaufe des letz- 
ten Krieges zerstörten Städte und Dörfer wieder 
aufzubauen und für die Millionen Umsiedler und 
Flüchtlinge neue Heime und Arbeitsstätten zu er- 
richten, haben den deutschen Wohnungsbau vor 
Aufgaben gestellt, wie sie in diesem Ausmaß in 
der Baugeschichte bisher noch nie auf getaucht sind. 
Neben den Finanzierungsproblemen hat sich dabei 
die Baulandbeschaffung als besonders bedeutsam 
erwiesen. Die Baulandnot bildet ein derartiges 
Hemmnis für eine beschleunigte Durchführung des 
Wohnungsbauprogramms der Bundesregierung, daß 
eine rasche und durchgreifende Lösung des Pro- 
blems unabweisbar geworden ist. 

Der Bundestag hat daher gleichzeitig mit der ein- 
stimmigen Verabschiedung des Ersten Wohnungs- 
baugesetzes am 28. März 1950 eine Entschließung 
gefaßt, in der die Bundesregierung ersucht wird, 

1. bis zum 30. September 1950 einen Gesetzentwurf 
über die Enteignung von Grundstücken zugun- 
sten des Wohnungsneubaues und für den Wie- 
deraufbau vorzulegen, 

2. in diesem Gesetzentwurf Bestimmungen zu tref- 
fen, die gegebenenfalls unter Änderung von Be- 
stimmungen des Grundgesetzes die schnelle, 
wirksame, endgültige und zu günstigen Preisen 
mögliche Enteignung von Grundstücken vor- 
sehen. 

Der Bundestag ging bei dieser Entschließung von 
der Feststellung aus, daß die geltenden gesetz- 
lichen Enteignungsbestimmungen zur Überwindung 
der bestehenden ernsthaften Schwierigkeiten bei 
der Bereitstellung von Bauland nicht ausreichen. 
Die landesrechtlichen allgemeinen Enteignungs- 
gesetze, die durchweg in der zweiten Hälfte des 
vorigen Jahrhunderts erlassen wurden, sind wegen 
der unbefriedigenden Regelung der Entschädigungs- 
frage und des Formalismus der Verfahrensvor- 
schriften ungeeignet. Die nach dem ersten Weltkrieg 
ergangene reichsrechtliche Verordnung zur Be- 
hebung der dringendsten Wohnungsnot vom 9. De- 
zember 1919 (RGBl. S. 1968) gestattet zwar die In- 
anspruchnahme von Grundeigentum in einem ein- 
fach gestalteten Verfahren. Sie ermächtigt die von 
den Landeszentralbehörden bestellten Bezirkswoh- 
nungskommissare, geeignete Grundstücke gegen an- 


gemessene Entschädigung zu enteignen, wenn für 
Klein- und Mittelwohnungen Bau- und Gartenland 
in passender Lage zu angemessenen Preisen nicht 
zur Verfügung steht. Die Enteignung erfolgt durch 
formlosen Bescheid an den Eigentümer. Der Ent- 
eignungsbescheid des Bezirkswohnungskommissars 
ist endgültig. Lediglich gegen di^ Festsetzung der 
Entschädigung konnte die Entscheidung einer von 
der Landeszentralbehörde zu bestimmenden Be- 
rufungsbehörde angerufen werden. Diese Rechts- 
mititelvorschrift ist indessen durch die Gesetz- 
gebung der Militärregierung Deutschland über die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit und durch Artikel 14 
Absatz 3 GG. abgeändert worden. Gegen die Ent- 
scheidung des Bezirkswohnungskommissars ist 
nunmehr wegen der Zulässigkeit der Enteignung 
die Klage vor dem Verwaltungsgericht und wegen 
der Höhe der Entschädigung die Klage vor dem 
ordentlichen Gericht zulässig. Erfahrungsgemäß 
führt aber das Nebeneinander zweier Verfahren 
mit je mehreren Instanzen zu einer erheblichen 
Verzögerung des Enteignungsverfahrens und macht 
die Berechnung der Wirtschaftlichkeit des Bauvor- 
habens so lange unmöglich, bis über die Höhe der 
Entschädigung rechtskräftig entschieden ist. 

Diese sich aus dem derzeitigen Rechtszustand er- 
gebenden Folgen sind unter den gegenwärtigen 
Umständen untragbar. Die wirtschaftlichen und so- 
zialen Erschütterungen, die der zweite Weltkrieg 
besonders auch durch die Flüchtlingsbewegung zur 
Folge gehabt hat, gebieten in noch stärkerem 
Maße, als dies im Jahre 1919 der Fall war, die be- 
schleunigte Errichtung von Wohnsiedlungen und 
damit die unverzügliche Bereitstellung des hierfür 
erforderlichen Baugeländes. Es kommt hinzu, daß 
die Behebungsverordnung in einigen Ländern 
außer Kraft gesetzt worden ist und in anderen 
Ländern Zweifel an ihrer Weitergeltung und auch 
darüber geäußert werden, ob die Entschädigungs- 
regelung mit Artikel 14 des Grundgesetzes verein- 
bar ist. 

Aus ähnlichen Gründen begegnet auch eine An- 
wendung der in den Ländern erlassenen Aufbau- 
gesetze Schwierigkeiten. Die Übereinstimmung ein- 
zelner materieller und verfahrensrechtlicher Be- 
stimmungen mit dem Grundgesetz ist umstritten. 
Bei der Bedeutung der Enteignungsmaßnahmen 
für alle Beteiligten muß aber jeder Unsicherheits- 
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faktor, der zu Zweifeln an der Rechts Wirksamkeit 
der Entscheidungen der Enteignungsbehörde An- 
laß geben könnte, schon aus rechtsstaatlichen Er- 
wägungen von vornherein ausgeschaltet werden. 

Bereits bei den Beratungen zu dem Entwurf des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes war daher erwogen 
worden, in Anlehnung an die Behebungsverord- 
nung enteignungsrechtliche Bestimmungen in das 
Erste Wohnungsbaugesetz aufzunehmen. Im Ver- 
lauf der Besprechungen ergab sich aber die Un- 
möglichkeit, das ganz besondere Schwierigkeiten 
auf weisende Gebiet der Baulandbeschaffung in den 
Rahmen des Ersten Wohnungsbaugesetzes in be- 
friedigender Form einzufügen. 

Die Beschiänkung der Landbeschaffung auf den 
Wohnungsbau mußte einmal erhebliche Abgren- 
zungsschwierigkeiten mit sich bringen, da bei der 
Errichtung von Neubauten eine scharfe Trennung 
zwischen Wohnbauten und Bauten mit anderer 
Zweckbestimmung schwer durchführbar ist. Sie 
mußte weiterhin zu der Folge führen, daß für die 
übrige städtebauliche Enteignung zum Zwecke des 
Aufbaues das bestehende Recht, welches sich aus 
ehemaligem Rcichsrecht, älterem und neuerem 
Landesrecht zusammensetzt, in Geltung blieb und 
die bisher schon nicht einfache Rechtslage noch un- 
übersichtlicher wurde. 

Die Baulandbeschaffung wurde daher aus dem 
Ersten Wohnungsbaugesetz ausgeschieden, um sie 
einer gesonderten bundesgesetzlichen Regelung zu- 
zuführen. Anfängliche Überlegungen, die Be- 
hebungsverordnung zum Vorbild für ein den An- 
forderungen der Bundestagsentschließung genügen- 
des Bundesgesetz zu machen, führten zu keinem Er- 
gebnis. Man konnte sich nicht der Erkenntnis ver- 
schließen, daß auch eine verbesserte Neufassung 
der Enteignungsvorschriften der Behebungsverord- 
nung der inzwischen eingetretenen Rechtsentwick- 
lung in nur ungenügender Weise Rechnung tragen 
würde. Die seit dem ersten Weltkrieg gewonnenen 
städtebaulichen Erkenntnisse und die Rückkehr zu 
rechtsstaatlichen Grundsätzen machen eine Weiter- 
bildung des Enteignungsrechts notwendig, die sich 
nicht mehr in den Rahmen der Behebungsverord- 
nung einfügen läßt. Die Baulandbeschaffung ist ein 
Teilgebiet des Bau- und Bodenrechts. Sie kann da- 
her nur im Zusammenhang mit einer gesetzlichen 
Regelung des gesamten Bau- und Bodenrechts, 
welche die Umlegung, die Zusammenlegung, die 
Planung und die Badenbewertung mitumfaßt, einer 
befriedigenden Lösung zugeführt werden. 

Entsprechend der Entschließung des Bundestags hat 
daher das Bundesministerium für Wohnungsbau 
den Entwurf zu einem Baugesetz für die Bundes- 
republik Deutschland ausgearbeitet, der inzwischen 


nach der früher bewährten Übung als Referenten- 
entwurf der Öffentlichkeit zur Stellungnahme über- 
geben worden ist. Die in diesem Entwurf behan- 
delten Sachgebiete sind indessen zu vielseitig und 
von zu einschneidender rechtlicher und wirtschaft- 
licher Bedeutung, als daß das Gesetz innerhalb der 
durch die Verhältnisse vorgeschriebenen kurzen 
Zeitspanne verabschiedet werden kann. Anderer- 
seits würde eine verzögerliche Behandlung der Bau- 
landbeschaffung die Durchführung des Wohnungs- 
bauprogramms der Bundesregierung ernsthaft in 
Frage stellen. • Hieraus ergibt sich die zwingende 
Notwendigkeit, mit dem vorliegenden Gesetz un- 
verzüglich eine vorläufige Rechtsgrundlage für die 
Bereitstellung des für den Wohnungsbau der näch- 
sten Zeit benötigten Baulandes zu schaffen. 

Das Gesetz beschränkt sich auf eine Regelung der 
Zulässigkeitsvoraussetzungen der Enteignung, der 
Höhe und Art der Entschädigung sowie des Ent- 
eignungsverfahrens. Zulässiger Enteignungszweck 
ist die Landbeschaffung für den Wohnungsbau und 
die Bereitstellung der damit in Zusammenhang 
stehenden Flächen für den Öffentlichen städtebau- 
lichen Bedarf. Dem sachlichen Anwendungsbereich 
nach erfaßt es in erster Linie unbebautes Land an 
nach planerischen Gesichtspunkten für eine Be- 
bauung geeigneter Stelle. Soweit es möglich war, 
die Reichweite des Gesetzes, ohne es zu beschwe- 
ren, auf Ruinengrundstücke, Baulücken und zer- 
störte Stadtkerne auszudehnen, ist dies geschehen. 

Im übrigen ist eine gesetzliche Regelung aller 
städtebaulichen Enteignungsmaßnahmen, die im 
Zuge des Wiederaufbaues notwendig werden, nur 
durch eine gleichzeitige Regelung des Planungs- 
rechts, der Gemeindebedarfsflächenabtretung, des 
Eigentumsinhalts und der Grundstücksbewertung 
zu erreichen. Diese muß aber im Hinblick auf die 
vordringlichen Aufgaben der Baulandbereitstellung 
für den gegenwärtigen Wohnungsbau der späteren 
städtebaurechtlichen Gesamtlösung Vorbehalten 
bleiben. • 

Ungeachtet der im Vordergrund stehenden Zweck- 
bestimmung, eine sofortige Befriedigung des 
augenblicklichen Baulandbedarfs zu ermöglichen, 
ist bei der Ausarbeitung der materiellen und ver- 
fahrensrechtlichen Bestimmungen darauf Bedacht 
genommen worden, daß das Gesetz in eine künf- 
tige umfassende Regelung des gesamten Bau- und 
Bodenrechts ohne Schwierigkeit auf gehen kann. 
Das Gesetz erfüllt damit zugleich die Aufgabe, der 
kommenden Gesamtregelung den Weg zu be- 
reiten. 

Die verfassungsmäßige Zuständigkeit des Bundes 
zur Regelung der von dem Gesetz erfaßten Ma- 
terie ergibt sich aus den Artikeln 72, 74 Ziffern 14, 
18 des Grundgesetzes. 
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B. Besonderer Teil 

Erster Abschnitt 

Zulässigkeit der Enteignung 

Dem Abschnitt ist eine Begriffsbestimmung der 
Enteignung vorangestellt. Die weiteren Vorschrif- 
ten behandeln die Zulässigkeitsvoraussetzungen. 
Sie wirken — in Verbindung mit den Vorschriften 
über die Entschädigungsfestsetzung und das Ver- 
fahren — einem Mißbrauch der Enteignung ent- 
gegen und sind gegliedert nach dem Enteignungs- 
zweck (§ 2), nach der Lage und Beschaffenheit des 
Grundstücks (§3), nach den Bauabsichten des Eigen- 
tümers (§ 4) und nach der Person des Antragstel- 
lers (§ 5). 

Zu §1 

Begriff der Enteignung 

Das Gesetz legt der Begriffsbestimmung der Ent- 
eignung den klassischen Enteignungsbegriff zu- 
grunde, d. h. Entziehung von Grundeigentum oder 
sonstiger dinglicher Rechte im öffentlichen Inter- 
esse auf gesetzlicher Grundlage mittels eines for- 
malen Verwaltungsaktes, erweitert ihn aber in 
doppelter Hinsicht. Außer der Entziehung des Voll- 
rechts wird auch dessen Beschränkung miterfaßt, 
um die in der Praxis vielfach übliche Bestellung 
eines Erbbaurechts zu ermöglichen. Zum anderen 
werden den Rechten an Grundstücken — der Re- 
lativsatz des Absatzes 2 Satz 1 bezieht sich nur 
auf „sonstige Rechte“ — solche nichtdingliche 
Rechte gleichgestellt, die zum Besitz oder zur Nut- 
zung von Grundstücken berechtigen oder deren 
Nutzung beschränken. Es können daher nament- 
lich Miet- und Pachtrechte, die einer Bebauung des 
Grundstücks hinderlich entgegenstehen, selbständig 
enteignet werden. 

Da in den weiteren Vorschriften des Gesetzes, auch 
wenn die selbständige Entziehung oder Beschrän- 
kung eines dinglichen oder nichtdinglichen Rechts 
in Betracht kommen kann, durchweg nur von der 
Enteignung eines Grundstücks gesprochen wird 
(z. B. § 3), mußte durch Absatz 2 Satz 2 klargestellt 
werden, daß die für die Entziehung oder Beschrän- 
kung des Grundeigentums geltenden Vorschriften 
auch auf die Entziehung oder Beschränkung von 
dinglichen Rechten und solcher persönlicher Rechte 
sinngemäß anzuwenden sind, die sich auf Grund- 
stücke beziehen. 

Zu § 2 

Zweck der Enteignung 

Zulässiger Enteignungszweck ist die Errichtung 
von Wohngebäuden. Da eine scharfe Trennung 
zwischen Wohnbauten und gewerblich genutzten 
Bauten nur schwer durchzuführen ist, zum an- 
deren jeder neu gewonnene Wohnraum die gegen- 


wärtige Wohnungsnot mindert, ist die Enteignung 
auch zur Bereitstellung von Gelände für die Er- 
richtung gemischt genutzter Bauten zulässig, so- 
fern nur die Nutzung zu Wohnzwecken überwiegt. 
Hingegen ist die Enteignung von Gelände für die 
Errichtung solcher Wohngebäude, die nach ihrer 
Ausstattung und Wohnflächengröße als aufwendig 
anzusehen sind, unzulässig. Ihre vordringliche Er- 
richtung läßt sich mit Gründen des Allgemein- 
wohls nicht rechtfertigen. Dabei richtet sich die- 
Auslegung des Begriffs Aufwendigkeit“ nach den 
jeweils gegebenen tatsächlichen Verhältnissen und 
muß der Praxis der Verwaltung und der Recht- 
sprechung überlassen bleiben. 

Die Bestimmung des Artikels 14 Absatz 3 Satz 1 
GG., daß: eine Enteignung nur zum Wohle der All- 
gemeinheit zulässig ist, steht als Verfassungsgrund- 
satz über dem Gesetz und brauchte daher nicht 
eigens wiederholt zu werden. Das Gesetz geht von 
der Auffassung aus, daß Enteignungen zum Zwecke 
des Wohnungsbaues — abgesehen von der Be- 
schaffung von Baugelände für aufwendige Wohn- 
bauten — schlechthin als dem Wohle der Allge- 
melnheit dienend anzusehen ist. Insbesondere wäre 
es nicht richtig gewesen, die Baulandbereitstellung 
auf den Bereich des sozialen Wohnungsbaues zu 
beschränken. Jed,e Mehrung des Wohnungsbestan- 
des verdient die staatliche Förderung durch Er- 
leichterung der Baulandbeschaffung. 

Da das Wohngebäude mit dem dazugehörigen Gar- 
ten- und Wirtschaftsland eine wirtschaftliche Ein- 
heit bildet, ist es geboten, die Enteignung auch 
auf dieses Gelände auszudehnen. Der zulässige flä- 
chenmäßige Umfang richtet sich nach den jeweiligen 
Örtlichen Verhältnissen. 

Absatz 2 enthält eine Beschränkung des in Absatz 1 
abgegrenzten Rahmens der zulässigen Enteignungs- 
maßnahmen. Da das Eigentum unter den beson- 
deren Schutz des Grundgesetzes gestellt ist, ist seine 
Entziehung auch für Zwecke des Wohnungsbaues 
nur statthaft, wenn anderes geeignetes Gelände 
freihändig nicht erworben werden kann. Das Ge- 
setz übt daher auf den Bauwilligen einen Einfluß 
aus, die Beschaffung des Baulandes zunächst auf 
andere Weise zu versuchen, ehe er einen Enteig- 
nungsantrag stellt. Es kommt nur solches Gelände 
in Betracht, dessen Bebauung mit einer geordneten 
baulichen Entwicklung der Gemeinde vereinbar ist 
und dessen Kaufpreis den Grundsätzen entspricht, 
die für die Bemessung der Entschädigung im Ent- 
eignungsfalle gelten. 

Diese Beschränkung ist bei der Enteignung von 
Trümmergrundstücken und von Gelände an her- 
gestellter und anbaufähiger Straße aufgehoben. 
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Hergestellt“ ist eine Straße, die nach ihrem Zu- 
stand (Oberfläche, Versorgungsleitungen) geeignet 
ist, den Verkehr zu übernehmen, der für die an 
ihr ZU errichtenden Gebäude entsteht; „anbau- 
fähig“ bedeutet, daß einem Anbau Verbotsgründe 
nicht entgegenstehen (vgl. § 3 der Verordnung über 
die Regelung der Bebauung vom 15. Februar 1936 
in Verbindung mit dem Erlaß des ehemaligen 
Reichs- und Preuß. Arbeitsministers vom 8. Sep- 
tember 1936 über den Anbau an Verkehrsstraßen). 
Es kommen hier die sogenannten Baulücken in Be- 
tracht. Wer als Bauwilliger eine Ruine oder eine 
Baulücke zu bebauen wünscht, darf zwar auf frei- 
händig käufliche Ruinen und Baulücken, nicht aber 
auf Gelände am Stadtrand verwiesen werden. 
Diese Vorschrift erleichtert es, die unwirtschaft- 
lichen Folgen der Baulücken zu beseitigen und zer- 
störte Stadtteile wieder aufzubauen. 

Der Begriff „Grundstück“ in Absatz 2 ist im Sinne 
des § 1 Absatz 1 zu verstehen. Die Beschränkung 
des Absatzes 2 gilt also nicht für die Entziehung 
von Rechten im Sinne des § 1 Absatz 2, daher z. B. 
nicht, wenn der Eigentümer sein Grundstück be- 
bauen und ein darauf ruhendes Erbbaurecht be- 
seitigen will. 

Absatz 3 enthält eine Ergänzung des Absatzes 1. 
Die Enteignung von Baugelände soll unmittelbar 
zu der Herstellung von Wohnungen beitragen. Die- 
ses Ziel wird nur dann erreicht, wenn nicht nur 
das eigentliche Baugelände, sondern auch das zur 
Erschließung des Baugeländes erforderliche Land 
enteignet werden kann, da nur dann das eigent- 
liche Baugelände zur Herstellung von Wohnbauten 
verwendbar wird. Ferner wird die Errichtung 
neuer Wohngebäude auch die Schaffung sonstiger 
Folgeeinrichtungen (z. B. einer Schule) notwendig 
machen. Absatz 3 gestattet daher die Enteignung 
auch für Gemeindebedarfsflächen und von Bau- 
land für besondere öffentliche Zwecke unter der 
Voraussetzung, daß die Einrichtungen für die Be- 
wohner von Wohngebäuden notwendig sind und 
die Wohngebäude erst nach Inkrafttreten des Ge- 
setzes errichtet werden. Die Vorschrift ermöglicht 
also die Enteignung dieser Flächen zugleich mit 
der Entziehung von Bauland gemäß Absatz 1 in 
einem einheitlichen Verfahren auf Grund der Vor- 
schriften dieses Gesetzes. Sie gestattet aber auch 
die selbständige Enteignung der Flächen, wenn das 
Gelände für Wohngebäude auf andere Weise, d. h. 
nicht im Wege der Enteignung, bereitgestellt wor- 
den ist. 

Von der Enteignung kann, obwohl es das Gesetz 
nicht ausdrücklich ausspricht, jeder Rechtsträger 
betroffen werden, also auch öffentlich-rechtliche 
Körperschaften einschließlich der Länder und des 
Bundes. 


Zu §3 

Der Enteignung unterliegende Grundstücke 
Die Regelung der Baulandenteignung kann auf 
eine nähere Bezeichnung der für eine Enteignung 
in Betracht kommenden Grundstücke nidit ver- 
zichten. Der bisherige Begriff „Land in passender 
Lage“ (§ 3 der Behebungsordnung) ist zu unscharf 
und daher unbrauchbar. Welche Lage wirklich pas- 
send ist, kann nur durch die Ortsplanungsarbeiten 
bestimmt werden. Es wäre auch verfehlt gewesen, 
allgemein Grundstücke bestimmter Nutzung, z. B. 
landwirtsdiaftliche Betriebsgrundstücke oder 
Grundstücke, die für industrielle oder bergbau- 
liche Zwecke notwendig sind oder werden können, 
von der Baulandenteignung auszuschließen. Die 
Aufgabe der Baulandbereitstellung ist nicht als 
eine selbständige Angelegenheit, sondern als ein 
Teil der städtebaulichen Ordnung anzusehen. Es 
gehört daher zu den Aufgaben der Planung, in 
den einzelnen Gemeinden auf die landwirtschaft- 
lichen, gewerblichen, industriellen, bergbaulichen 
und sonstigen Belange Rücksicht zu nehmen und 
gegebenenfalls die in Betracht kommenden Grund- 
stücke von einer Bebauung auszuschließen. 

Nach dem Stand der Planung werden daher in 
Absatz 1 drei Gruppen von Grundstücken unter- 
schieden, die für eine Enteignung in Betracht 
kommen: 

1. durch förmlich festgesetzte städtebauliche Pläne 
bereits ausgewdesene Grundstücke; 

2. ersclilossene Grundstücke, d. h. an hergeslellter 
anbaufähiger Straße (zu diesem Begriff vgl. die 
Begründung zu § 2; mit den Worten „auch so- 
weit ist eine gewisse G'egcnuberotellung zu den 
unter Buchstabe a aufgeführten Grundstücken 
beabsichtigt; 

3. sonstige Grundstücke, wenn sie nach hinreichen- 
der ortsplanerischer Überprüfung zu einer Be- 
bauung im Rahmen einer geordneten baulichen 
Entwicklung geeignet sind. 

Es dürfen grundsätzlich nur unbebaute Grund- 
stücke enteignet w^erden. Um aber die Schließung 
von Baulücken oder die Beschaffung zusammen- 
hängender Flächen für ein größeres Bauvorhaben 
nicht zu erschweren, ist in Absatz 2 auch die 
Enteignung geringfügig bebauter Grundstücke 
für zulässig erklärt worden. Der Begriff „gering- 
fügige Bebauung“ ist durch beispielmäßige Auf- 
zählung einiger Merkmale erläutert. Die Bestim- 
mung, daß zerstörte Grundstücke unbebauten 
Grundstücken gleichstehen, soll eine in der Recht- 
sprechung aufgetauchte strittige Frage beant- 
worten. 

Absatz 3 regelt ein Element der Enteignung im 
Interesse des Wiederaufbaues und dient der Er- 
haltung und Nutzbarmachung wirtschaftlicher 
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Werte. Es erscheint nicht angebracht, dem Grund- 
eigentümer, der bereits eigene Arbeit und Kapital 
für den Baubeginn aufgewandt hat, zur Vollendung 
des Wohngebäudes eine bestimmte Frist zu setzen. 
Die Enteignungsbehörde wird im Einzelfall auf 
Grund der von dem Grundeigentümer zur Fort- 
führung des Baues eingeleiteten Maßnahmen ent- 
scheiden müssen, ob mit der Vollendung in abseh- 
barer Zeit zu rechnen ist. Für die Bemessung der 
Frist werden die in § 4 bestimmten Fristen einen 
gewissen Anhalt bieten können. 

Der Rechtsgedanke des Absatzes 4 ist in den mei- 
sten Enteignungsgesetzen enthalten (z. B. § 9 des 
Preuß. Gesetzes über die Enteignung von Grund- 
eigentum, Artikel III a des Bayer. Zwangsabtre- 
tungsgesetzes). 

Absatz 5 gibt dem Eigentümer die Möglichkeit, bei 
der Belastung seines Grundstücks mit einem Erb- 
baurecht auf einer Enteignung des Grundstücks zu 
bestehen und an Stelle des Erbbauzinses die Ent- 
schädigung für den Eigentumsverlust zu ver- 
langen. 

Zu §4 

Abwendung der Enteignung eines Grundstücks 
g 4 behandelt einen die an sich gegebene Zulässig- 
keit der Enteignung vernichtenden Tatbestand. Der 
Vorschrift liegt der Gedanke zugrunde, daß die 
Absicht des Eigentümers, der sein Grundstück selbst 
bebauen will, in dieser Absicht durch einen an- 
deren Bauwilligen nicht behindert werden darf. Es 
wird im Interesse des Allgemeinwohls lediglich 
angestrebt, die nach ortsplanerischer Überlegung 
für eine Bebauung vorgesehenen Flächen bald 
ihrem Verwendungszweck zuzuführen. Die Be- 
bauung kann sowohl durch den Eigentümer selbst 
wie durch einen Dritten geschehen. Bei gleichzeiti- 
gen Bauabsichten muß dem Eigentümer der Vor- 
rang eingeräumt werden. Nun ist es zwar möglich, 
daß die Abwendung von dem Eigentümer aus Ver- 
schleppungsabsichten geltend gemacht wird. Die 
Glaubhaftmachung des Eigentümers, er werde das 
Grundstück bebauen oder durch einen Dritten be- 
bauen lassen, darf aber nicht leichter gewertet wer- 
den als der Nachweis der Bauabsicht durch den An- 
tragsteller. 

Die Interessen des Eigentümers müssen allerdings 
übergeordneten Interessen der Allgemeinheit wei- 
chen, z. B. wenn das Grundstück in ein größeres 
zusammenhängendes Bauvorhaben einbezogen wer- 
den muß oder mit einer Schule bebaut werden soll 
(Absatz 3). 

Zu §5 

Erwerbsberechtigung 

Bauland soll jedem Bauwilligen zugänglich ge- 
macht werden. Baugelände kann daher sowohl 


einem Privatmann, der nur ein Einzelvorhaben 
durchführen will, als auch Großbauträgern, z. B. 
Wohnungsgesellschaften, Baugenossenschaften, öf- 
fentlich-rechtlichen Körperschaften, verschafft wer- 
den. Ein Rechtsanspruch auf Enteignung ist da- 
gegen nicht gegeben. In Absatz 1 Satz 2 wird klar- 
gestellt, daß der Antragsteller lediglich nach all- 
gemeinen verwaltungsrechtlichen Grundsätzen 
einen Anspruch auf Erledigung seines Antrages auf 
Enteignung besitzt. 

Die Enteignungsbehörde muß auf Grund der von 
dem Antragsteller beigebrachten Unterlagen die 
Überzeugung gewonnen haben, daß die Bebauung 
mit einer an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlich- 
keit zu erwarten ist. Da die Verhältnisse in jedem 
Falle verschieden liegen können, ist es nicht zweck- 
mäßig, den von dem Antragsteller zu erbringenden 
Nachweis in seinen Einzelheiten gesetzlich festzu- 
legen. 

Die Rangfolge des Absatzes 2 ist unter dem Ge- 
sichtspunkt der bisherigen Verbundenheit des ein- 
zelnen Bewerbers mit dem bebaubaren Boden ins- 
besondere dem von der Enteignung betroffenen 
Grundstück aufgestellt worden. 

Absatz 3 enthält eine Sonderreglung zugunsten der 
Gemeinde. Die Gemeinde kann nach den allgemein 
für die Zulässigkeit der Enteignung festgelegten 
Grundsätzen die Enteignung von Gelände betrei- 
ben, um es mit einem Wohngebäude zu bebauen 
oder einem der in § 2 Absatz 3 genannten Verwen- 
dungszwecke zuzuführen. Sie ist aber auch — die- 
sen Fall regelt Absatz 3 — erwerbsberechtigt, wenn 
die Voraussetzungen des § 5 Absatz 1 nicht vor- 
liegen. Zweck der Vorschrift ist, die baulichen Er- 
schließungsmaßnahmen der Gemeinden zu erleich- 
tern und damit die spätere schnelle Bebauung des 
erschlossenen Geländes vorzubereiten. Die Ge- 
meinde muß das Land innerhalb einer bestimmten 
Frist als Bauland oder Ersatzland an Bauwillige 
zum Erwerbspreis zuzüglich der Erschließungs- 
kosten veräußern. Damit wird der Gefahr einer 
spekulativen Bodenvorratspolitik begegnet. Die Ge- 
meinden werden nach Inkrafttreten des Gesetzes 
auf eine die belassenen Möglichkeiten überschrei- 
tende Bodenvorratspolitik verzichten können, da 
die Bereitstellung des benötigten Baugeländes je- 
derzeit möglich ist. 

Zweiter Abschnitt 
Entschädigung 

Die Vorschriften über die Entschädigung behandeln 
den Ausgleich, der den Betroffenen für den durch 
die Enteignung verursaditen Vermögensschaden zu 
gewähren ist. Die Entschädigungsregelung hängt 
aufs engste zusammen mit dem Problem der Bo- 
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denbewertung, da die Festsetzung der Entschädi- 
gungsihöhe und die Bewertung der Grundstücke 
nicht unter verschiedenen Gesichtspunkten vorge- 
nommen werden können. Die Festsetzung der Ent- 
schädigungshöhe muß unter Berücksichtigung der 
verbindlichen Bodenpreisvorschriften erfolgen. Die 
Grundstücksbewertung wiederum ist von der zu- 
lässigen Nutzung abhängig, die ihrerseits im we- 
sentlichen durch die Planung (Bauzonen und Flucht- 
linien) bestimmt wird. Sodann ist bei der Rege- 
lung der Entschädigung das Problem des Eigen- 
tumsinhalts, namentlich die Frage zu klären, 
welche Erwartungswerte im Eigentum eingeschlos- 
sen sind, d. h. ob und in welcher Weise eine Ab- 
schöpfung von Wertsteigerungen vorgenommen 
werden soll. Im Rahmen eines beschleunigt zu ver- 
abschiedenden vorläufigen Enteignungsgesetzes 
konnte eine grundlegende Regelung dieser Fragen 
nicht erfolgen. Das Gesetz muß sich vielmehr da- 
mit begnügen, unter Ausschöpfung der gegebenen 
Möglichkeiten einen gerechten Ausgleich zwischen 
den Beteiligten herbeizuführen. 

Zu §6 

Entschädigungspflicht 

§ 6 bestimmt, wer entschädigungspflichtig und wer 
entschädigungsbercchtigt ist. Damit wird eine in 
den geltenden Enteignungsgesetzen unvollkommen 
und nicht einheitlich geregelte Frage geklärt; zu- 
gleich werden Schwierigkeiten behoben, die sich 
aus der Behandlung der Nebenberechtigten (In- 
haber dinglicher Rechte an dem ent eigneten Grund- 
stück und Inhaber solcher persönlicher Rechte, die 
zum Besitz oder zur Nutzung des Grundstücks be- 
rechtigen, z. B. Mieter, Pächter) ergeben können. 
Sodann wird unter Verweisung auf die Einzelvor- 
schriften der §§ 7 und 8 zwischen der Entschädi- 
gung für den durch die Enteignung cintrctcndcn 
Rechtsverlust und andere durch die Enteignung 
eintretenden Vermögensnachteile unterschieden. 
Diese Regelung gestattet es, sowohl die der Rechts- 
natur der dinglichen Rechte entsprechende Befrie- 
digung nach dem Range einzuhalten, als auch die 
besonderen vermögensrechtlichen Wirkungen zu 
berücksichtigen, die der Eingriff für die einzelnen 
Rechtsträger zur Folge hat. 

Die Frage nach dem für die Entschädigungsbemes- 
sung maßgebenden Zeitpunkt ist in den bisherigen 
Enteignungsgesetzen meist offen gelassen und von 
der Rechtslehre nicht einheitlich beantwortet wor- 
den. Das Gesetz folgt in Absatz 3 der früheren 
höchstrichterlichen Pi.echtsprechung. 

Zu §7 

Entschädigung für den Rechtsverlust 
§ 7 regelt die Höhe der Entschädigung für den ob- 
jektiven Wert des durch die Enteignung eintreten- 
den Rechtsverlustes. Der Grundgedanke der Vor- 


schrift ist, daß der von der Enteignung Betroffene 
für das besondere Opfer, das ihm im öffentlichen 
Interesse 'auferlegt wird, einen Ausgleich erhalten 
soll. Die Entschädigung muß also so bemessen sein, 
daß sie die durch die Enteignung gestörte Ver- 
mögenslage des Betroffenen wiederherstellt und es 
ihm ermöglicht, seinen bisherigen Aufgabenkreis 
zu erfüllen. 

Absatz 1 enthält die grundlegende Vorschrift, daß 
die Entschädigung den gesetzlich zulässigen Preis 
nicht übersteigen darf. Der bei den Vorberatungen 
des Gesetzes wiederholt erhobenen Forderung, die 
Entschädigung dem nach den Vorschriften des 
Reichsbewertungsgesetzes festgestellten Einheits- 
wert gleichzusetzen, kann nicht entsprochen wer- 
den. Der Einheitswert ist für die Entschädigungs- 
bemessung nicht geeignet, weil er wesentliche Be- 
wertungselemente enthält, die lediglich eine Steuer- 
bemessungsgrundlage mit dem Ziel einer gerechten 
Besteuerung bilden sollen. Es kommt hinzu, daß 
die Feststellung der Einheitswerte häufig summa- 
risch erfolgte, während für die Enteignungsent- 
schädigung eine individuelle Festsetzung nicht zu 
entbehren ist. Aus den gleichen Erwägungen wird 
auch das System besonderer Zuschläge zum Ein- 
heitswert nicht zu einem befriedigenden Ergebnis 
führen. 

Andererseits ist es auch rechtlich nicht zulässig, die 
Entschädigung unter Berücksichtigung des Verwen- 
dungszweckes festzulegen und dem Eigentümer 
eines z. B. dem sozialen Wohnungsbau zugeführten 
Grundstücks eine niedrigere Entschädigung zuzu- 
billigen, als wenn die Enteignung zu einem an- 
deren Zweck erfolgt. Abgesehen davon, daß eine 
auf den zufälligen Verwendungszweck ab gestellte 
Entschädigungsbemessung dem Realkredit die 
Grundlage entziehen würde, fordert schon die Ge- 
lechtigkeit, daß die Entschädigung gleichmäßig, 
d. h. nach einheitlichen, für alle Betroffenen gelten- 
den Gesichtspunkten erfolgt. Man kann dem Be- 
troffenen nicht zumuten, durch Minderung seiner 
Entschädigung seinerseits einen verlorenen Zu- 
schuß zum sozialen Wohnungsbau zu leisten. Eine 
solche unterschiedliche Behandlung der Entschädi- 
gungsberechtigten ist mit dem in der Verfassung 
verankerten Grundsatz der Gleichheit aller vor 
dem Gesetz nicht vereinbar. 

Für die Gültigkeitsdauer dieses vorläufigen Ent- 
eignungsgesetzes kann man sich damit begnügen, 
als Höchstmaß der Entschädigung den gesetzlich zu- 
lässigen Preis festzusetzen, da die der Enteignung 
unterliegenden Grundstücke ausnahmslos den gel- 
tenden Preisbildungsvorschriften unterworfen sind. 
Innerhalb des hiernach gegebenen Rahmens ist die 
Entschädigung nach der in das Gesetz übernom- 
menen Bestimmung des Grundgesetzes über die 
gerechte Abwägung der beiderseitigen Interessen 


21 



zu bemessen. Damit ist der Forderung des Bundes- 
tags nach Festsetzung eines „günstigen“ Preises 
bezüglich Neubauland im wesentlichen entsprochen. 
Bei Ruinengrundstücken, besonders in Stadtkernen, 
liegt der derzeitige durchschnittliche Preis unter 
den Stop- und Richtpreisen. Insoweit stellt das 
Gesetz die Entschädigungshöhe auf den Veräuße- 
rungspreis im gewöhnlichen Geschäftsverkehr, den 
sogenannten gemeinen Wert, ab. 

Die Nichtberücksichtigung von Wertsteigerungen, 
die dem enteigneten Grundstück lediglich durch die 
Erwartung der mit der Enteignung angestrebten 
Bebauung erwachsen, sind, entspricht dem bisheri- 
gen Enteignungsrecht. 

In den Jahren vor der Währungsumstellung wur- 
den vielfach Bauten ohne behördliche Genehmi- 
gung, jedoch meist mit Duldung der Baugenehmd- 
gungsbehörden errichtet. Es würde eine Härte be- 
deuten, den Eigentümern jede Entschädigung zu 
versagen, wenigstens, soweit sie gutgläubig han- 
delten. Absatz 3 bestimmt daher, daß für diese 
Bauten und widerruflich zugelassene Bauten eine 
Entschädigung gewährt werden kann, wenn dies 
aus Gründen der Billigkeit geboten ist. Ein Schutz- 
bedürfnis für den Eigentümer ist dagegen nicht 
gegeben, wenn er nach Einleitung des Enteignungs- 
verfahrens werterhöhende Veränderungen ohne 
Zustimmung der Enteignungsbehörde vorgenom- 
men hat. 

Absatz 5 .war notwendig, um bei der Entschädi- 
gung von Hypotheken, Grundschulden oder Ren- 
tenschulden, die selbständig enteignet werden, eine 
Minderung des dem Entschädigungsberechtigten zu- 
stehenden Rechts im Wege der Interessenabwägung 
auszuschließen. 

Zu §8 

Entschädigung für andere Vermögensnachteile 
Da die Entschädigung ein Äquivalent für die durch 
die Enteignung geminderte Vermögenslage bilden 
soll, muß über den Ersatz des objektiven Wertes 
hinaus grundsätzlich auch der weitere Vermögens- 
schaden ersetzt werden, den ein von der Enteig- 
nung Betroffener erleidet. Ob und in welcher Höhe 
hierfür eine Entschädigung festzusetzen ist, muß 
unter gerechter Abwägung der Interessen der All- 
gemeinheit und der Beteiligten entschieden wer- 
den. Der Ersatzanspruch nach § 8 steht jedem Ge- 
schädigten, auch den Nebenberechtigten, unmittel- 
bar gegen den von der Enteignung Begünstig- 
ten zu. 

Die Aufzählung in Absatz 1 ist nicht erschöpfend. 
Sie lehnt sich an das bisherige Enteignungsrecht an. 
Der in Buchstabe a gemachte Vorbehalt „soweit der 
Verlust nicht schon bei der Festsetzung der Ent- 
. Schädigung nach § 7 berücksichtigt ist“ erscheint 
notwendig, da der Ertrag des Grundstücks schon in 


der Entschädigung für das Grundstück abgegolteh 
wird. Es muß sich also insoweit um andere Arten 
der Erwerbsminderung infolge Verlust des Grund- 
stücks handeln. In Buchstabe b ist der Vorbehalt 
eingefügt, daß die Wertminderung nicht schon 
durch Festsetzung der Entschädigung nach § 7 oder 
Buchstabe a berücksichtigt sein darf, da beide Wert- 
berechnungen sich überschneiden können. 

Absatz 2 behandelt die Frage des Vorteilsaus- 
gleichs. Das Gesetz geht von der Erwägung aus, 
daß beide — die nachteiligen und die vorteil- 
haften — Folgen auf derselben Ursache, der Ent- 
eignung und ihrem Zweck, beruhen. Es erscheint 
daher gerechtfertigt, etwaige Vermögensvorteile bei 
der Festsetzung der Entschädigung zu berücksich- 
tigen. Die untere Grenze der Entschädigung muß 
indessen in jedem Falle in dem Ersatz des objek- 
tiven Wertes gefunden werden. Das ergibt sich 
schon aus der systematischen Einordnung, derzu- 
folge der Vorteilsausgleich nur bei Ersatzansprü- 
‘chen nach § 6 Absatz 1 Buchstabe b vorgenommen 
werden darf. 

Zu §9 

Gemeinsame und gesonderte Entschädigung 
§ 9 scheidet die Nebenberechtigten in zwei Grup- 
pen: 

1. die Gläubiger von Hypotheken, Grund- und 
Rentenschulden, Reallastberechtigte, Gläubiger 
von Rückständen öffentlicher Lasten und als öf- 
fentliche Last auf dem Grundstück ruhender 
Renten und 

2. die in § 9 Absatz 2 genannten Berechtigten. 

Die Unterscheidung hat folgende Bedeutung: 

Die Rechte der ersten Gruppe sind ihrem Inhalt 
nach auf Befriedigung aus dem Erlös des Grund- 
stücks gerichtet. Da ihr Wert also in dem die Ent- 
schädigung bestimmenden Wert des Grundstücks 
mitenthalten ist, wird diese Gruppe hinsichtlich 
ihrer Ansprüche auf die Entschädigung für das 
Eigentum am Grundstück angewiesen. Die Rechte 
der zweiten Gruppe können für die Inhaber einen 
höheren Wert besitzen, als der Wegfall des Rechts 
für das belastete Grundstück bedeutet. Es kann 
z. B. der Wert einer Dienstbarkeit für den Berech- 
tigten wesentlich höher sein als die Beschränkung 
selbst den Eigentümer belastet. In gleicher Weise 
kann der Wert eines Miet- oder Pachtrechtes höher 
sein als der Wert des Miet- oder Pachtzinses. Es ist 
daher in Absatz 2 vorgesehen, daß die Entschädi- 
gung für diese Rechte gesondert ausgewiesen wird. 
Bei der Entschädigung des Grundeigentümers ist 
sodann zu prüfen, ob und inwieweit eine entspre- 
chende Minderung am Platze ist. Dieser Gedanke 
kommt in Absatz 3 zum Ausdruck. 

Da die Rechte der in Absatz 1 genannten Gläubiger 
bei der Gewährung einer Landabfindung auf das 
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Ersatzland übergeihen, kann es sich im Einzelfall 
als zweckmäßig erweisen, diese Berechtigten ge- 
sondert zu entschädigen, andererseits z. B, Inhaber 
von Dienstbarkeiten auf die Entschädigung für das 
Eigentum am Grundstück anzu weisen. Eine ent- 
sprechende Regelung ist auf Antrag gemäß Ab- 
satz 4 möglich. 

Zu § 10 

Entschädigung in Geld 

Die Entschädigung ist auf Wertersatz und nicht auf 
Schadensersatz (Naturalrestitution) gerichtet. Das 
Gesetz sieht daher grundsätzlich die Entschädigung 
in Geld in Form der Barleistung eines bestimmten 
Betrages vor. Die Entschädigung in Form wieder- 
kehrender Leistungen wird, soweit einzelne neuere 
Enteignungsgesetze sie nicht ausdrücklich regeln, 
nur unter bestimmten eng begrenzten Voraus- 
setzungen zugelassen. Der Regelung des Absatzes 1 
liegt die Auffassung zugrunde, daß dem Enteig- 
neten die Möglichkeit belassen bleiben muß, den 
Ersatz für das entzogene Eigentum nach seinem 
Gutdünken anderweitig zu verwenden. Es muß da- 
her dem von der Enteignung Begümstigten zuge- 
mutet werden, das Kapital für das gesamte Bau- 
vorhaben zu beschaffen und nicht den Kredit des 
Enteigneten in Anspruch zu nehmen. Absatz 1 läßt 
die Entschädigung in wiederkehrenden Leistungen 
oder eine andere Art der Entschädigung demzu- 
folge nur mit Zustimmung der Berechtigten zu. 
Eine Ausnahme gilt für die Entschädigung von 
Altenteilsrechten. Dem besonderen Charakter des 
Altenteilsrechts entsprechend wird gerade eine Ent- 
srhädigiing in Form Her Rente hier im Interesse 
der Entscdiädigungsberechtigten liegen. Die Fest- 
setzung eines Erbbauzinses als Form der Entschädi- 
gung bei Erbbaurechten entspricht der rechtlichen 
Konstruktion, die das Erbbaurecht im System des 
bürgerlichen Rechts gefunden hat. 

Absatz 2 enthält eine weitere Ausnahme von dem 
Grundsatz, daß die Entschädigung bei Fälligkeit in 
ihrer Gesamthöhe zu entrichten ist. Die Vorschrift 
trägt der anigespannten Finanzlage der Gemeinden 
Rechnung. Sie soll verhindern, daß die Verpflich- 
tung zur sofortigen Barentschädigung in voller 
Höhe zu einer unerträglichen Belastung der Ge- 
meinden und damit zu einer Gefährdung des Wie- 
deraufbaues führt. Es erfährt also das der Ent- 
schädigungsregelung zugrunde liegende Gleich— 
heitsprinzip von der Schuldnerseite her eine ge- 
wisse Durchbrechung, die aber aus dem Gesichts- 
punkt einer gerechten Abwägung der Interessen 
der Allgemeinheit und der Beteiligten zugelassen 
werden kann. Bei der Gestaltung des Abzahlungs- 
rechts im einzelnen ist Vorsorge getroffen, daß der 
einer Gemeinde gegenüber Entschädigungsberech- 
tigte wertmäßig nicht schlechter als ein anderer 


Entschädigunigßberechtigter gestellt ist. Insbeson- 
dere ist der Grundsatz des Enteignungsrechts, daß 
die mit der Enteignung beabsichtigte Rechtsver- 
änderung erst nach Zahlung der Entschädigung er- 
folgen darf, dadurch aufrechterhalten worden, daß 
die später fällig werdenden Teilzahlungen durch 
eine sichere Hypothek oder Grundschuld an einem 
inländischen Grundstück auf Antrag gesichert wer- 
den müssen. Der Begriff „sichere Hypothek“ wird 
hier in demselben Sinne wie in § 1807 des Bürger- 
lichen Gesetzbuches gebraucht. Es mag darauf hin- 
gewiesen werden, daß auch in § 4 des Hamburgi- 
schen Enteignungsgesetzes seit der Novelle vom 
17. August 1933 eine ähnliche Bestimmung ent- 
halten ist. 

Absatz 3 untersagt die Festsetzung der Geldent- 
schädigung in Teilzahlungen für den Fall, daß sie 
dem Entschädigungsberechtigten nicht zugemutet 
werden kann. Eine unbillige Härte wird insbeson- 
dere dann vorliegen, wenn der Entschädigungs- 
berechtigte den Entschädigungsbetrag für den 
Eigenbau oder für betriebliche Investierungen ver- 
wenden will. 

Zu § 11 

Entschädigung in Land 

Die Festsetzung der Entschädigung in Land findet 
sich bereits in älteren Landesenteignungsgesetzen 
(z. B. dem Hamburgischen Enteignungsgesetz), so- 
wie in den meisten Aufbaugesetzen der Länder. 
Die Einrichtung hat sich bewährt und ist daher 
beibehalten worden. Eine Landabfindung kann ein- 
mal im Interesse des von der Enteignung Begün- 
stigten liegen. Sie wird aber auch von dem Ent- 
schädigungsberechtigten einer Geldentschädigung 
namentlich dann vorgezogen werden, wenn er das 
enteignete Grundstück selbst iandwirtschafllich, 
gärtnerisch oder gewerblich genutzt hat. Die An- 
nahme des Ersatzlandes gibt ihm die Möglichkeit, 
auf diesem seine berufliche Tätigkeit fortzusetzen. 
Die einschneidenden Wirkungen der Enteignung 
werden damit zu einem großen Teil gemildert. 
Nach der Regelung des Gesetzes kann die Ent- 
eignungsbehörde die Festsetzu,njg der Entschädigung 
in Land nicht gegen den Willen beider Beteiligten 
vornehmen. Es besteht auch keine Veranlassung, 
sie zwingend vorzuschreiben, wie dies in § 2 Ab- 
satz 3 des Landbeschaffungsgesetzes vom 29. März 
1935 der Fall ist. § 11 sieht vielmehr vor, daß die 
Entschädigung in Land sowohl von den Begünstig- 
ten wie von dem Enteignungsberechtigten bean- 
tragt werden kann. Er knüpft aber an beide An- 
träge verschiedene Rechtsfolgen: 

Dem Antrag des von der Enteignung Begünstigten 
kann stattgegeben werden, wenn der Entschädi- 
gungsberechtigte — es sei denn, dieser handelt in 
der Absicht, die Durchführung der Enteignung zu 
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erschweren — zur Annahme des in Aussicht ge- 
nommenen Ersatzlandes bereit ist. Es muß sich da- 
bei um Land handeln, welches dem Begünstigten 
gehört oder das er für diesen Zweck freihändig 
erwirbt. Ein Zwang der Annahme des Ersatz- 
landes wird nicht ausgeübt. Die Enteignungs- 
behörde ist aber auch nicht durch den Antrag des 
von der Enteignung Begünstigten verpflichtet, die 
Entschädigung in Land festzusetzen. Sie kann den 
Antrag ablehnen (Absatz 1). 

Beantragt der Entschädigungsberechtigte die Land- 
abfindung, so muß dem Antrag stattgegeben wer- 
den, wenn der Begünstigte Land besitzt, dessen 
Eignung von der Enteignungsbehörde bejaht wird 
und dessen Abgabe ihm zuzumuten ist (Absatz 2). 
Die Einschränkung gewährt dem von der Ent- 
eignung Begünstigten den notwendigen Schutz 
gegen unerfüllte Ansprüche des Entschädigungs- 
berechtigten auf Ersatzlandzuweisung, welche den 
Begünstigten in seiner wirtschaftlichen Existenz 
treffen oder die Durchführung des Bauvorhabens 
in Frage stellen würden. 

Absatz 3 enthält eine Erweiterung der in Absatz 2 
getroffenen Regelung. Unter den hier genannten 
Voraussetzungen kann Ersatzland im Wege der 
Enteignung beschafft werden. Absatz 3 wird durch 
§ 12 ergänzt. Auf die Begründung zu § 12 wird ver- 
wiesen. 

Die Regelung des Absatzes 4 ergibt sich aus dem 
allgemeinen Grundsatz, daß die Entschädigung des 
von der Enteignung Betroffenen nicht mehr, aber 
auch nicht weniger als ein Äquivalent der erlitte- 
nen Nachteile darstellen darf. Sie besagt anderer- 
seits, daß die Entschädigung in Land nicht stets in 
vollem Umfange dem Wert des entzogenen Grund- 
stücks entsprechen muß, sondern einen Teil der 
Entschädigung ausmachen kann. 

Zu §12 

Ersatzlandenteignung 

§ 12 behandelt die Enteignung von Ersatzland, 
wenn die Entschädigung in Land festgesetzt werden 
soll. Die Enteignung von Ersatzland wird aller- 
dings nur dann in Betracht kommen, wenn sich 
das Interesse des in Ersatzland zu Entschädigenden 
mit dem Allgemeinwohl deckt; dies ergibt sich aus 
Artikel 14 Absatz 3 Satz 1 GG. Die Auswahl des 
Ersatzlandes hat unter dem Gesichtspunkt zu er- 
folgen, daß dem betroffenen Eigentümer die Fort- 
setzung seiner Berufs- oder Erwerbstätigkeit er- 
möglicht werden soll. Die Anwendung des § 3 Ab- 
satz 1 ist daher ausgeschlossen. 

Die Rangfolge des Absatzes 2 lehnt sich an die 
Regelung des § 12 des Ersten Wohnungsbaugesetzes 
an, in dem die Bereitstellung von Bauland zu einer 
öffentlichen Aufgabe des Bundes, der Länder und 


der Gemeinden gemacht wird. Der von der Ent- 
eignung Begünstigte ist in dieser Rangfolge nicht 
auf geführt. Seine Verpflichtung zur Ersatzland- 
hergabe ergibt sich bereits aus § 11 Absatz 2. Sie 
geht als Entschädigungspflicht der Regelung des 
§ 12 vor. 

Die Inanspruchnahme des Grundbesitzes der öf- 
fentlichen Hand erfolgt mit der Maßgabe, daß 
durch die Enteignung die Erfüllung der ihr ob- 
liegenden Aufgaben nicht gefährdet werden darf. 
So wird z. B. der einer Kirchengemeinde gehörende 
Grundbesitz in der Regel nicht als Ersatzland ent- 
eignet werden dürfen, soweit er zu dem zweck- 
gebundenen Kirchensondervermögen gehört, d. h. 
zur Erfüllung von Stiftungs-Dotationsverpflichtun- 
gen usw. dient. Unter ,,Personen‘‘ im Sinne des 
Buchstaben c sind sowohl juristische wie natür- 
liche Personen zu verstehen. Die in Buchstabe c 
gemachte Einschränkung der Zulässigkeit einer Er- 
satzlandenteignung beruht auf der Erwägung, daß 
die Behebung der einem enteigneten Eigentümer 
in seiner Erwerbs- oder Berufstätigkeit erwachse- 
nen Erschwernisse auf der Seite des zur Hergabe 
von Ersatzland Verpflichteten nicht zu gleichen 
oder ähnlichen Erschwernissen führen darf. 

Die Rangfolge des Absatzes 2 ist „in der Regel“ 
einzuhalten. Damit soll zum Ausdruck gebracht 
werden, daß der Grundbesitz einer in der Rang- 
folge nachstehenden Gruppe nicht immer erst dann 
enteignet werden darf, wenn der Grundbesitz der 
vorhergehenden Gruppe erschöpft ist. Die Ent- 
eignungsbehörde kann vielmehr in begründeten 
Fällen von der Rangfolge abweichen. 

Die Entschädigung für das enteignete Ersatzland 
ist nach den Entschädigungsvorschriften dieses Ge- 
setzes festzusetzen. Eine weitere Ersatzland- 
enteignung als Entschädigung für enteignetes Er- 
satzland ist ausgeschlossen, da die Voraussetzun- 
gen des § 11 Absatz 3 nicht vorliegen können. 

Dritter Abschnitt 

Verfahren vor der Enteignungsbehörde 

Mit der Aufstellung eines lediglich materiellrecht- 
liche Enteignungsvorschriften enthaltenen Gesetz- 
entwurfs war der Auftrag, den der Bundestag in 
seiner Entschließung vom 28. März 1950 der Bun- 
desregierung erteilt hat, noch nicht erfüllt. Die 
Entschließung verlangt weiterhin, daß die Ent- 
eignung schnell, wirksam und endgültig sein müsse. 
Diese Formulierung kann nur dahin verstanden 
werden, daß das Enteigungsv erfahren einfach auf- 
gebaut, beschleunigt durchgeführt sein und die 
Rechtsbeziehungen zwischen den Beteiligten, ins- 
besondere die sich aus dem staatshoheitlichen Ent- 
eignungsakt ergebenden Rechtsfolgen, erschöpfend 
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und abschließend regeln muß, ohne dabei die not- 
wendigen rechtsstaatlichen Sicherungen außer acht 
zu lassen. 

Das Gesetz kann sich mit einer Verweisung auf 
die geltenden landesrechtlichen und fortgeltenden 
reichsrechtlichen Vorschriften über das Enteig- 
nungsverfahren nicht begnügen. Die Verordnung 
zur Behebung der dringendsten Wohnungsnot vom 
9. Dezember 1919 ist in einem Teil des Bundes- 
gebiets außer Kraft gesetzt worden (vgl. § 73 des 
Aufbaugesetzes in Rheinland-Pfalz vom 1. August 
1949, § 53 des Hessischen Aufbaugesetzes vom 
25. Oktober 1948, Runderlaß des Badischen Mini- 
steriums des Innern vom 26. Mai 1950 Nr. 25 885 zu 
§ 23 bis 25 des Badischen Aufbaugesetzes vom 
25. November 1949). Sie ist aber auch für den ge- 
gebenen Zweck ungenügend, da sie die Enteignung 
ohne besonderes Verfahren lediglich durch form- 
losen Bescheid an den Eigentümer zuläßt. Die we- 
sentlichsten Mängel der älteren laridesrechtlichen 
Enteignungsvorschriften liegen in dem sehr starren 
Formalismus der Verfahrensvorschriften und in 
der zu weitgehenden Gliederung des Verfahrens, 
die dem Interesse der Allgemeinheit an einer 
schnellen und reibungslosen Durchführung des Woh- 
nungsbaues zuwiderläuft. Soweit in den Ländern 
Aufbaugesetze erlassen sind, begnügen sie sich — 
unter teilweisen Ergänzungen — mit einer Ver- 
weisung auf das bisherige Recht oder regeln das 
Enteignungsverfahren, von der Verordnung zur 
Behebung der dringendsten Wohnungsnot aus- 
gehend, in einer zu summarischen Weise. In son- 
stigen reichsrechtlichen Enteignungsgesetzen wer- 
den, z. T. zeitlich begrenzt bis zum Inkrafttreten 
des damals in Aussicht genommenen Reichsenteig- 
nungsgesetzes, die landesrechtlichen Vorschriften 
für anwendbar erklärt, oder sie enthalten ein- 
gehende Verfahrensvorschriften, die auf den be- 
sonderen Zweck des Gesetzes abgestellt sind (z. B. 
Gesetz über die Landbeschaffung für Zwecke der 
Wehrmacht vom 29. März 1935, die auf Grund der 
Verordnung zur Durchführung des Vierjahresplanes 
vom 18. Oktober 1936 ergangenen Landbeschaf- 
fungsverordnungen) und die aus diesem Grunde 
sowie wegen der nicht mehr vorhandenen Be- 
hördenorganisation unanwendbar sind. 

Es ist daher Aufgabe des Gesetzes, auch das Ent- 
eignungsverfahren zu regeln und damit zugleich 
eine bundeseinheilliche Regelung des Verfahrens- 
rechts auf dem Gebiete der Enteignung anzu- 
bahnen. 

Zu § 13 

Enteignungsbehörde 

Bei der Regelung der behördlichen Zuständigkeit 
für die Durchführung der Enteignung lag eine Be- 
rücksichtigung des für eine künftige Gesamtrege- 


lung des Städtebaurechts wesentlichen Gesichts- 
punktes nahe, die behördlichen Zuständigkeiten 
bei der Leitung und Betreuung des Planens und 
Bauens weitgehend in der Hand einer Behörde 
zusammenzufassen und daher auch die Bauland- 
enteignung als ein der Bauordnung und Bauvor- 
bereitung dienendes Rechtsinstitut in den Bereich 
der gemeindlichen Verwaltungstätigkeit zu ver- 
lagern. Dies ist z. B. in § 15 des Hessischen Aufbau- 
gesetzes vom 25. Oktober 1948 geschehen. Es ist 
aber nicht zu verkennen, daß bei einer solchen 
Regelung von der Gemeinde, wenn sie selbst die 
Enteignung betreibt, Entscheidungen in eigener 
Sache getroffen werden müssen. Bei den Vor- 
beratungen des Gesetzes wurde auf die sich hier- 
aus ergebende Gefahr selbstbegünstigender Hand- 
lungen, die angesichts der Struktur der gemeind- 
lichen Verfassung, zumal in der britischen Zone, 
nicht ausgeschlossen ist, wiederholt hingewiesen. 
Eine Gliederung des Verfahrens in dem Sinne, daß 
nach dem Vorbild des hoheitlichen Verleihungs- 
aktes früherer Enteignungsgesetze (vgl. z. B. § 2 des 
Preuß. Gesetzes über die Enteignung von Grund- 
eigentum vom 11, Juni 1874) die Enteignung von 
der Aufsichtsbehörde durch einen ~ nur internen 
— Verwaltungsakt für zulässig erklärt und sodann 
von der Gemeinde durchgeführt wird, verbot sich 
wegen der damit verbundenen wm" .rmeidbaren 
erheblichen Verzögerung des Verfahrens. Die Be- 
denken gegen die Bestellung der höheren Ver- 
waltungsbehörde als Enteignungsbehörde liegen 
einmal in der räumlichen Entfernung und der sich 
hieraus ergebenden Schwierigkeit, sich in die orts- 
planerischen Verhältnisse jeder Gemeinde emzu- 
arbeiten, zum anderen in der Gefahr einer über- 
mäßigen Belastung mit Enteignungsanträgen, die 
eine schnelle Durchführung der Enteignungsver- 
fahren erschweren könnte. 

Das Gesetz geht von der Erwägung aus, daß bei 
der einschneidenden Wirkung der Enteignung für 
den Betroffenen eine objektive Handhabung der 
Enteignungsvorschriften unter allen Umständen ge- 
sichert sein muß. Es ist daher trotz der vor- 
genannten Gegengründe die Durchführung der 
Enteignung der höheren Verwaltungsbehörde über- 
tragen worden (Absatz 1). 

Soweit von den Ländern eine andere Zustandig- 
keitsregelung für zweckmäßig gehalten wird, soll 
sie durch das Gesetz nicht verhindert werden. So 
ist z. B. in Hessen der Gemeindevorstand (Kreis- 
ausschuß) Enteignungsbehörde (§ 15 Hess. Aufbau- 
gesetz vom 25. Oktober 1948); in Württemberg das 
Innenministerium Enteignungsbehörde (Erlaß des 
Innenministeriums vom 29. Oktober 1948 an die 
Landratsämter und die Bürgermeisterämter im 
Landesbezirk Württemberg zur Durchführung der 
§§ 4 bis 12 und des § 29 des Aufbaugesetzes vom 
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18. August 1948). Die Länder dürfen indessen — 
diese Regelung ist getroffen worden, um die Ge- 
fahr örtlicher Beeinflussungen auszuschließen, — 
nur eine staatliche Verwaltungsbehörde als Enteig- 
nungsbehörde bestimmen. 

Die Absätze 2 und 3 dienen dem Zweck, Ungewiß- 
heiten über, die Zuständigkeit und sich daraus mög- 
licherweise ergebende Kompetenzkonflikte auszu- 
schalten. 

§ 13 sieht nicht die Schaffung neuer Behörden vor. 
Als Enteignungsbehörde wird vielmehr die bereits 
bestehende Behörde bezeichnet, der die behörd- 
lichen Aufgaben für Enteignungen nach diesem 
Gesetz übertragen werden. Diese Behörde soll je- 
doch die nach dem Gesetz zu treffenden Ent- 
scheidungen nicht in ihrer normalen Besetzung 
treffen, sondern als Kollegialbehörde unter Mit- 
wirkung von Beisitzern entscheiden. Wegen dieser 
Besonderheit erscheint es zweckmäßig, für die zu- 
ständige Behörde im Gesetz den besonderen Aus- 
druck Enteignungsbehörde zu verwenden. 

Die mit der Enteignung verbundenen schwierigen 
Rechtsfragen machen es notwendig, an die fachliche 
Vorbildung des die Enteignung bearbeitenden Be- 
amten bestimmte Anforderungen zu stellen. Da die 
Maßnahmen zur Baulandenteignung vom Ver- 
ständnis und der Zustimmung der Bevölkerung 
getragen sein müssen, ist die Mitwirkung von Bei- 
sitzern vorgesehen. Mindestens einer von ihnen und 
seine Stellvertreter müssen Grundeigentümer sein. 
Die Beisitzer sollen sich auf Grund ihrer ständigen 
Tätigkeit eine praktische Erfahrung aneignen, die 
sich auf die behördlichen Entscheidungen frucht- 
bringend auswirkt. Eine ähnliche Einrichtung 
findet sich bereits in der Mitwirkung von Ent- 
schädigungsausschüssen im Enteignungsverfahren 
einzelner Landesaufbaugesetze (z. B. § 54 des 
Schleswig-Holstein’schen Aufbaugesetzes vom 
21. Mai 1949, §54 des Aufbaugesetzes in Rhein- 
land-Pfalz vom 1. August 1947), doch ist die Ein- 
flußnahme der Beisitzer in den Entschädiguns- 
ausschüssen auf die Entschädigungsbemessung be- 
schränkt. Auch nach Preußischem Enteignungsrecht 
war der Bezirksausschuß weitgehend in das Ent- 
eignungsverfahren eingeschaltet (vgl. z. B. §§ 5, 29, 
32, 33 Preuß. Gesetz über die Enteignung von 
Grundeigentum), 

Die Enteignungsbehörde wird als Kollegialbehörde 
tätig. Die für die Beratung und Abstimmung des 
Richterkollegiunis geltenden Vorschriften des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes sind für sinngemäß an- 
wendbar erklärt worden, 

Absatz 5 behandelt die Wahl der Beisitzer. Vorbild 
für diese Regelung waren die Vorschriften über 
die Wahl der Mitglieder des früheren Bezirksaus- 


schusses in Preußen (vgl. § 28 des Preuß. Gesetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883). 

Zu §14 

Enteignungsantrag 

§ 14 entspricht dem geltenden Enteignungsrecht. 
Genaue Pläne werden nicht verlangt. Doch müssen 
die Unterlagen so vollständig sein, daß sie der 
Enteignungsbehörde als Grundlage ihrer Entschei- 
dung über die Zulässigkeit der Enteignung dienen 
können. Da die Errichtung von Wohnungen zu den 
wesentlichen Aufgaben der gemeinnützigen Woh- 
nungsunternehmen gehört, kann ihnen der Nach- 
weis nach § 5 Absatz 1 Satz 1 erlassen werden. Die 
Gemeinde reicht den Antrag auf dem Dienstweg 
an die Enteignungsbehörde weiter. Es bleibt ihr 
unbenommen, den Antragsteller zu einer Ergänzung 
seiner Unterlagen anzuhalten. 

Zu §15 

Beitritt zum Enteignungsverfahren 
§ 15 regelt den Fall, daß mehrere Bauwillige die 
Enteignung desselben Grundstücks beantragen. Es 
werden aus Zweckmäßigkeitsgründen die mehreren 
Einzelanträge in einem einzigen Verfahren behan- 
delt. Die Auswahl unter den Bewerbern hat nach 
Maßgabe des § 5 Absatz 2 zu erfolgen. Um die 
Durchführung des Enteignungsverfahrens nicht zu 
verzögern, werden nur solche Anträge berücksich- 
tigt, die spätestens eine Woche vor dem ersten Ver- 
handlungstermin der Enteignungsbehörde zugehon. 
Ein Beitritt zum Verfahren liegt nicht vor, wenn 
zwei Bauwillige sich um verschiedene Teile des- 
selben Grundstücks bewerben. Es empfiehlt sich in 
diesem Falle, die Enteignungsverfahren mitein- 
ander zu verbinden. 

Zu §16 

Beteiligte 

Die bisherigen Enteignungsgesetze enthalten nur 
vereinzelt Bestimmungen darüber, wer an dem 
Enteignungsverfahren beteiligt ist. Die Klärung 
dieser Frage bringt nicht nur verfahrensmäßlge 
Erleichterungen, sondern ist auch vor allem für die 
Entscheidung wesentlich, wer zur Geltendmachung 
eines Rechtsbehelfs gegen die Entscheidungen der 
Enteignungsbehörde befugt ist. 

Die Vorschrift ist im wesentlichen dem § 9 des Ge- 
setzes über die Zwangsversteigerung und Zwangs- 
verwaltung nachgebildet. Der Eigentümer des be- 
troffenen Grundstücks ist in der Aufzählung nicht 
besonders genannt; er gehört zu dem unter Buch- 
stabe b bezeichneten Personenkreis. Unter der Ge- 
meinde in Buchstabe d ist sowohl die Gemeinde zu 
verstehen, in deren Bezirk das betroffene Grund- 
stück liegt, als auch die Gemeinde, in deren Be- 
zirk sich das Ersatzland befindet. 
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In Absatz 2 sind die in Absatz 1 Buchstabe b ge- 
nannten Personen nicht aufgeführt, da ihre Rechte 
bereits aus dem Inhalt des Grundbuchs ersichtlich 
sind. Das Grundbuchamt ist gemäß § 17 Absatz 5 
verpflichtet, die Enteignungsbehörde von allen Ein- 
tragungen zu benachrichtigen, die nach dem Zeit- 
punkt der Einleitung des Enteignungsverfahrens 
im Grundbuch des betroffenen Grundstücks vor- 
genommen worden sind und künftig vorgenommen 
werden. Die Enteignungsbehörde ist daher über 
den Kreis der hiernach Beteiligten stets unter- 
richtet. Sie sind in dem Zeitpunkt Beteiligte, in 
dem die Eintragung ihres Rechtes in das Grund- 
buch erfolgt. 

Die Vorschrift des Absatzes 3 ist notwendig, da 
jeder Beteiligte zur Geltendmachung eines Rechts- 
behelfs berechtigt ist. 

Zu § 17 

Einleitung des Enteignungsverfahrens 

Die Pflicht der Enteignungsbehörde zur Ermitt- 
lung der Beteiligten, die Vorschriften über die La- 
dung zur mündlichen Verhandlung, die öffentliche 
Bekanntmachung der Einleitung des Enteignungs- 
verfahrens und die Benachrichtigung des Grund- 
buchamtes entsprechen in ihren Grundzügen dem 
bisherigen Enteignungsrecht. Eine Vorschrift des 
Inhalts, daß von einer öffentlichen Bekannt- 
machung abgesehen werden kann, wenn keine 
Zweifel über die vollständige Erfassung der Be- 
teiligten bestehen, ist nicht in das Gesetz aufge- 
nommen worden, da sie keine merkliche Erleich- 
terung des Verfahrens, wohl aber die Gefahr von 
Schadensersatzansprüchen aus dem Gesichtspunkt 
der Amtspflichtverletzung mit sich bringt. 

Eine wesentliche Beschleunigung des Verfahrens 
soll dadurch erreicht werden, daß die Beteiligten 
ihre Einwendungen gegen den Enteignungsantrag 
bereits vor der mündlichen Verhandlung bei der 
Enteignungsbehörde Vorbringen müssen und ferner 
durch den Hinweis, daß auch bei Nichterscheinen 
zu der mündlichen Verhandlung über den Enteig- 
nungsantrag und andere im Verfahren zu erledi- 
genden Anträge entschieden werden kann. Eine 
beträchtliche Abkürzung des Verfahrens wird auch 
durch die Befugnis der EnteigungsbehÖrde ermög- 
licht, ohne Mitwirkung der Beisitzer und ohne 
mündliche Verhandlung den Enteignungsantrag 
abzuvzeisen, wenn die Zulässigkeitsvoraussetzungen 
offensichtlich nicht vorliegen oder die Abwendung 
des Eigentümers für begründet erachtet wird. 

Neu ist die Vorschrift, daß das Grundbuchamt den 
Beauftragten der Enteignungsbehörde die Ferti- 
gung von Auszügen aus dem Grundbuch und den 
Grundakten zu gestatten hat. Erfahrungsgemäß ist 
der Geschäftsanfall bei den Grundbuchämtern 


außerordentlich hoch. Mit dieser Regelung soll da- 
her einer Verzögerung in der Bearbeitung von 
Entschädigungsanträgen vorgebeugt werden. 

Die Einleitung tdes Enteignung.sverfahrens ist dem 
Grundbuchamt mitzuteilen (Absatz 5). Die Benach- 
richtigungspflicht des Grundbuchamtes an die Ent- 
eignungsbehörde ist bedeutsam für die Erfassung 
der Beteiligten (§ 16, vgl. die Begründung hierzu). 
Der Eintragung eines Enteignungsvermerks bedarf 
es nicht, da er materiellrechtliche Wirkungen nicht 
auslöst, insbesondere keine Verfügungsbeschrän- 
kung zur Folge hat. Die Regelung älterer Enteig- 
nungsgesetze (vgl. z. B. § 24 Absatz 4 des Preuß. 
Gesetzes über die Enteignung von Grundeigentum) 
beruhte auf der Gliederung des Enteignungsver- 
fahrens in mehrere in sich abgeschlossene Ver- 
fahrensabschnitte. 

Zu § 18 

Durchführung des Enteignungsverfahrens 

Die Vorschrift dient einer schnellen Durchführung 
des Enteignungsverfahrens. Sie bezweckt die För- 
derung des Verfahrens durch möglichst vollständige 
Herbeischaffung des gesamten zur Entscheidung 
benötigten Stoffes zur mündlichen Verhandlung. 
Die Enteignungsbehörde muß die Vorbereitungen 
so beschleunigen und so zusammenfassen, daß das 
Verfahren tunlichst in einer einzigen mündlichen 
Verhandlung erledigt werden kann. Die Vorschrift 
findet also eine Parallele in dem Konzentrations- 
grundsatz des § 272 b der Zivilprozeßordnung, der 
das zivilprozessuale Verfahren beherrscht. Be- 
hörden, deren Geschäftsbereich von der Enteignung 
berühit wird (z. B. Bergbehörde, Icindwirtsciiaft- 
liche Behörden), sind vorher zu hören. Die Be- 
teiligung der zuständigen Preisbehörde ist wegen 
der Bemessung der Entschädigungshöhe (§ 7 Ab- 
satz 1) wesentlich. 

Zu § 19 

Bestellung eines Vertreters 

§ 19 dient der Erleichterung und Beschleunigung 
des Verfahrens. Steht das Eigentum oder ein die 
Beteiligung am Enteignungsverfahren begründetes 
Recht mehreren zu, so ist cs grundsätzlich Sache 
der Beteiligten, einen gemeinsamen Bevollmächtig- 
ten zu bestellen und sich durch ihn in dem Ent- 
eignungsverfahren vertreten zu lassen. Kommen 
die betreffenden Beteiligten einer entsprechenden 
Aufforderung der Enteignungsbehörde nicht nach, 
so kann diese einen gemeinschaftlichen Vertreter 
für sie bestellen. Die Ermächtigung der Enteig- 
nungsbehörde, für einen unbekannten oder uner- 
reichbaren Beteiligten einen Vertreter zu bestellen, 
tritt neben die bestehenden Vorschriften des bür- 
gerlichen Rechts über die Vormundschaft und 
Pflegschaft. Hat daher das Vormundschaftsgericht 
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bereits einen gesetzlichen Vertreter bestellt, so ist 
dieser zuzuziehen. Die Vollmacht * ist eine für das 
ganze Verfahren gedachte Vollmacht. Die von der 
Enteignungsbehörde bestellten Vertreter haben 
stets die in Absatz 3 angegebene gesetzliche Ver- 
tretungsbefugnis. Die dem Vertreter entstehenden 
Kosten bilden einen Teil der Verfahrenskosten. 

Zu § 20 

Mündliche Verhandlung 

Die mündliche Verhandlung ist zwingend vorge- 
schrieben. Sie ist nötigenfalls an Ort und Stelle 
durchzuführen. Sie soll der Beschleunigung dienen, 
einer Belastung des Verfahrens mit Schriftsätzen 
entgegen wirken und es auch schreibungewandten 
Beteiligten erleichtern, ihre Sache selbst zu führen. 
Die mündliche Verhandlung ist jeder Förmlichkeic 
entkleidet. Sachverständige können zugezogen und 
Zeugen vernommen werden, wenn dies die Enteig- 
nungsbehörde für sachdienlich hält. 

Absatz 5 schreibt die Aufnahme einer Niederschrift 
über den Inhalt der mündlichen Verhandlung, ins- 
besondere über die gestellten Anträge, zwingend 
vor. Die Vorschrift soll es der Enteignungsbehörde 
erleichtern, eine sachlich zutreffende und alle An- 
träge berücksichtigende Entscheidung zu treffen. 
Die Niederschrift wird aber auch zugleich bei einer 
Nachprüfung der Entscheidungen der Enteignungs- 
behörde in einem gerichtlichen Verfahren verwertet 
werden. 

Absatz 6 spricht den Grundsatz der Einheit der 
mündlichen Verhandlung aus. Die Vorschrift ist im 
Hinblick auf Absatz 4 bedeutsam, da die dort be- 
zeichneten Anträge und Verlangen nur bis zum 
Schluß der mündlichen Verhandlung gestellt wer- 
den können. 

Zu §§ 21 bis 24 

Einigung der Beteiligten 

Bereits in den landesrechtlichen Enteignungsvor- 
schriften sind Bestimmungen über eine Einigung 
zwischen den Beteiligten enthalten (vgl. z. B. §§ 16, 
17, 26, 46 des Preuß. Gesetzes über die Enteignung 
von Grundeigentum). Erfahrungsgemäß ist es bei 
geschickter Verhandlungsführung möglich, einen 
großen Teil der eingehenden Enteignungsanträge 
im Wege einer gütlichen Vereinbarung zu er- 
ledigen. Es wird damit ein Einspruchsverfahren 
vor den ordentlichen Gerichten (§ 28) ausgeschlos- 
sen, also eine wesentliche Beschleunigung der 
Eigentumsüberführung erzielt, vor allem aber ein 
alle Beteiligten befriedigender Ausgleich der gegen- 
sätzlichen Interessen gefunden. Das Gesetz macht 
es daher der Enteignungsbehörde zur Pflicht, auf 
eine Einigung zwischen den Beteiligten in jeder 
Lage des Verfahrens hinzuwirken (§ 20 Absatz 3). 


Es fördert die Einigung noch dadurch, daß es sie 
mit gewissen, über die allgemeinrechtlichen Wir- 
kungen der gewöhnlichen Veräußerungsgeschäfte 
hinausgehenden Vorteilen ausstattet und damit den 
Beteiligten den Anreiz gibt, die Einigung einer Er- 
ledigung im Enteignungswege vorzuziehen. Als 
solche Vorteile kommen namentlich in Betracht: 
Die Förmlichkeiten sind erleichtert; für eine Eini- 
gung Über das zu enteignende Grundstück, die Ent- 
schädigung oder den Übergang des Eigentums ist 
die Aufnahme einer Niederschrift durch die Ent ' 
eignungsbehörde erforderlich und genügend (§ 21 
Absatz 1). Die beurkundete Einigung tritt an die 
Stelle eines Enteignungsbeschlusses (§ 23). Der 
Rechtsvorgang vor der Enteignungsbehörde ist ge- 
bührenfrei (§ 47). 

Die §§ 21 bis 24 behandeln zwei Fälle der Einigung. 
§ 21 regelt die Einigung zwischen Antragsteller 
und Eigentümer über den Eigentumsübergang an 
dem zu enteignenden Grundstück und über die 
Höhe der Entschädigung. Gegen die Einigung kann 
jeder Beteiligte, der an ihr nicht teilgenommen hat 
Widerspruch erheben (§ 22 Absatz 1). Der Wider- 
spruch hat zur Folge, daß die Einigung hinfällig 
wird und das Enteignungsverfahren seinen Fort' 
gang nimmt (§ 22 Absatz 2). Eine gesonderte Ent- 
scheidung der Enteignungsbehörde über den Wider- 
spruch ist nicht vorgesehen. Sie würde die Mög- 
lichkeit eröffnen, die in den §§ 28 bis 39 vorge- 
sehenen Rechtsbehelfe geltend zu machen und da- 
durch zu einer Verzögerung des Enteignungsver- 
fahrens führen. Nach den Vorschriften des Ge- 
setzes ist über die Einwendungen des Wider- 
sprechenden bei Erlaß des Enteignungsbeschlusses 
zu entscheiden, so daß nur einmal — bei der An- 
fechtung des Enteignungsb'eschlusses — der Rechts- 
weg gegeben ist. Von wesentlicher Bedeutung für 
die Beschleunigung und Vereinfachung des Ver- 
fahrens ist die rechtliche Bindung an den Inhalt 
der Einigung für diejenigen Beteiligten, die an der 
Einigung teilgenommen oder keinen Widerspruch 
erhoben haben. Sie können den Enteignungs- 
beschluß insov/eit nicht anfechten, als er der Eini- 
gung entspricht (§ 22 Absatz 2 Satz 2). Die beur- 
kundete Einigung tritt an die Stelle eines Enteig- 
nungsbeschlusses {§ 23). Ihre Rechts Wirkungen 
treten mit dem in der Ausführungsanordnung ein- 
gesetzten Zeitpunkt ein. Die für die Ausführungs- 
anordnung, Hinterlegung, das Verteilungsverfahren 
und die Aufhebung des Enteignungsbeschlusses 
geltenden Vorschriften sind entsprechend anzu- 
wenden. Von einer Anwendung der Rückenteig- 
nungsbestimmungen (§ 46) ist abgesehen worden, 
da der Eigentumsübergang hier nicht gegen den 
Willen des Eigentümers vor sich geht. 

§ 24 behandelt den Fall, daß sich die Einigung auf 
den Eigentumsübergang an dem zu enteignenden 
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Grundstücl^ beschränkt. Der Einigung können die- 
jenigen Beteiligten, die nuch § 9 Ab,t5atz 2 geson- 
dert zu entschädigen sind, widersprechen (§ 24 Ab- 
satz 3). Der Grund für diese Regelung ist darin zu 
sehen, daß die in § 9 Absatz 2 genannten Ent- 
schädigungsberechtigten in einer b€. sonders engen 
persönlichen Bindung (Mieter, Pächter, Altenteiler) 
zu dem von der Enteignung betroffenen Grund- 
stück stehen, ihre Rechte also nicht in erster Linie 
auf Befriedigung aus dem Erlös des Grundstücks 
gerichtet sind. Auch hier tritt eine rechtliche Bin- 
dung der Beteiligten an den Inhalt der Einigung 
gemäß § 22 Absatz 2 Satz 2 ein. Wird ein Wider- 
spruch nicht erhoben, so wird das Vorfahren im 
übrigen, namentlich hinsichtlich der Entschädigung, 
fortgesetzt, wobei der Inhalt der Einigung dem 
Verfahren zugrunde zu legen ist. Der Inhalt der 
Einigung hat einen Bestandteil des Enteignungs- 
beschlusses zu bilden. 

Zu §25 

Entscheidung der Enteignungsbehörde 
§ 26 bringt den Grundsatz, daß die Enteignungs- 
behörde in einer einzigen umfassenden Entschei- 
dung über die Zulässigkeit, den Umfang und die 
Rechtsfolgen der Enteignung zu befinden hat. Sie 
entscheidet insbesondere über den Enteignungs- 
antrag einschließlich der Festsetzung der Ent- 
schädigung, die übrigen gestellten Anträge (z. B. 
Antrag auf Ersatzland) sowie über die erhobenen 
Einwendungen. Die Enteignungsbehörde ist in der 
Gestaltung ihrer Entscheidung nicht durch zwin- 
gende Rechtsvorschriften gebunden, sondern kann 
die sich aus der Enteignung ergebenden Rechts- 
beziehungen zwischen den Beteiligten frei regeln, 
sofern sie nur für die gerechte Wiederherstellung 
der Vermögenslage der Beteiligten Sorge trägt. Ins- 
besondere kann die Enteignungsbehörde bestimmen, 
daß Rechte an dem enteigneten Grundstück aus- 
drücklich aufrecht erhalten werden. Es können 
auch neue Rechte an dem Gegenstand der Enteig- 
nung begründet, z. B. zugunsten des bisherigen 
Eigentümers eine Hypothek an dem enteigneten 
Grundstück als Teil der Entschädigung bestellt 
werden. 

Absatz 2 trägt den geltenden Preisbildungsvor- 
schriften im Grundstücksverkehr Rechnung. Nach 
§ 3 der Verordnung über das Verbot von Preis- 
erhöhungen vom 26. November 1936 können die zu- 
ständigen Behörden aus volkswirtschaftlichen Grün- 
den oder zur Vermeidung besonderer Härten eine 
Ausnahme vom Preiserhöhungsverbot zulassen oder 
anordnen. Mangels feststehender Stopppreise hat 
im Grundstücksverkehr die Billigung des Preises 
durch die Preisbehörde stets die Bedeutung einei* 
zur Beseitigung von Zweifeln erteilten Ausnahme- 
bewilligung. 


Über die Enteignung des den Gegenstand des Ver- 
fahrens bildenden Grundstücks und über die Ent- 
eignung von Ersatzland hat die Enteignungsbehörde 
in demselben Beschluß zu entscheiden (Absatz 3). 
Eline zu verschiedenen Zeitpunkten ergehende Ent- 
scheidung über beide Enteignungs<tatbestände ist 
nicht statthaft, da das Ersatzland einen Teil der 
Entschädigung und damit einen Bestandteil der die 
Enteignung des Grundstücks regelnden Entschei- 
dung bildet. 

Zu §26 

Form und Inhalt des Beschlusses, insbesondere des 
Enteignungsbeschlusses 

A.us Gründen der Rechtssicherheit ist für die Ent- 
scheidung der EnteignungsbehÖrde Schriftform 
und .ZustcRung vorgeschricben. Der Beschluß ist 
mit einer Rcchtsmittelbelehrung zu versehen. Diese 
Vorschrift dient dem Schutze des von der Enteig- 
^ ung Beirof fenen. Niemand soll aus Unkenntnis 
des ihm zuslehenden Rechtsbehelfs verloren gehen. 
Die Regelung ist insbesondere deshalb geboten, 
weil nach den Vorschriften über die Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit (vgl. § 32 Gesetz Nr. 39 über die 
Verwaliungsgerichtsbarkeit, § 35 Verordnung 

Nr. 165 Verwaltungsgerichtsbarkeit in der briti- 
schen Zone) jeder Verwaltungsakt mit einer Rechts- 
mittclbelehrung versehen sein muß und dieses Ge- 
setz die Nachprüfung einer von der Enteignungs- 
behörde getroffenen Entscheidung unter Ausschluß 
der Verwaltungsgcrichtsbarkeit den ordentlichen 
Gerichten überträgt. 

Der Enteignungsbeschluß ist mit dem in den äl- 
teren landesrechtlichen Enteignungsgesetzen be- 
handelten Enteignnngfrbeschluß (vgl. z. B. § 32 des 
Preuß. Gesetzes über die Enteignung von Grund- 
eigentum) nicht identisch. Der Enteignungsbeschluß 
des älteren Enteignungsrechts stellt den Eigentums- 
übertragungsakt — der zugleich die Einweisung in 
den Besiitz einschließt — dar und hat den end- 
gültigen Planfeststellungsbeschluß sowie die rechts- 
gültige Zahlung oder Hinterlegung der in dem end- 
gültigen Entschädigungsfeststellungsbeschluß ge- 
nannten Entschädigung zur Voraussetzung. Der 
Enteignungsbeschluß des § 27 dagegen gibt ledig- 
lich den Inhalt einer dem Enteignungsantrag statt- 
gebenden Entscheidung der Enteignungsbehörde 
wieder auf und bedarf zu ihrem Vollzug einer 
förmlichen Ausführungsanordnung (§ 40). In dem 
Enteignungsbeschluß kommen der alte und der 
neue Rechtszustand in der Weise zum Ausdruck, 
daß der neue Rechtszustand nach der Ausführungs- 
anordnung aus dem Beschluß ohne weiteres in das 
Grundbuch übernommen werden kann. 

Die Enteignungsbehörde hat das Vollstreckungs- 
gericht von einer Entscheidung in Kenntnis zu 
setzen, die dem Enteignungsantrag stattgegeben 
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hat (Absatz 3). Eine Benachrichtigung der Voll- 
streckungsbehörde bereits bei der Einleitung des 
Enteignungsverfahrens schien entbehrlich, da die 
Einleitung des Enteignungsverfahrens nicht zu 
einer Einstellung der Zwangsvollstreckung führt 
und andererseits die Einleitung einer Zwangsvoll- 
streckung der Enteignung nicht entgegensteht. 

Zu §27 

Vorzeitige Besitzeinweisung 

Das Institut der vorzeitigen Besitzeinweisung hat 
seit langem in das Enteignungsrecht Eingang ge- 
funden. Die Besitzeinweisung soll dem Antragsteller 
die Möglichkeit geben, schon vor dem Eigentums- 
übergang auf dem Grundstück die Maßnahmen zu 
treffen, die im Rahmen des Enteignungszwecks 
notwendig sind. Nach den älteren Enteignungs- 
vorschriften war sie regelmäßig erst nach Erlaß 
des Planfeststellungsbeschlusses zulässig. Da nach 
der in diesem Gesetz vorgesehenen Regelung des 
Enteignungsrechts für ein Planfeststellungsver- 
fahren kein Raum ist, die Festsetzung der Ent- 
schädigung und die Entscheidung über die Ent- 
eignung aber in demselben Beschluß vorgenommen 
werden, konnte es zweifelhaft sein, ob künftig 
noch ein Bedürfnis für die Beibehaltung der vor- 
zeitigen Besitzeinweisung besieht. Es ist aber nicht 
von der Hand zu weisen, daß in manchen Fällen 
schon vor Abschluß des Verfahrens vor der Ent- 
eignungsbehörde Bauvorhaben vor allem des so- 
zialen Wohnungsbaues vordringlich in Angriff ge- 
nommen werden müssen. Die Enteignungsbehörde 
wird sich allerdings Klarheit darüber verschaffen 
müssen, ob mit großer Wahrscheinlichkeit dem 
Enteignungsantrag stattgegeben werden wird. Es 
ist daher vorgesehen, daß die vorzeitige Besitz- 
einweisung nur auf Grund einer mündlichen Ver- 
handlung angeordnet werden darf, in der dem 
Grundeigentümer und dem Besitzer Gelegenheit 
gegeben ist, etwaige Einwendungen vorzubringen. 
Gegen die Anordnung der Enteignungsbehörde ist 
wie gegen jede andere Entscheidung der Enteig- 
nungsbehörde der Einspruch an das Landgericht 
zulässig. Zwangsmaßnahmen zur Verschaffung des 
tatsächlichen Besitzes bedürfen der Zustimmung 
der Kammer für Baulandsachen {§ 34). 

Um Härten zu mildern, die bei einem sofortigen 
Besitzwechsel auftreten können, ist der unmittel- 
bare Besitzer berechtigt, eine Räumungsfrist von 
zwei Wochen zu beantragen. 

Einem Mißbrauch der vorzeitgen Besitzeinweisung 
muß vorgebeugt werden. Es darf die vorzeitige Be- 
sitzeinweisung nur angeordnet werden, wenn die 
Inangriffnahme des Bauvorhabens nicht aufge- 
schoben werden kann, also nur in Fällen beson- 
derer Dringlichkeit. Die Enteignungsbehördc kann 


sie ferner von der Leistung einer Sicherheit ab- 
hängig machen. Sie muß dies tun, wenn der un- 
mittelbare Besitzer es verlangt. 

Absatz 3 regelt die Frage der Entschädigung für 
den Fall, daß das Grundstück später enteignet wird. 
Auch in diesem Falle ist es billig, dem Eingewiese- 
nen den Ersatz jener Schäden aufzuerlegen, die 
dem Betroffenen durch die vorzeitige Besitzein- 
weisung entstehen, z. B. entgangene Nutzungen. 
Die Besitzeinweisungsentschädigung deckt sich nicht 
mit der Enteignungsentschädigung. Während die 
Enteignungsentschädigung für das entzogene Eigen- 
tum gewährt wird, handelt es sich hier um die 
Entschädigung für besondere, durch den Besitz- 
verlust entstehende Nachteile. Da die in dem Ent- 
eignungsbeschluß festzusetzende Entschädigung ge- 
mäß § 6 Absatz 4 Satz 2 für die Zeit seit dem Be- 
sitzübergang zu verzinsen ist, wird der dem Be- 
troffenen entstehende Schaden in der Regel mit 
den Zinsen abgegolten sein (vgl. auch § 6 des Preuß. 
Gesetzes über ein vereinfachtes Enteignungsver- 
fahren vom 26. Juli 1922). Ein höherer Schaden 
muß nachgewiesen werden. Auch für die Fest- 
setzung dieser Entschädigung gelten die allgemeinen 
Entschädigungsvorschriften. Über Art und Hohe 
entscheidet die Enteignungsbehörde entweder in 
einem besonderen Beschluß oder spätestens in dem 
Enteignungsbeschluß gemäß § 26. 

Die Vorschrift des Absatzes 4 dient der Beweis- 
sicherung. Sie entspricht dem bisherigen Enteig- 
nungsrecht. 

Absatz 5 behandelt den Fall, da nach Anordnung 
der vorläufigen Besitzeinweisung der Enteignungs- 
antrag abgelehnt wird. Die Behandlung etwaiger 
Schadensersatzansprüche richtet sich hier nach den 
allgemeinen Vorschriften des bürgerlichen Rechts. 

Vierter Abschnitt 

Anfechtung der Entscheidungen der Enteignungs- 
behörde 

Ob und in welchem Umfang die Entscheidungen 
der Enteignungsbehörde einer gerichtlichen Nach- 
prüfung unterliegen sollen, ist in zwei Richtungen 
durch das Grundgesetz festgelegt. Nach Artikel 19 
Absatz 4 Satz 1 des Grundgesetzes steht jedem, der 
durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten ver- 
letzt wird, der Rechtsweg offen. Daraus ergibt sich, 
daß die gerichtliche Nachprüfung der Entscheidun- 
gen der Enteignungsbehörde gesetzlich nicht aus- 
geschlossen werden kann. Ob diese Nachprüfung 
im Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten oder 
vor anderen Gerichten erfolgt, ist im Grundgesetz 
nur hinsichtlich der Entscheidungen über die Höhe 
der Entschädigung geregelt. Insoweit steht nach 
Artikel 14 Absatz 3 Satz 4 des Grundgesetzes im 
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Streitfall der Rechtsweg vor den ordentlichen Ge- 
richten offen. Im übrigen ergibt sich aus Artikel 19 
Absatz 1, daß der ordentliche Rechtsweg gegeben 
ist, soweit eine andere Zuständigkeit nicht be- 
gründet ist. 

Nach dem bisher geltenden Recht ist eine solche 
Zuständigkeit für die Verwaltungsgerichte be- 
gründet. Dies ergibt sich, soweit die Enteignungs- 
gesetze selbst es nicht bereits bestimmen, aus den 
Generalklauseln der in den einzelnen Ländern des 
Bundesgebiets geltenden Verwaltungsgerichts- 
gesetze. Bisher stehen also in jedem Enteignungs- 
verfahren, soweit Entscheidungen der Verwaltungs- 
behörden in Betracht kommen, zwei verschiedene 
Arten von Rechtsbehelfen zur Verfügung: 

a) Gegen die Entscheidung über die Zulässigkeit 
und den Umfang einer Enteignung die Anfech- 
tungsklage bei den Verwaltungsgerichten, regel- 
mäßig in 2 Instanzen, 

b) gegen die Entscheidung über die Höhe der Ent- 
schädigung die Klage bei den ordentlichen Ge- 
richten, je nach dem Wert des Streitgegenstan- 
des in 2 oder 3 Instanzen. 

Wenn zunächst der Ausgang des verwaltungs- 
gerichtlichen Verfahrens abgewartet werden muß, 
ehe das ordentliche Gericht über die Entschädigung 
verhandeln kann, verzögert sich der Vollzug der 
Enteignung erheblich. Diese Verzögerung ist bei 
Enteignungen für Zwecke des Wohnungsbaues nicht 
erträglich. Die Übernahme der beiden Anfech- 
tungsarten in das neue Gesetz könnte daher nur in 
Betracht kommen, wenn durch geeignete Vor- 
schriften ermöglicht würde, daß über beide Rechts- 
behelfe gleichzeitig vor den verschiedenen dafür 
zuständigen Gerichten verhandelt und entschieden 
würde. Dabei dürfte nicht unbeachtet bleiben, daß 
die Entscheidung über die Höhe der Entschädi- 
gung von dem Gegenstand der Enteignung ab- 
hängig ist und bei Erfolg der vor dem Verwaltungs- 
gericht erhobenen Anfechtungsklage eine vorher 
ergangene Entscheidung des ordentlichen Gerichts 
über die Entschädigung wieder geändert werden 
müßte. Für solche Fälle müßte eine Wiederholung 
der Klage vor den ordentlichen Gerichten ermög- 
licht werden. Die Übernahme der beiden Arten 
von Rechtsbehelfen in das neue Gesetz würde also 
einige Schwierigkeiten bereiten. 

Eine Regelung, durch die ein einheitlicher Rechts- 
behelf für die Anfechtung der Entscheidung der 
Enteignungsbehörde vorgesehen wird, trifft zwar 
ebenfalls auf gewisse Schwierigkeiten, ist aber 
übersichtlicher und kann in einigen Fällen zu einem 
schnelleren Abschluß des Verfahrens führen. Im 
Hinblick auf die erwähnte Bestimmung in Ar- 
tikel 14 Absatz 3 Satz 4 des Grundgesetzes, an der 


aus grundsätzlichen Erwägungen festgehalten wer- 
den soll, kann diese einheitliche Lösung nur darin 
gefunden werden, daß die ordentlichen Gerichte 
aber die Anfechtung der Entscheidungen der Ent- 
eignungsbehörde auch insoweit entscheiden, als die 
Zulässigkeit und der Umfang der Enteignung 
streitig sind. Allerdings werden die ordentlichen 
Gerichte dann für die Entscheidung solcher öf- 
fentlich-rechtlicher Fragen zuständig, die ihrer Art 
nach in den Bereich der Verwaltungsgerichtsbar- 
keit fallen. Es würde daher rechtssystematischen 
Bedenken begegnen, wenn in Enteignungssachen 
jeder Art eine solche Regelung eingeführt würde. 
Dagegen erscheint eine solche Lösung als Aus- 
nahmeregelung annehmbar, zumal in anderen Fäl- 
len auch bereits ähnliche Regelungen getroffen 
sind, z. B. in den Vorschriften über die Anfechtung 
der Entscheidungen der Landwirtschaftsbehörden 
im Genehmigungsverfahren nach den Vorschriften 
des Kontrollratsgesetzes Nr. 45 und in § 7 Absatz 5 
des Gesetzes zur Bereinigung des Wertpapier- 
wesens vom 19. August 1949 (WiGBl. S. 295). Hinter 
dem Bedürfnis nach Beschleunigung der für den 
Wohnungsbau bestimmten Enteignungen umssen 
Bedenken rechtssystematischer Art zurücktreten. 
Aus den erörterten Gründen ist bei der Gestaltung 
des neuen Gesetzes der vorstehend erörterten ein- 
fachen Lösung der Vorzug vor einer Teilung der 
Rechtsbehelfe gegeben worden. Dabei sollen die 
besonderen Qualitäten der Verwaltungsgerichte den 
ordentlichen Gerichten dadurch nutzbar gemacht 
werden, daß diese unter Mitwirkung von Richtern 
der Verwaltungsgerichte entscheiden. 


Als Rechtsbehelf gegen alle Entscheidungen der 
Enteignungsbehörde ist der Einspruch vorgesehen. 
Abweichend von den bisher zulässigen Rechts- 
behelfen (Anfechtungsklage beim Verwaltungs- 
gericht, Klage beim ordentlichen Gericht) ist er als 
Einspruch bezeichnet, um schon durch diese Be- 
zeichnung darauf hinzuweisen, daß das Verfahren 
von dem gewöhnlichen Verfahren in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten abweicht. 

Der Einspruch ist gegen alle Verfügungen der Ent- 
eignungsbehörde zulässig, die den Charakter von 
Entscheidungen haben. In erster Linie kommt der 
Enteignungsbeschluß (§ 27 Absatz 2) in Betracht. 
Aber auch andere Entscheidungen, wie z. B. die 
sonstigen Beschlüsse über den Enteignungsantrag, 
über die im Verfahren gestellten Anträge und über 
Anträge auf vorzeitige Besitzeinweisung und über 
die Ersatzleistung bei vorzeitiger Besitzeinweisung 
(§ 28) unterliegen der Anfechtung durch Ein- 
spruch. 
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Um auf einen möglichst beschleunigten Fortgang 
des Verfahrens hinzu wirken, ist für die Anfechtung 
eine kurze Frist vorgesehen. Sie ist in Anglcichung 
an die in § 516 ZPO bestimmte Berufungsfrist auf 
einen Monat bemessen. Eine kürzere Bemessung 
dieser Frist erscheint mit Rücksicht auf rechls- 
unkundige oder -ungewandte Beteiligte nicht mög- 
lich. 

In Absatz 4 ist eine Wiedereinsetzung in den vori- 
gen Stand gegen die Versäumung der Einspruchs- 
frist vorgesehen. Die Vorschrift ist an die Bestim- 
mungen der §§ 233 und 234 ZPO angeglichen. 

Als Eingangsstelle für den Einspruch ist zweck- 
mäßig die Enteignungsbehörde vorzusehen, die bis 
zum Einspruch allein mit der Sache befaßt ist. Da 
sie über die Akten verfügt, wird das Verfahren da- 
durch wesentlich beschleunigt, daß sie gehalten ist, 
mit dem Einspruch das gesamte Material dem Ge- 
richt vorzulegen. 

Zu §29 

Zuständigkeit 

Die sachliche Zuständigkeit des Landgerichts aucli 
in den Fällen, in denen nach dem Gerichtsver- 
fassungsgesetz die Zuständigkeit des Amtsgerichts 
gegeben wäre, erscheint zweckmäßig, um die Bau- 
landsachen möglichst weitgehend zusammenzu- 
fassen und dadurch die einheitliche Handhabung 
des Gesetzes zu fördern. Der gleiche Gesichtspunkt 
ist für die in Absatz 3 getroffene Bestimmung 
maßgebend, wonach die Landes] ustiz Verwaltungen 
die Baulandsachen aus mehreren Bezirken bei 
einem Gericht zusammenfassen können. (Wegen der 
Bildung der Kammer für Baulandsachen vgl. die 
Begründung zu § 30.) 

Um Zweifel über die örtliche Zuständigkeit in 
Fällen auszuschließen, in denen die Entscheidung 
sich auf einen in mehreren Gerichtsbezirken ge- 
legenen Grundbesitz bezieht, und um den Ge- 
schäftsverkehr zwischen dem Gericht und der Ent- 
eignungsbehörde zu vereinfachen, ist zwischen dem 
Gericht und der Enteignungsbehörde zu verein- 
fachen, ist vorgesehen, daß die örtliche Zuständig- 
keit des Gerichts sich nach dem Sitz der Enteig- 
nungsbehörde bestimmt. 

Zu §30 

Kammer für Baulandsachen 
Durch die Bildung besonderer Kammern für Bau- 
landsachen ergibt sich der weitere Vorteil, daß die 
Baulandsachen nicht unter die Zivilkammern ver- 
teilt, sondern bei einer Kammer des Gerichts zu- 
sammengefaßt werden. 

Die Zuziehung von Verwaltungsrichtern ist vorge- 
sehen, um die Sachkunde der Verwaltungsgerichte 
den ordentlichen Gerichten bei ihren Entscheidun- 
gen nutzbar zu machen. Die Verwaltungsrichter 


haben innerhalb der Kammer für Baulandsachen 
dieselben Rechte und Pflichten wie die hauptamt- 
lichen Richter des Landgerichts. 

Um die erforderliche Unabhängigkeit auch der Ver- 
waltungsrichter zu sichern, ist in Absatz 2 ihre 
Abordnung auf feste Zeit, und zwar auf die Dauer 
von 3 Jahren vorgesehen. Für die Zuteilung der 
Verwaltungsrichter an die Kammern für Bauland- 
sachen kann § 63 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
herangezogen werden, so daß besondere Vorschrif- 
ten insoweit nicht erforderlich sind. 

Zu §31 

V erf ahrensgrundsätze 

Das Verfahren der Kammer für Baulandsachen soll 
sich grundsätzlich nach den Vorschriften der Zivil- 
prozeßordnung und den sonstigen für das Ver- 
fahren vor den Amtsgerichten bei Klagen in bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten geltenden Vorschriften, 
z. B. kostenrechtlicher Art, richten. Wegen der 
Eigenheiten der Baulandsachen sind jedoch gewisse 
Abweichungen von diesem Grundsatz nicht zu ver- 
meiden. In § 31 und den folgenden Vorschriften ist 
daher eine Reihe von Sonderbestimmungen für das 
Verfahren in Baulandsachen enthalten. 

Da die Kammer für Baulandsaclien, soweit es sich 
nicht um die Anfechtung der Entscheidung hin- 
sichtlich der Entschädigung handelt, an die Stelle 
der bisher zuständigen Verwaltungsgerichte tritt 
und deren Verfahren mehr dem amtsgerichtlichen 
als dem landgerichtlichen Verfahren ähnelt, er- 
scheint es notwendig, daß auf das Einspruchsv er- 
fahren die für das streitige Verfahren vor dem 
Amtsgericht geltenden Vorschriften sinngemäß an- 
gewendet werden (Absatz 1). Eine wichtige Wir- 
kung dieser Bestimmung liegt darin, daß die Par- 
teien auch im Rechtsstreit über die Entschädigung 
vor dem Landgericht ihre Rechte persönlich wahr- 
nehmen können, die Vertretung durch Anwälte 
also nicht geboten ist. 

Um die erforderliche Beschleunigung der Ein- 
spruchsverfahren zu erreichen, wird durch die Vor- 
schrift in Absatz 2 bestimmt, daß sie auch während 
der Gerichtsferien ihren Fortgang nehmen. 

Die Bestimmung, daß das Gericht wie in einem 
verwaltungsgerichtlichcn Verfahren oder in einem 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit von 
Amts wegen die zur Feststellung der Tatsachen 
erforderlichen Ermittlungen anzustellen und von 
Amts wegen die geeignet erscheinenden Be- 
weise aufzunehmen hat, erscheint deshalb er- 
forderlich, weil eine Änderung von Entschei- 
dungen der Enteignungsbehörde, insbesondere 
eine Änderung des Enteignungsbeschlusses, oft in 
die Rechtsstellung von Beteiligten eingreift, die 
keinen Einspruch eingelegt haben. Der Unter- 
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suchungsgrundsatz vermindert auch Gefahren, die 
sich ergeben könnten, wenn ein ungewandter Be- 
teiligter seine Ansprüche ohne Zuziehung eines 
Rechtsanwalts selbst vertritt. 

Da mehrere Einsprüche, die gegen dieselbe Ent- 
scheidung der Enteignungsbehörde eingelegt sind, 
im Regelfälle nicht unabhängig voneinander be- 
handelt werden können, ist die gleichzeitige Ver- 
handlung und Entscheidung über diese Einsprüche 
angeordnet. Durch diese Bestimmung wird ver- 
mieden, daß zur Verbindung ein Gerichtsbeschluß 
erforderlich ist. 

Zu §32 

Teilnahme am Verfahren 
Soweit nach bisherigem Recht die Entscheidungen 
der Behörde durch Anfechtungsklage bei den Ver- 
waltungsgerichten angefochten werden, ist ent- 
weder die entscheidende Behörde oder der Staat 
der Beklagte. Sow^eit dagegen im Rechtsweg über 
die Höhe der Entschädigung gestritten wird, sind 
der Entschädigungsberechtigte und der Entschädi- 
gungspflichtige Parteien des Rechtsstreits. Wenn 
der Einspruch an die Stelle dieser beiden ver- 
schiedenen Rechtsbehelfe des bisherigen Rechts 
tritt und durch denselben Einspruch sowohl die 
Entscheidung über die Zulässigkeit und den Um- 
fang der Enteignung, wde die Festsetzung der Ent- 
schädigung anzufechten ist, kann das Verfahren 
nicht in der bisher üblichen Gruppierung der Par- 
teien durchgeführt werden. Das Einspruchsver- 
fahren könnte nur dann als ein Parteiverfahren 
durchgeführt werden, wenn die Mitbeteiligten 
durch gesetzliche Vorschrift entweder auf die Seite 
des Anfechtenden oder auf die Seite des Anfech- 
tungsgegners verwiesen würden. In manchen Fällen 
liegen die Interessen eines Mitbeteiligten teils auf 
der Seile des Anfechtenden, teils auf der Seite des 
Anfechtungsgegners oder weder auf der Seite des 
einen noch auf der des anderen, weil sie beiden 
entgegengesetzt sind. Das ergibt sich, wenn ein Ent- 
eignungsbeschluß gleichzeitig von mehreren Be- 
teiligten angefochten wird, z. B. von dem Eigen- 
tümer des Grundstücks sowohl hinsichtlich der Zu- 
lässigkeit der Enteignung wie der Höhe der Ent- 
schädigung, von einem Beitretenden (§ 15) sowohl 
wegen der Zulässigkeit der Enteignung zugunsten 
des Antragstellers wie hinsichtlich der Abweisung 
seines eigenen Enteignungsantrages, von einem 
Pächter wegen des Umfanges der Enteignung. Eine 
sachgemäße Lösung der sich hieraus ergebenden 
Schwierigkeiten unter Heranziehung und Aus- 
gestaltung der Vorschriften der §§ 59 bis 77 ZPO 
über die Streitgenossenschaft und die Beteiligung 
Dritter im Rechtsstreit läßt sich im Rahmen eines 
reinen Zivilprozeßverfahrens nicht finden. Infolge- 
dessen erscheint es angebracht, für das Verfahren 


besondere Grundsätze zu entwickeln. Es soll daher 
unter Beteiligten durchgeführt werden, die keine 
Parteislellung haben. 

Da eine Änderung der im Enteignungsverfahren 
ergangenen Entscheidungen sich auch für diejeni- 
gen Beteiligten jenes Verfahrens aus wirkt, die 
keinen Einspruch eingelegt haben, erscheint es 
zweckmäßig, alle Beteiligten des Enteignungsver- 
fahrens auch an dem Einspruchsverfahren teil- 
nehmen zu lassen und ihnen die Möglichkeit zu 
eröffnen, Anträge zu stellen. Darüber hinaus er- 
gibt sich die Notwendigkeit, auch die Enteignungs- 
behörde am Verfahren als antragsberechtigte Teil- 
nehmerin zu beteiligen, damit die Öffentlichen Inter- 
essen im Einspruchsverfahren vertreten werden 
können. 

Zu §33 

Anfechtung von Ermessensentscheidungen 
Mit der Vereinigung der Rechtsbehelfe des bisheri- 
gen Enteignungsrechts zu einem einheitlichen Ein- 
spruch und der Zuweisung der Entscheidung an 
die ordentlichen Gerichte wird nicht bezweckt, die 
nach dem bisherigen Recht gegebenen Anfechtungs- 
möglichkeiten zu erweitern. Soweit daher im ver- 
waltungsgerichtlichen Verfahren der Anfechtung 
von Verwaltungsentscheidungen sachliche Grenzen 
gezogen sind, sollen sie auch im Einspruchsver- 
fahren gewahrt werden. Solche Grenzen bestehen 
für die Anfechtung von Ermessensentscheidungen 
der Verwaltungsbehörde. Demgemäß bestimmt § 33 
die Grenzen der Nachprüfung von Ermessensent- 
scheidungen in gleicher Weise, wie es in den Ver- 
waltungsgerichtsgesetzen geschehen ist. 

KA ^ tJ‘± 

Einspruch gegen vorzeitige Besitzeinweisung 
Die in § 28 vorgesehene vorzeitige Besitzein- 
weisung hat zur Folge, daß der Antragsteller in 
dem von der Enteignungsbehörde bezeichneten 
Zeitpunkt die Rechtsstellung eines Besitzers des 
betroffenen Grundstücks erlangt. Räumt der bis- 
herige Besitzer das Grundstück nicht freiwillig, so 
können die im Landesrecht vorgesehenen Zwangs- 
maßnahmen getroffen werden. Um einen einfachen 
Weg zu schaffen, auf dem im Falle begründeter 
Einsprüche der tatsächliche Vollzug der vorzeitigen 
Besitzeinweisung verhindert werden kann, sieht 
§ 34 vor, daß die Zwangsmaßnahmen nach Ein- 
legung eines Einspruchs nur mit Zustimmung der 
Kammer für Baulandsachen zulässig sind. 

Zu § 35 

Entscheidung über den Einspruch 

Aus § 31 Absatz 1 ergibt sich, daß die Entscheidung 
über den Einspruch auf Grund einer mündlichen 
Verhandlung ergeht. Auf die Entscheidung sollen, 
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soweit in § 35 nicht besondere Bestimmungen ge- 
troffen sind, die für Urteile geltenden Vorschriften 
sinngemäß angewendet werden. Gleichwahl er- 
scheint es zweckmäßig, die Entscheidung nicht als 
Urteil, sondern als Beschluß zu bezeichnen. Da- 
durch kommt zum Ausdruck, daß es sich um eine 
Entscheidung handelt, die in einem von dem ge- 
wöhnlichen streitigen Verfahren abweichenden Ver- 
fahren ergangen ist und nicht mit dem gegen Ur- 
teile des Landgerichts gegebenen Rechtsmittel der 
Berufung, sondern nur mit der sofortigen Be- 
schwerde (§ 38) angefochten werden kann. 

Der mit der besonderen Regelung des Verfahrens 
erstrebte Zweck, die Durchführung der Entschei- 
dung möglichst zu beschleunigen, würde nicht er- 
reicht werden, wenn das Gericht die angefochtene 
Entscheidung der Enteignungsbehörde, falls es den 
Einspruch für begründet erachtet, lediglich auf- 
heben könnte. Es muß vielmehr die Möglichkeit 
geschaffen werden, daß das Gericht an die Stelle 
des mit Erfolg angefochtenen Verwaltungsaktes 
eine Entscheidung in der Sache selbst setzt. Des- 
halb ist in Absatz 1 bestimmt, daß das Gericht 
die Entscheidung der Enteignungsbehörde auch 
ändern kann. Ob das Gericht von dieser Möglich- 
keit Gebrauch macht, bleibt seinem Ermessen über- 
lassen. Sind weitgehende Änderungen eines Ent- 
eignungsbeschlusses notwendig, so wird es viel- 
fach zweckmäßig sein, daß das Gericht von einer 
Änderung des Beschlusses absieht und unter Auf- 
hebung des Beschlusses die Sache an die Enteig- 
nungsbehörde zur ückver weist. Zwei Fälle, in denen 
die Zurückverweisung als unumgänglich anzu- 
sehen ist, sind in Absatz 2 geregelt. 

Entsprechend dem Grundsatz des Zivilprozeßver- 
fahrens, daß das Gericht bei seinen Entscheidungen 
über die Anträge der Parteien nicht hinausgehen 
darf, bestimmt Absatz 1 Satz 2, daß die angeführte 
Entscheidung nur insoweit aufgehoben oder abge- 
ändert werden darf, als eine Aufhebung oder Ab- 
änderung von einem Beteiligten oder von der Ent- 
eignungsbehörde in der mündlichen Verhandlung 
beantragt ist. Dies dient der Sicherung der Inter- 
essen der Parteien. Er begrenze die Möglichkeiten 
des Prozeßausganges und schützt daher die Be- 
teiligten vor unerwarteten Entscheidungen. 

Die in Absatz 3 vorgesehene Beschränkung der Zu- 
lässigkeit von Teilentscheidungen soll der Beschleu- 
nigung des Verfahrens dienen. 

Zu §36 

Entscheidung bei Ausbleiben eines Beteiligten 
Die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über die 
Versäumnisurteile sind hauptsächlich für die Fälle 
von Bedeutung, in denen eiru Vollstreckungstitel 
erstrebt wird. In diesen Fällen soll eine Partei 
durch ihre Säumnis dem Gegner die Erlangung des 


Titels nicht erschweren können. Da es sich im Ent- 
eignungsverfahren nicht um die Erlangung eines 
Vollstreckungstitels handelt, sind die Vorschriften 
über die Versäumnisurteile für das Einspruchsver- 
fahren nicht von Wert. Durch den Gebrauch der ge- 
richtlichen Rechtsbehelfe gegen ein Versäumnis- 
urteil könnte der Säumige sogar das Verfahren 
verzögern. Deshalb sollen die Vorschriften über 
Versäumnisurteile für das Einspruchsverfahren 
nicht gelten. 

Das geeignete Verfahren bei Ausbleiben eines Be- 
teiligten ist die Entscheidung nach Lage der Akten, 
die in §§ 331 a bis 335, 337 Zivilprozeßordnung ge- 
ordnet ist. Sie sichert, daß das Verfahren trotz 
Ausbleibens eines Beteiligten keine Verzögerung 
erfährt. 

Zu §37 

Entscheidung über die Kosten des Verfahrens 
Bei der Gestaltung des Einspruchsverfahrens unter 
Teilnahme einer erheblichen Zahl von Beteiligten 
würde die Anwendung der strengen Vorschriften 
des § 91 und der §§92 bis 97, 101 der Zivilprozeß- 
ordnung über die Verpflichtung, die Kosten des 
Verfahrens zu tragen, schwierig sein und nicht 
immer .zu gerechten Ergebnissen führen. In § 37 ist 
daher die Anwendung der angeführten Vorschrif- 
ten ausgeschlossen und im allgemeinen davon ab- 
gesehen, besondere Vorschriften über die Kosten- 
last zu treffen. Es wird dem billigen Ermessen des 
Gerichts überlassen, im Einzelfall zu bestimmen, 
wer die Kosten zu tragen hat, wie sie zu verteilen 
sind und ob außergerichtliche Kosten erstattet wer- 
den sollen. 

Da die Durchführung des Enteignungsverfahrens 
im Interesse des Antragstellers und der Beitreten- 
den liegt, sollen diese die Kosten des Rechtszuges 
in den Fällen, in denen sie Einspruch oder so- 
fortige Beschwerde erhoben haben, auch dann 
tragen, wenn der Rechtsbehelf den erstrebten Er- 
folg hat. Dadurch wird vermieden, daß Beteiligte, 
die ein eigenes Interesse an der Durchführung 
des Verfahrens nicht haben, in diesen Fällen die 
Kosten des Verfahrens und die außergerichtlichen 
Kosten anderer Beteiligter zu tragen haben. 

Zu §38 

Sofortige Beschwerde 

Soweit Entscheidungen über die Hohe der Ent- 
schädigung in Betracht kommen, müssen schon 
wegen der in Artikel 14 Absatz 3 des Grund- 
gesetzes enthaltenen Gewährleistung des Rechts- 
weges vor den ordentlichen Gerichten Rechtsmittel 
gegen die Entscheidungen des Landgerichts in Bau- 
landsachen gegeben sein. Aber auch, soweit die 
Entscheidungen des Gerichts andere Punkte be- 
treffen, erscheint es sachlich geboten, ihre Nach- 


34 



Prüfung wenigstens nach der rechtlichen Seite zu 
ermöglichen. Bei der Bedeutung des in jeder Ent- 
eignung liegenden Eingriffs in das Eigentum und 
der Schwierigkeit der auftretenden Rechtsfragen 
ist ein Rechtsbehelf gegen rechtsirrtümliche Ent- 
scheidungen des Landgerichts nicht entbehrlich. 

V/ürde jedoch der Rechtsschutz der Beteiligten so- 
weit ausgedehnt werden v/ie im gewöhnlichen 
Zivilprozeß (Nachprüfung der Tatfragen im Be- 
rufungsverfahren, nochmalige Nachprüfung der 
Rechtsfragen im Revisionsverfaliren), so würde der 
Abschluß des Verfahrens v/eiter hinausgeschoben, 
als es mit dem besonderen Bedürfnis nach Be- 
schleunigung bei Enteignungen für den Wohnungs- 
bau erträglich wäre. 

§ 38 sieht daher vor, daß gegen die Einspruchsent- 
scheidung des Landgerichts nur ein Rechtsmittel, 
nämlich die sofortige Beschwerde, gegeben ist, und 
daß im Beschwerdeverfahren keine Nachprüfung 
der tatsächlichen Feststellungen des Landgerichts 
stattfindet, sondern daß dessen Entscheidung auf 
der Grundlage dieser Feststellungen lediglich in 
rechtlicher Hinsicht überprüft wird. 

Die Zulässigkeit der sofortigen Beschwerde ist 
ebenso begrenzt v/ie eine Berufung (§511 a Zivil- 
prozeßordnung). Im übrigen soll das Beschwerde- 
verfahren nach den für die Revision geltenden 
Vorschriften durchgeführt werden. Die Fristen für 
die Einlegung und die Begründung der Beschwerde 
sind jedoch gegenüber den für die Revision gelten- 
den Fristen auf zwei V/ochen abgekürzt, um auch 
insoweit zur Beschleunigung des Verfahrens bei- 
zutragen. 

Sachlich zuständig für das Beschwerdeverfahren 
soll das Oberlandesgericht sein. Dessen Zivilsenat 
wird durch Zuziehung von zwei beamteten Rich- 
tern der Verwaltungsgerichte in gleicher Weise er- 
weitert, wie es für die Zivilkammern des Land- 
gerichts in § 30 vorgesehen ist. Insoweit wird auf 
die Begründung zu § 30 verv/iesen. Der zuständigen 
obersten Landesbehörde bleibt es auch hier über- 
lassen, die Verwaltungsrichter entweder aus den 
Verwaltungsgerichten erster Instanz oder aus den 
Verwaltungsgerichten zweiter Instanz zum Ober- 
landesgericht abzuordnen. 

Aus der Beschränkung des gerichtlichen Verfahrens 
auf zwei Rechtszüge ergibt sich das Bedürfnis, 
durch besondere Maßnahmen die Einheitlichkeit der 
Rechtsprechung zu fördern. Zu diesem Zweck sieht 
Absatz 4 eine Sonderregelung vor, die im wesent- 
lichen dem § 28 des Gesetzes über die Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit nachgebildet 
ist. An Stelle des bei dem Obcrlandesgericht ge- 
bildeten Senats für Baulandsachen soll ein Zivil- 
senat des Bundesgerichtshofs über die sofortige Be- 
schwerde entscheiden, wenn entweder bei der Aus- 


legung dieses Gesetzes eine Rechtsfrage von grund- 
sätzlicher Bedeutung auftritt oder wenn das Ober- 
landesgcricht von einer dieses Gesetz betreffenden 
Entscheidung eines anderen Oberlandesgerichts 
oder des Bundesgerichtshofs abweichen will. 

Zu §39 

Einigung der Beteiligten 

Die Vorschrift soll eine Einigung der Beteiligten 
mit den besonderen in §§21 bis 24 vorgesehenen 
Folgen auch im gerichtlichen Verfahren ermög- 
lichen. 

Fünfter Abschnitt 

Ausführung des Enteignungsbeschlusses 
Zu § 40 

Ausführungsanordnung 

Es gehört zu den Grundsätzen des Enteignungs- 
rechts, daß die Vollziehung der Enteignung die 
Zahlung oder Hinterlegung der Entschädigung vor- 
aussetzt (vgl. § 32 des Preuß. Gesetzes über die 
Enteignung von Grundeigentum). Auch sovv^eit in 
landesrechtlichen Enteignuhgsvorschriften die Ent- 
schädigungsfeststellung und der Vollzug der Ent- 
eignung in demselben Beschluß geregelt werden, 
geht in der Regel das Eigentum des enteigneten 
Grundstücks auf den Begünstigten erst nach Zah- 
lung oder Hinterlegung der Entschädigungssumme 
über (vgl. § 5 des Preuß. Gesetzes über ein verein- 
fachtes Enteignungsverfahren vom 26. Juli 1922). 
Die Preuß. Ausführungsverordnungen vom 14. Fe- 
bruar 1921 und vom 2. Mai 1925 (Pr. Ges. S. 1921 
S. 315 und 1925 S. 55) zu der Behebungsverordnung 
bestimmen ebenfalls, daß der Bezirkswohnungs- 
kommissar das Grundbuchamt erst um Eintragung 
des Erwerbs im Grundbuch ersuchen darf, wenn 
die im Enteignungsbescheid festgesetzte Entschädi- 
gungssumme gezahlt oder hinterlegt ist. 

Das Gesetz verleiht diesem Grundsatz deutlicher 
Ausdruck, als dies in den landesrechtlichen Ent- 
eignungsvorschriften der Fall ist, indem es zwi- 
schen dem Enteignungsbeschluß und der im An- 
schluß hieran ergehenden Ausführungsanordnung 
scheidet, die erst nach Zahlung der Geldentschädi- 
gung und der dem Begünstigten gemäß § 47 Ab- 
satz 3 auferlegten Kosten erlassen wird. Es wird 
damit eine völlige Sicherheit für den Entschädi- 
gungsberechtigten erreicht. Die vereinzelt in Ent- 
eignungsgesetzen zugunsten des Staates vor- 
gesehene Ausnahme oder gar deren Ausdehnung 
auf andere Körperschaften des öffentlichen Rechts 
erscheint nicht erforderlich. Von dem Grundsatz 
der vorgängigen Entschädigung ist nur dann ab- 
gewichen worden, wenn Entschädigungen nach dem 
Enteignungsbeschluß später geleistet werden kön- 
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nen, z. B. bei dinglich gesicherten Teilzahlungen. 
Nach der Verkehrsübung und der Regelung bei 
voller Kapitalzahlung wird die Ausführungsanord- 
nung hier zweckmäßig nach Entrichtung der ersten 
Teilzahlung ergehen. 

Zu §41 

Rechtliche Wirkungen der Ausführungs- 
anordnung 

Die in dem Enteignungsbeschluß vorgesehenen 
Rechtsänderungen treten kraft Gesetzes mit dem 
in der Ausführungsanordnung festgesetzten Zeit- 
punkt ein. Das Grundbuch wird unrichtig, die Ein- 
tragung der Rechtsänderung ist nach Absatz 3 von 
Amts wegen zu betreiben. 

Zu §42 

Hinterlegung 

§ 42 soll gewährleisten, daß die Ansprüche der 
Entschädigungsberechtigten gesichert werden. 

Zu §43 

Verteilungsverfahren 

Es bleibt jedem Beteiligten unbenommen, im or- 
dentlichen Rechtswege sein Recht an die hinter- 
legte Summe gegen jeden geltend zu machen, der 
dieses Recht bestreitet. Die Vorschriften der §§ 105 
bis 145 des Gesetzes über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung sind sinngemäß anzu- 
wenden. Die vorgesehenen Abweichungen tragen 
den Besonderheiten des Verfahrens vor der Ent- 
eignungsbehörde Rechnung. 

Zu §44 

Aufhebung des Enteignungsbeschlusses 

§ 44 regelt den Fall, daß das Enteignungsverfahren 
vor der Enteignungsbehörde bis zum Erlaß des 
Enteignungsbeschlusses zwar durchgeführt wurde, 
der Enteignungsbegünstigte aber mit der Bezah- 
lung der Entschädigung in Verzug gerät, so daß 
eine Ausführungsanordnung nicht ergehen kann. 

Zu §45 

Rückenteignung 

Die Vorschrift, daß der Eigentümer einen Anspruch 
auf Rückenteignung hat, wenn das enteignete 
Grundstück nicht für die Zwecke verwendet wird, 
für die es enteignet wurde, entspricht ähnlichen 
Vorschriften in anderen Enteignungsgesetzen (vgl. 
§ 21 Reichssiedlungsgesetz vom 11. August 1919, 
§ 12 Vierter Teil Kapitel 2 der Dritten Verordnung 
des Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirt- 
schaft und Finanzen und zur Bekämpfung politi- 
scher Ausschreitungen vom 6. Oktober 1931 
(RGBl. I S. 537) in der Fassung der Verordnung 
zur Änderung von Vorschriften über Kleinsied- 


lungen und Kleingärten vom 26. Februar 1938 
(RGBl. I S. 233). Die Vorschrift verwirklicht eine 
Forderung der Billigkeit gegenüber dem früheren 
Eigentümer, dem zwangsweise Land für Bauzwecke 
fortgenommen worden ist. Sie soll darüber hinaus 
auch einen Druck auf den durch die Enteignung 
Begünstigten ausüben, dem von ihm angegbenen 
Enteignungszweck nachzukommen. 

Während dieses Recht in den bisherigen Enteig- 
nungsgesetzen meist als Wiederkaufsrecht gestaltet 
wird, hat der Eigentümer gemäß § 45 unmittelbar 
einen Rechtsanspruch auf Rückenteignung des 
Grundstücks. Die Rechtsform der Rückenteignung 
ist gewählt worden, weil in vielen Fällen mit einer 
wesentlichen Umgestaltung des Grundstücks und 
mit gewissen Grenzänderungen zu rechnen ist und 
daher die Vorschriften über den Wiederkauf wenig 
geeignet sind. 

Es sind gegen die Vorschrift verfassungsrechtliche 
Bedenken des Inhalts geltend gemacht worden, daß 
es sich hier um eine neue Enteignung handele, die 
offensichtlich rein privaten Interessen diene, so daß 
die allgemeinen enteignungsrechtlichen Voraus- 
setzungen (Wohl der Allgemeinheit) nicht gegeben 
seien. 

Dem ist folgendes entgegenzuhalten: 

Da der durch die Enteignung Begünstigte den Ent- 
eignungszweck nicht erfüllt hat, stellte es sich nach- 
träglich heraus, daß die Enteignung nicht dem all- 
gemeinen Wohle diente. Es liegt daher im Öffent- 
lichen Interesse, die durch Entziehung des Grund- 
eigentums zu Unrecht gestörte Ordnungslage wie- 
derherzustellen. Ein solches öffentliches Interesse 
kann indessen dann nicht anerkannt werden, wenn 
der frühere Eigentümer selbst das Grundstück im 
Wege der Enteignung erworben hatte, er also unter 
Umständen seiner Bauverpflichtung ebenfalls nicht 
nachgekommen war oder wenn das Grundstück zu- 
gunsten eines anderen Bauwilligen enteignet wer- 
den soll (Absatz 2). Aus Gründen der Rechtssicher- 
heit ist die Geltendmachung des Rechtes auf Rück- 
enteignung zeitlich befristet worden (Absatz 1). 
Gegenstand der Rückenteignung ist das Grund- 
stück in seinem jetzigen tatsächlichen Bestand. Un- 
wesentliche Bestandsveränderungen sind zugunsten 
des Antragstellers zu berücksichtigen. Sind da- 
gegen die Grenzen des Grundstücks wesentlich ver- 
ändert worden oder ist ganz oder überwiegend 
Entschädigung in Land gewährt worden, so ist es 
in das Ermessen der Enteignungsbehörde gegeben, 
ob eine Rückenteignung stattfindet. Das Gesetz 
geht hierbei von dem Gedanken aus, daß es sich 
im ersteren Fall nicht mehr um das Grundstück 
handelt, das der frühere Eigentümer besessen 
hatte, und im zweiten Fall, daß der frühere Eigen- 
tümer einen ungefähr gleichwertigen Grundbesitz 
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erhalten hatte und die Rückübereignung in diesem 
Fall überdies zu außerordentlich schwierigen 
Rechtsvorgängen führen kann. 

Sechster Abschnitt 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 
Zu §46 

Erweiterung des Anwendungsbereichs 

Im Zusammenhang mit den Maßnahmen der 
Kriegsvorbereitung und den durch die Ereignisse 
während des Krieges bedingten Notwendigkeiten 
sind vielfach Wohngebäude errichtet worden, ohne 
daß das Eigentum an den bebauten Grundflächen 
vorher von dem Bauherrn erworben oder eine aus- 
reichende Regelung der rechtlichen Beziehungen 
zwischen dem Grundeigentümer und dem Bau- 
herrn, 2 . B. durch Erbbaurecht, Pacht, begründet 
worden ist. Die Inbesitznahme erfolgte teils form- 
los, teils auf Grund der geltenden enteignungs- 
rechtlichen Vorschriften. Soweit Enteignungsver- 
fahren eingeleitet wurden, sind sie meist unter- 
brochen und nicht zu Ende geführt worden. Als 
Folge dieser ungeordneten Rechtsverhältnisse ist 
für die Bauherren, die sich z. B. Klagen auf Be- 
seitigung von Eigentumsstörungen ausgesetzt sehen, 
eine oft schwierige Lage entstanden. Um im Inter- 
esse der Rechtssicherheit und aus wirtschaftlichen 
Gründen diese Fälle bereinigen zu können, läßt 
Absatz 1 die Enteignung dieser Grundstücke zu- 
gunsten des Bauherrn oder seines Rechtsnach- 
folgers zu. 

Absatz 2 regelt einen iSonderfall des Absatzes 1. 
Bei Behelfsheimen kann es im einzelnen zweifel- 
haft sein, ob das ausgefühfte Gebäude nach Aus- 
führung, Größe, Stellung und Lage es gerecht- 
fertigt, die Eigentumsverhältnisse am Boden zu 
ändern. Die Verhältnisse sind hier so verschieden- 
artig gelagert, daß für die Entscheidung die be- 
sonderen Umstände des einzelnen Falles maß- 
gebend sein müssen. 


Es ist denkbar, daß das von der Enteignung be- 
troffene Grundstück entweder allein oder als Be- 
standteil eines dem bisherigen Eigentümer ge- 
hörenden zusammenhängenden Grundbesitzes ding- 
lich belastet worden ist. Die Eigentümer des Bau- 
werks werden häufig nicht in der Lage sein, die 
zur Befriedigung dieser dinglichen Rechte erforder- 
lichen Beträge aufzubringen. Das Gesetz sieht daher 
vor, daß die bestehenden dinglichen Rechte aufrecht 
zu erhalten und bei der Bemessung der Entschädi- 
gung zu berücksichtigen sind (Absätze 4 und 5). 

Zu §47 

Gebühren und Kosten 

Da der Wohnungsbau im besonderen öffentlichen 
Interesse liegt, und die Beschaffung von Bauland 
insbesondere durch § 12 des Ersten Wohnungsbau- 
gesetzes zu einer vordringlichen öffentlichen Auf- 
gabe gemacht worden ist, erscheint es gerecht- 
fertigt, in dem Verfahren vor der Enteignungs- 
behörde keine Gebühren zu erheben. Dieser Ge- 
sichtspunkt kommt indessen nicht in Betracht, so- 
weit es sich um die bei dem Grundbuchamt ent- 
stehenden Eintragungskosten oder die einem Ent- 
schädigungsberechtigten bei der zweckentsprechen- 
den Wahrung seiner Rechte erwachsenen Kosten 
handelt. 

Zu §48 

Aufhebung bisheriger Vorschriften 

Durch die Vorschriften dieses Gesetzes sind die 
Bestimmungen der Behebungsverordnung, soweit 
sie das gleiche Sachgebiet regeln, entbehrlich ge- 
worden. Sie werden durch Absatz i aufgehoben. 
Entsprechendes gilt für die in dem Reichsheim- 
stättengesetz enthaltenen Enteignungsvorschriften 
(Absatz 4). Die für Kleingärten und Kleinsiedlun- 
gen geltenden Enteignungsvorschriften sind der 
durch das Gesetz geschaffenen neuen Rechtslage 
angepaßt worden (Absätze 2 und 3). 
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Anlage 2 


Deutscher Bundesrat 


Bonn, den 2. März 1951 


Der Deutsche Bundesrat hat in seiner 5L Sitzung am 2. März 1951 zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die vorläufige Regelung der Bereitstellung von Bauland 

(Zweites Wohnungsbaugesetz) 


folgende Änderungen beschlossen: 

Zum Titel des Gesetzes: 

Der Titel des Gesetzes soll lauten: 

Entwurf eines Gesetzes über die Bereit- 
stellung von Bauland 
(Zweites Wohnungsbaugesetz) 

§ 1 Absatz 1 soll folgende Fassung erhalten: 

„Zur Bereitstellung von Bauland ist nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes die Enteignung (Ent- 
ziehung oder Belastung) von Eigentum an 
Grundstücken oder Grundstücksteilen zulässig.“ 

Begründung: 

Die Neuformulierung soll den Begriff ,, Enteignung“ 
durch den Zusatz der Worte „Entziehung oder Be- 
lastung“ prägnanter fassen und das Wort „Be- 
schränkung“ soll als juristisch nicht scharf Umrissen 
vermieden werden. 

§ 1 Absatz 2 soll folgende Fassung erhalten: 

„Zulässig ist ferner die Enteignung oder Teil- 
enteigung von anderen Rechten an Grund- 
stücken, sowie von Rechten, die zum Erwerb, 
zum Besitz oder zur Nutzung von Grund- 
stücken berechtigen oder die Nutzung von 
Grundstücken beschränken.“ 

Begründung: 

Aus demselben Grunde wie zu Absatz 1 soll das 
Wort „Beschränkung“ durch das Wort „Teilenteig- 
nung“ ersetzt werden. Die Hinzufügung des Be- 
griffs „zum Erwerb“ dient der Vervollständigung. 
Zu § 2 soll die Überschrift lauten: 

„Zweck des Gesetzes.“ 

§ 2 Absatz 1 soll folgende Fassung erhalten: 

„Die Enteignung ist zum Wohle der Allgemein- 
heit nur zulässig zur Bereitstellung von Ge- 
lände für die Errichtung von Gebäuden, die 


Wohnzwecken dienen, einschließlich des erfor- 
derlichen Garten- und Wirtschaftslandes, je- 
doch nicht von solchen Gebäuden, deren Er- 
richtung den Voraussetzungen des Gemein- 
nützigkeitsgesetzes nicht entspricht. 

Begründung: 

Die Bezugnahme auf das Gemeinnützigkeitsgesetz, 
das den in § 2 Absatz 1 beabsichtigten Rahmen 
bereits juristisch enthält, ist vorzuziehen. 

§ 2 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,Die Enteignung eines Grundstückes ist nur 
zulässig, wenn nach dem pflichtgemäßen Er- 
messen der Enteignungsbehörden Gelände, das 
für die beabsichtigte Bebauung im Rahmen 
einer geordneten baulichen Entwicklung des 
Gemeindegebiets geeignet ist, zu einem den 
Grundsätzen des § 7 entsprechenden Preise auf 
andere Weise nicht erworben werden kann. Die 
Zulässigkeit der Enteignung von Grundstücken, 
auf denen die früher vorhandenen Gebäude 
zerstört sind, sowie von Gelände an herge- 
stellter oder anbaufähiger Straße wird dadurch 
nicht ausgeschlossen, daß anderes noch unbe- 
bautes Gelände vorhanden ist.“ 

Dem § 2 ist der folgende neue Absatz 5 anzufügen: 

„(5) Sollen Grundstücke enteignet oder gemäß 
§ 3 Absatz 6 mit einem Erbbaurecht belastet 
werden, die außerhalb eines im Zusammenhang 
bebauten Ortes liegen und landwirtschaftlich 
genutzt sind, so ist das Benehmen der zu- 
ständigen Landwirtschaftsbehörde herbeizu- 
führen.“ 

Begründung: 

Es besteht die Besorgnis, daß die auf den Erwerb 
von Bauland gerichteten Wünsche sowohl der Ge- 
meinden wie auch der sonstigen Bauwilligen durch 
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die im Zweiten Wohnungsbaugesetz eröffnete Ent- 
eignungsmöglichkeit vornehmlich auf billige, bis- 
her land- oder forstwirtschaftlich genutzte Flächen 
gelenkt werden, während gleichzeitig in der Ort- 
lage Baulücken und Trümmergrundstücke wegen 
ihres hohen Preises auch weiterhin unbebaut 
bleiben. Es ist aus diesen Gründen erforderlich, 
die Enteignungsbehörde an das Benehmen der zu- 
ständigen Landwirtschaftsbehörde zu binden. 

§ 3 Absatz 5 soll wie folgt lauten; 

„Soll ein Grundstück im Wege der Enteignung 
mit einem Erbbaurecht belastet werden, so 
kann der Eigentümer an Stelle dessen die Ent- 
eignung des Grundstücks verlangen, wenn die 
Belastung mit dem Erbbaurecht für ihn un- 
billig ist.“ 

Dem § 3 ist folgender neuer Absatz 6 anzufügen: 

„(6) Land- oder forstwirtschaftlich genutzte 
Flächen sollen nicht ohne wichtigen Grund 
ihrer bisherigen Nutzung entzogen werden. Die 
Zerschlagung land- oder forstwirtschaftlicher 
Betriebe ist nach Möglichkeit zu vermeiden.“ 

Begründung: 

Wenn auch die Enteignungsbehörde über die Zu- 
lässigkeit der Enteignung nach pflichtmäßigem Er- 
messen zu entscheiden und den etwa beteiligten 
land- oder forstwirtschaftlichen Interessen Rech- 
nung zu tragen hat, so benötigen die am Ortsrand 
gelegenen Betriebe der Land- und Forstwirtschaft 
doch eine Gewähr dafür, daß ihre Flächen für den 
Wohnungsbau erst dann herangezogen werden, 
wenn eine anderweitige Beschaffungsmöglichkeit 
nicht besteht. 

§ 4 Absatz 1 soll folgende Fassung erhalten: 

„Die Enteignung ist nicht zulässig, wenn der 
Eigentümer 

a) sich rechtswirksam verpflichtet, dingliche 
Rechte zu erstellen, die nach dem pflicht- 
gemäßen Ermessen der Enteignungsbehörde 
zur Erreichung des Enteignungszwecks aus- 
reichen oder 

b) vor Beginn der mündlichen Verhandlung 
schriftlich oder zur Niederschrift der Enteig- 
nungsbehörde den Enteignungswiderspruch 
unglaubhaft macht, daß er oder ein Dritter 
das Grundstück in nicht nur geringfügigem 
Ausmaß in absehbarer Zeit bebauen wird.“ 

In § 4 Absatz 2 sind zu Beginn des Absatzes hinter 
dem Wort „Dritte“ die folgenden Worte 
„binnen eines Jahres seit dem Widerspruch“ 
zu ersetzen durch die Worte „innerhalb der 
vorgesehenen Frist“, so daß der Absatz be- 
ginnen soll: „Hat der Eigentümer oder ein 
Dritter innerhalb der vorgesehenen Frist aus 
von ihm zu vertretenden Gründen “. 


§ 4 Absatz 3 soll folgende Fassung erhalten: 

„Die Vorschrift des Absatzes 1 findet keine An- 
wendung, wenn die Enteignung aus über- 
wiegenden Gründen des Wohls der Allgemein- 
heit zu den in § 2 Abs. 3 genannten Zwecken 
erfolgen soll oder ein größeres zusammen- 
hängendes Bauvorhaben nach § 3 Absatz 1 
ohne Inanspruchnahme dieses Grundstücks 
nicht ausführbar wäre.“ 

§ 5 Absatz 1 soll wie folgt lauten: 

„Die Enteignung darf erst erfolgen, wenn der 
Enteignungsberechtigte nachgewiesen hat, daß 
er das Grundstück alsbald im Sinne des § 2 
verwenden kann. Ein Rechtsanspruch auf Ent- 
eignung besteht nicht.“ 

§ 5 Absatz 2 soll folgende Fassung erhalten: 

„Es ist dem Bauwilligen der Vorzug zu geben, 
durch dessen Bauvorhaben am meisten zur Be- 
hebung der Wohnungsnot beigetragen wird. 
Private Unternehmer sind erst dann antrags- 
berechtigt, wenn sie die Mittel für die Durch- 
führung des Unternehmens nachweisen.“ 

In § 5 Absatz 3 erhalten die Sätze 1 bis 4 folgende 
Fassung: 

„Die Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 
gelten bei Gemeinden auch dann als gegeben, 
wenn eine Gemeinde nachweist, daß die von 
ihr geplanten Maßnahmen binnen zweier Jahre 
in Angriff genommen und in angemessener 
Frist durchgeführt werden können. Die Ge- 
meinde hat, wenn sie selbst baut, das ent- 
eignete Gelände spätestens binnen zweier 
Jahre vom Tage des Eigentumsübergangs an zu 
dem Erwerbsprpis als Bauland oder als Ersatz- 
land zu veräußern. Anstelle der Veräußerung 
genügt die Überlassung in Erbbaurecht, wenn 
der Bauwillige es beantragt und seine Ver- 
hältnisse es erfordern. Die Frist kann von der 
Enteignungsbehörde aus besonderen Gründen 
um ein weiteres Jahr verlängert werden.“ 

§ 6 Absatz 2 soll folgende Fassung erhalten: 

„Entschädigung kann verlangen, wer in seinem 
Recht durch die Enteignung beeinträchtigt 
wird. Vermögensvorteile, die dem Entschädi- 
gungsberechtigten infolge der Enteignung ent- 
stehen, sind bei der Festsetzung der Entschädi- 
gung zu berücksichtigen.“ 

Begründung: 

Die Neuformulierung soll der Klarstellung dienen, 
daß § 6 Absatz 2 nicht das materielle Recht auf 
Entschädigung, sondern die Prozeßstandschaft fest- 
stellen soll. 

§ 6 Absatz 3 soll wie folgt lauten: 

„Für die Bemessung der Entschädigung ist der 
Zeitpunkt des Enteignungsbescheides maß- 
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gebend, in dem die Entscheidung über sie ge- 
troffen wird.“ 

In § 6 Absatz 4 sind die Worte „auf dem Kapital- 
markt“ und das Wort „Nominal“ bei „Nominalzins- 
fuß“ zu streichen. 

§ 7 Absatz 1 soll folgende Fassung erhalten: 

„Die Entschädigung für den durch die Enteig- 
nung eintretenden Rechtsverlust ist unter ge- 
rechter Abwägung der Interessen der All- 
gemeinheit insbesondere an der Förderung des 
Wohnungsbaues und der Beteiligten festzu- 
setzen. Dabei ist vom Einheitswert auszu- 
gehen, Die Entschädigung darf nicht höher sein 
als der Preis, der im gewöhnlichen Geschäfts- 
verkehr zu erzielen wäre (gemeiner Wert) oder 
als der gesetzlich zulässige Preis, wenn dieser 
niedriger als der gemeine Wert ist.“ 

§ 7 Absatz 2 soll wie folgt lauten: 

„Werterhöhungen, die dem von der Enteignung 
betroffenen Grundstück lediglich durch die Er- 
wartung der mit der Enteignung angestrebten 
Bebauung erwachsen sind, bleiben unberück- 
tigt.“ 

§ 7 Absatz 3 soll wie folgt gefaßt werden: 

„Für Bauwerke oder bauliche Veränderungen, 
die ohne die vorgeschriebene behördliche Ge- 
nehmigung ausgeführt worden sind, ist keine 
Entschädigung zu leisten, wenn die zuständige 
Behörde die Genehmigung nicht nachträglich 
erteilt hat und nach den bei Errichtung des 
Bauwerks geltenden Vorschriften nicht erteilt 
hätte. Bei nur widerruflich zugelassenen 
Bauten kann eine Entschädigung gewährt 
werden, wenn es aus Gründen der Billigkeit 
geboten ist. Werterhöhende Veränderungen, 
die nach der Einleitung des Enteignungsver- 
fahrens vorgenommen worden sind, bleiben 
unberücksichtigt, wenn die Enteignungs- 
behörde der Veränderung nicht zugestimmt 
hat.“ 

In § 8 Absatz 1 erster Satz sind die Worte „wenn 
und“ zu streichen. 

Begründung: 

Das Bestehenbleiben dieser Worte könnte Anlaß 
zu verfassungsrechtlichen Bedenken geben, indem 
durchaus der Schluß gezogen werden kann, daß das 
Gesetz entgegen den Bestimmungen des Grund- 
gesetzes auch Fälle einer entschädigungslosen Ent- 
eignung zuläßt. 

Ferner sind in § 8 Absatz 1 Ziffer a) die Worte „in 
seinem Erwerb“ zu streichen. 

In § 8 ist Absatz 2 zu streichen, da bereits nach § 6 
Absatz 2 Satz 2 übernommen. 


In § 9 Absatz 1 sind die Worte „gemäß § 25“ zu 
streichen. 

Die Absätze 1, 2 und 3 in § 10 des Regierungs- 
entwurfs werden unter Änderung ihrer Fassung 
zu folgendem § 10 zusammengefaßt: 

„Soweit in diesem Gesetz nichts anderes be- 
stimmt ist, wird die Entschädigung in Geld 
festgesetzt. Die Entschädigung kann in wieder- 
kehrenden Leistungen oder in Teilzahlungen 
festgesetzt werden, wenn diese Art der Ent- 
schädigung unter gerechter Abwägung der 
Interessen der Beteiligten billig ist. Für Erb- 
baurechte, die im Wege der Enteignung be- 
gründet werden, kann die Entschädigung durch 
einen Erbbauzins festgesetzt werden, wenn 
diese Art der Entschädigung unter gerechter 
Abwägung der Interessen der Beteiligten 
billig ist. Auf Antrag muß bestimmt werden, 
daß die später fällig werdenden Teilzahlungen 
durch eine sichere H^^pothek oder Grundschuld 
an einem inländischen Grundstück gesichert 
werden.“ 

§ 11 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Entschädigung kann ganz oder teilweise 
in Land geleistet werden, wenn diese Art der 
Entschädigung unter gerechter Abwägung der 
Interessen der Allgemeinheit und der Be- 
teiligten billig ist.“ 

§ 11 Absatz 3 soll wie folgt lauten: 

„Ist der Eigentümer mit seiner Berufs- oder 
Erwerbstätigkeit ganz oder zum Teil auf das 
zu enteignende Grundstück angewiesen, so 
soll, wenn er es beantragt, nach Möglichkeit 
Ersatzland, auf dem er die gleiche Berufs- oder 
Erwerbsmöglichkeit ausüben kann, zugewiesen 
werden.“ 

In § 11 Absatz 4 Satz 1 sind die Worte „dem Wert- 
unterschied entsprechende“ zu streichen und 
durch die Worte „nach Maßgabe der §§ 6 bis 8“ 
zu ersetzen. 

Die Absätze 1 bis 3 des § 12 Regierungsentwurf 
werden zu § 12 folgender Fassung zusammen- 
gefaßt: (Wortlaut des bisherigen Absatz 1) 

„Als Ersatzland können Grundstücke enteignet 
werden, wenn es erforderlich ist, um einem 
Antrag nach § 11 Absatz 3 zu entsprechen.“ 

Der Dritte Abschnitt §§ 13 bis einschließlich 27 sind 
zu streichen. 

Der Vierte Abschnitt §§ 28 bis einschließlich 39 sind 
zu streichen. 

Im Fünften Abschnitt sind die §§ 40 bis einschließ- 
lich 44 zu streichen. 
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Der § 45 des Regierungsentwurfs wird nunmehr 
§ 13 und erhält in Absatz 1 und 2 folgende Fassung: 

„Rückgabe 

(1) Der Enteignete kann die Rückgabe des 
enteigneten Gegenstandes verlangen, wenn der 
Enteignungsbegünstigte oder sein Rechtsnach- 
folger nicht innerhalb von 2 Jahren, nachdem 
der Enteignungsbeschluß unanfechtbar ge- 
worden ist, den Enteignungszweck oder andere 
Zwecke, für welche die Enteignung nach 
diesem Gesetz zulässig wäre, verwirklicht hat. 
Die Enteignungsbehörde kann die Frist auf 
Antrag des Enteignungsbegünstigten um 2 Jahre 
verlängern. Der Anspruch auf Rückgabe kann 
nur innerhalb von 5 Jahren, nachdem der Ent- 
eignungsbeschluß unanfechtbar geworden ist, 
geltend gemacht werden. Der Enteignete hat 
dem Enteignungsbegünstigten ein Entgelt zu 
leisten. Für die Bemessung des Entgelts gelten 
die Vorschriften über die Entschädigung nach 
den §§ 6 bis 10 entsprechend. 

(2) Die Entscheidung über den Rückgabe- 
anspruch und das Entgelt trifft die Ent- 
eignungsbehörde durch begründeten Beschluß. 
Ist der Beschluß unanfechtbar geworden, so hat 
er dieselben Wirkungen wie ein unanfechtbarer 
Enteignungsbeschluß. Für die Regelung der 
Rechte an dem Gegenstand gelten die ent- 
eignungsrechtlichen Vorschriften nach diesem 
Gesetz.“ 

Absatz 3 der Regierungsvorlage wird zugestimmt. 
Im Sechsten Abschnitt wird § 46 gestrichen. 

In § 47 des Regierungsentwurfs „Gebühren und 
Kosten“ werden die Absätze 1 bis 3 gestrichen. § 47 
des Regierungsentwurfs wird nunmehr § 14 und 
erhält folgende Fassung: 

„Die Erteilung von Grundbuchauszügen und 
die Fertigung sonstiger für das Enteignungs- 
verfahren notwendiger Unterlagen sind ge- 
bührenfrei, wenn sie von der Enteignungsbe- 
hörde verlangt werden. Die beim Grundbuch- 
amt entstehenden Kosten für die Eintragung 


der im Enteignungsbeschluß enthaltenen 
Rechtsänderungen sind von dem durch die Ent- 
eignung Begünstigten zu tragen.“ 

Einzufügen ist der folgende neue § 15: 

„§ 15 Anwendung landesrechtlicher Vorschrif- 
ten 

(1) Soweit für Einzelfälle die Vorschriften 
dieses Gesetzes nicht ausreichen, finden die 
landesrechtlichen Enteignungsvorschriften auch 
für die Enteignung nach diesem Gesetz An- 
wendung. 

(2) Durch die Vorschriften dieses Gesetzes 
werden weitergehende landesrechtliche Vor- 
schriften über die Zulässigkeit der Enteignun- 
gen nicht berührt. Ebenfalls unberührt bleiben 
landes- oder ortsrechtliche Vorschriften über 
die Inanspruchnahme oder Abtretung von Ge- 
lände für Öffentliche Zwecke.“ 

Einzufügen ist der folgende neue § 16: 

„Die Hansestadt Hamburg gilt für die An- 
wendung dieses Gesetzes als Gemeinde.“ 

§ 48 „Aufhebung bisheriger Vorschriften“ wird 

nunmehr § 17, 

Absatz 3 erhält folgende Fassung; 

„(3) Auf die Enteignung zur Bereitstellung 
von Gelände für Zwecke der Kleinsiedlung 
sind die Vorschriften dieses Gesetzes anzuwen- 
den. Sollen Grundstücke, die außerhalb eines 
im Zusamenhang bebauten Ortsteiles liegen 
und landwirtschaftlich genutzt werden, ent- 
eignet werden, so ist das Benehmen mit der 
zuständigen Landwirtschaftsbehörde herbeizu- 
führen. Wird durch die Enteignung der Be- 
stand eines landwirtschaftiich oder gärtnerisch 
genutzten Familienbetriebes nach Feststellung 
der Landwirtschaftsbehörde gefährdet, so ist 
die Enteignung nur zulässig, wenn bei Ab- 
wägung der Belange des Wohnungsbaues und 
der Landwirtschaft die Bedürfnisse der Klein- 
siedlung eine solche Enteignung zwingend er- 
fordern und wenn Ersatzland nach § 11 zuge- 
wiesen wird.“ 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Vorschlägen des Bundesrats 


I. 

Der Empfehlung des Bundesrals zur Änderung der 
Überschrift des Gesetzes wird zugestimmt. 


Der vorgeschlagenen Fassung des § 1 wird zuge- 
stimmt. Für diesen Fall wird jedoch empfohlen 
Absatz 1 mit den Worten „Zur Förderung des Woh- 
nungsbaues‘' an Stelle der Worte „Zur Bereit- 
stellung von Bauland“ zu beginnen und Absatz 2 
Satz 2 der Regierungsvorlage beizubehalten. 

Unter entsprechender Änderung der Überschrift 
würde sich folgender Wortlaut des § 1 ergeben: 

.§ 1 

Grundsatz 

(1) Zur Förderung des Wohnungsbaues ist 
nach Maßgabe dieses Gesetzes die Enteignung 
(Entziehung oder Belastung) von Eigentum an 
Grundstücken oder Grundstücksteilen zulässig. 

(2) Zulässig ist ferner die Enteignung oder 
Teilenteignung von anderen Rechten an Grund- 
stücken sowie von Rechten, die zum Erwerb, 
zum Besitz oder zur Nutzung von Grund- 
stücken berechtigen oder die Nutzung von 
Grundstücken beschränken. Die Vorschriften 
dieses Gesetzes über die Enteignung von Eigen- 
tum an Grundstücken oder Grundstücksteilen 
sind sinngemäß anzuwenden.“ 

Zu §2 Absatz 1; 

Sachlich stimmt die Bundesregierung mit der Auf- 
fassung des Bundesrats überein, daß die Enteignung 
nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig ist. Die 
Entscheidung darüber, welche Enteignungszwecke 
dem Wohle der Allgemeinheit dienen, kann jedoch 
nach rechtsstaatlicher Anschauung nicht dem Ver- 
waltungsermessen überlassen werden, sondern muß 
von dem Gesetzgeber selbst in den Vorschriften des 
Gesetzes getroffen werden. Dies ist in § 2 ge- 
schehen. Der Begriff „zum Wohle der Allgemein- 
heit“ sollte daher in das Gesetz nicht auf- 
genommen werden. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Formulierung 
„Gelände für die Errichtung von Gebäuden, die 


Wohnzwecken dienen“ ist mehrdeutig und kann zu 
Auslegungsschwierigkeiten führen. 

Die Verweisung auf das Gemeinnützigkeitsgesetz 
ist nicht zweckmäßig. Der Anregung des Bundes- 
rats könnte jedoch durch folgende Fassung ent- 
sprochen werden: 

„. . . jedoch nicht von solchen Gebäuden, deren 
Errichtung nach pflichtmäßigem Ermessen der 
Enteignungsbehörde im Interesse der Allge- 
meinheit nicht vordringlich oder förderungs- 
würdig ist.“ 

Zu §2 Absatz 2: 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrats wird zu- 
gestimmt. Aus sprachlichen Gründen müßte es in- 
dessen heißen: 

„. . . wenn nach plichtmäßigem Ermessen der 
Enteignungsbehörde . . .“ 

Zu § 2 A b s a t z 5 : 

Die Bundesregierung stimmt der Anregung des 
Bundesrats zu, empfiehlt aber, diese Vorschrift mit 
dem § 3 Absatz 6 zusammenzufassen. 

Zu §3 Absätze 4, 5: 

§ 3 Absatz 4 und Absatz 5 wird durch § 20 Absatz 4 
der Regierungsvorlage ergänzt. Da dem Vorschlag 
des Bundesrats auf Streichung des § 20 Absatz 4 
zugestimmt wird, empfiehlt die Bundesregierung, 
den § 3 Absatz 4 wie folgt zu fassen: 

„. . . so kann der Eigentümer bis zum Schluß 
der mündlichen Verhandlung vor der Ent- 
eignungsbehörde . . 

Dementsprechend müßte es in § 3 Absatz 5 lauten: 
„. . . an Stelle dessen bis zum Schluß der münd- 
lichen Verhandlung vor der Enteignungs- 
behörde . . .“ 

Zu §3 Absatz 6: 

Bei der Übernahme der Anregung des Bundesrats 
zu § 2 Absatz 5 in diese Vorschrift würde sich etwa 
folgende Fassung ergeben: 

„Land- oder forstwirtschaftlich genutzte 
Grundstücke, die außerhalb eines im Zusam- 
menhang bebauten Ortes liegen, sollen nicht 
ohne wichtigen Grund und nur im Benehmen 
mit der zuständigen Landwirtschaftsbehörde 
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enteignet werden. Die Zerschlagung land- und 
forstwirtschaftlicher Betriebe ist nach Möglich- 
keit zu vermeiden.“ 

Zu§4Absätze 1 und 2: 

Dem Vorschlag des Bundesrats wird gefolgt. Dar- 
aus ergibt sich die Notwendigkeit, an Buchstabe b 
den Satz: 

„Wird die Enteignung hiernach für unzulässig 
erachtet, so hat die Enteignungsbehörde die 
Frist zu bestimmen, binnen derer mit der Be- 
bauung zu beginnen ist“ 

anzufügen und Absatz 2 folgendermaßen zu be- 
ginnen: 

„Hat der Eigentümer oder ein Dritter binnen 
der Frist . . 

Im übrigen würde der Vorschlag des Bundesrats 
wie folgt zu ändern sein: 

in Absatz 1 Buchstabe a aus sprachlichen Gründen: 
„erstellen“ in „bestellen“ 

„pflichtgemäßen“ in „pflichtmäßigen“ 
„Erreichung“ in „Verwirklichung“ 
in Absatz 1 Buchstabe b zur Berichtigung eines 
offensichtlichen Schreibfehlers: 

„den Enteignungswiderspruch unglaubhaft 
macht“ in „der Enteignung widerspricht und 
glaubhaft macht“ 

Zu§4Absatz3: 

Dem Vorschlag des Bundesrats kann sich die Bun- 
desregierung aus den zu § 2 Absatz 1 dargelegten 
Gründen nicht anschließen. 

Zu §5 Absatz 1: 

Es ist nicht möglich, bereits in diesem Stadium des 
Enteignungsverfahrens den Nachweis für die Siche- 
rung der vollen Finanzierung zu erbringen. Dem 
Gedanken des Bundesrats würde daher am besten 
durch folgende Fassung Rechnung getragen: 

„Die Enteignung darf zu Gunsten eines Bau- 
willigen nur erfolgen, wenn er in der Lage ist, 
in absehbarer Zeit das Grundstück im Sinne 
des § 2 zu verwenden. Ein Rechtsanspruch auf 
Enteignung besteht nicht.“ 

Zu § 5 Absatz 2: 

r^em Änderungsvorschlag des Bundesrats wird mit 
der Maßgabe zugestimmt, daß Absatz 2 lautet: 

..Von mehreren Bauwilligen, welche die Ent- 
eignung desselben Grundstücks beantragen, ist 
demjenigen der Vorzug zu geben, durch dessen 
Bauvorhaben am meisten zur Behebung der 
Wohnungsnot beigetragen wird.“ 

Im übrigen kann der Anregung aus den zu § 5 Ab- 
satz 1 dargelegten Gründen nicht zugestimmt wer- 
den. 


Zu§5Absatz3: 

Dem Gedanken des Bundesrats, daß durch die 
Fassung des § 5 Absatz 3 den Gemeinden weit- 
gehende Möglichkeiten einer Bodenbevorratung ge- 
geben sind, könnte durch Streicliung des Absatzes 3 
der Regierungsvorlage Rechnung getragen werden. 
Die Übernahme der vom Bundesrat vorge- 
schlagenen Neufassung erscheint jedoch nicht zweck- 
mäßig, weil dem darin enthaltenen Gedanken nach 
Auffassung der Bundesregierung besser durch die 
zu § 45 Absatz 2 vorgeschlagene Ergänzung ent- 
sprochen werden würde. 

Zu § 6 Absatz 2: 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrats wird zu- 
gestimmt. 

Zu § 6 Absatz 3: 

Die Anregung des Bundesrats, daß der Zeitpunkt 
der Entscheidung der Enteignungsbehörde für die 
Bemessung der Entschädigung maßgebend sei, wird 
zugestimmt. Mit Rücksicht auf die besonderen Um- 
stände bei der vorzeitigen Besitzeinweisung würde 
dieser Gedanke zweckmäßig in folgender Fassung 
zum Ausdruck gebracht werden: 

„Für die Bemessung der Entschädigung ist der 
Zustand des Grundstücks in dem Zeitpunkt 
(§ 25) maßgebend, in dem die Enteignungsbe- 
hörde über den Enteignungsantrag entscheidet. 
In den Fällen der vorzeitigen Besitzeinweisung 
(§ 27) ist der Zeitpunkt maßgebend, in dem 
diese wirksam wird (§ 27 Absatz 1 Satz 3).“ 

Zu § 6 A b s a t z 4: 

Dem Vorschlag des Bundesrats, die Worte „auf dem 
Kapitalmarkt“ zu streichen, wird gefolgt. Das Wort 
„Nominalzinsfuß“ müßte j edoch bestehen bleiben, da 
sonst Unklarheit darüber besteht, ob der effektive 
oder der Nominalzinsfuß maßgebend sein soll. 

Zu §7 Absatz 1: 

Es erscheint aus verfassungsrechtlichen Gründen 
bedenklich, die Belange des Wohnungsbaues beson- 
ders hervorzuheben, da der Verwendungszweck 
für die Bemessung der Enteignungsentschädigung 
unerheblich bleiben muß. Der steuerliche Einheits- 
wert ist als Grundlage für die Entschädigungsrege- 
lung ungeeignet, da er nicht dem tatsächlichen 
Grundstückswert entspricht, sondern nur einen 
fingierten Wert als Grundlage einer zweckmäßigen 
Besteuerung darstellt. Die Einheitswerte beruhen 
auch nicht auf Selbsteinschätzung, sondern werden 
behördlich festgesetzt. 

Im übrigen wird dem redaktionellen Änderungs- 
vorschlag des Bundesrats zugestimmt, so daß § 7 
Absatz 1 lauten würde: 
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„Die Entschädigung für den durch die Ent- 
eignung eintretenden Rechtsverlust ist unter 
gerechter Abwägung der Interessen der Allge- 
meinheit und der Beteiligten festzusetzen. Die 
Entschädigung darf nicht höher sein als der 
Preis, der im gewöhnlichen Geschäftsverkehr 
zu erzielen wäre (gemeiner Wert) oder als der 
gesetzlich zulässige Preis, wenn dieser geringer 
als der gemeine Wert ist.“ 

Zu §7 Absatz 2: 

Dem Vorschlag des Bundesrats wird zugestimmt. 
Zu §7 Absatz 3: 

Dem Gedanken des Bundesrats kann dadurch Rech- 
nung getragen werden, daß in der Regierungsvor- 
lage die Worte 

„kann eine Entschädigung gewährt werden“ 

ersetzt werden durch 

„wird eine Entschädigung nur gewährt“ 

Dem weitergehenden Vorschlag des Bundesrats 
kann nicht beigetreten werden, da verfassungs- 
rechtliche Bedenken geltend gemacht werden 
könnten. 

Zu §8Absatzl; 

Dem Vorschlag des Bundesrats, die Worte „wenn 
und“ zu streichen, wird zugestimmt. 

In Buchstabe a müßten indessen die Worte „in 
seinem Erwerb“ stehen bleiben, da sonst die Vor- 
schrift nur eine Wiederholung des bereits im Vor- 
dersatz enthaltenen allgemeinen Gedankens dar- 
stellen und daher entbehrlich sein würde. 

Zu § 8 Absatz 2; 

Der Streichung der Vorschrift wird zugestimmt. 
Zu §9 Absatz 1: 

Dem Vorschlag des Bundesrats wird zugestimmt. 
Zu § 9 Absatz 4: 

§ 9 Absatz 4 wird durch § 20 Absatz 4 der Regie- 
rungsvorlage ergänzt. Da dem Vorschlag des Bun- 
desrats auf Streichung des § 20 Absatz 4 zuge- 
stimmt wird, empfiehlt die Bundesregierung, den 

§ 9 Absatz 4 wie folgt zu fassen: 

„. . . so kann auf einen bis zum Schluß der 
mündlichen Verhandlung vor der Enteignungs- 
behörde gestellten Antrag bestimmt werden, 
daß . . .“ 

Zu § 10: 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrats kann 
nicht beigetreten werden. Gegen die vorgesehene 
Regelung, daß die Entschädigung auch ohne Zu- 
stimmung des Entschädigungsberechtigten in 
wiederkehrenden Leistungen oder in Teilzahlungen 


festgesetzt werden kann, könnten verfassungsrecht- 
liche Bedenken geltend gemacht werden. 

Zu §10 Absatz 2: 

Aus den zu § 9 Absatz 4 angegebenen Gründen 
wird empfohlen, dem § 10 Absatz 2 Satz 1 folgende 
Ergänzung anzufügen: 

„. . . wenn die Gemeinde es bis zum Schluß 
der mündlichen Verhandlung vor der Ent- 
eignungsbehörde beantragt“ 
und § 10 Absatz 2 Satz 3 wie folgt zu beginnen: 

„Auf einen bis zum Schluß der mündlichen 
Verhandlung vor der Enteignungsbehörde ge- 
stellten Antrag des Entschädigungsberechtigten 
muß bestimmt werden, . . 

Zu § 11 Absatz 1: 

Dem Vorschlag des Bundesrats kann die Bundes- 
regierung aus den zu § 10 dargelegten Gründen 
nicht beitreten. 

Zu § 11 Absatz 3: 

Die Bundesregierung stimmt der Anregung des 
Bundesrats mit der Maßgabe zu, daß es statt „Er- 
werbsmöglichkeit“ „Erwerbstätigkeit“ heißen 
müßte. 

Zu § 11 Absatz 4: 

Dem Gedanken des Bundesrats wird grundsätzlich 
zugestimmt. Es müßten jedoch die beiden in der 
Vorschrift geregelten Fälle gleichbehandelt werden. 
Der Regierungsvorlage würde daher zweckmäßig 
folgender Satz 3 angefügt werden: 

„Die zusätzliche Geldentschädigung und die 
Ausgleichszahlung sind nach Maßgabe der §§ 6 
bis 8 zu bemessen.“ 

Zu § 12 Absatz 2: 

Der Anregung des Bundesrats, die vorgesehene 
Rangfolge zu beseitigen, kann entsprochen werden. 
Eine Streichung des Absatzes 2 würde aber zu 
einer völligen Schutzlosigkeit des durch die Er- 
satzlandenteignung Betroffenen führen. Absatz 2 
müßte daher folgendermaßen gefaßt werden: 

„Grundbesitz einer Person, die mit ihrer Be- 
rufs- oder Erwerbstätigkeit auf das Grund- 
stück angewiesen ist oder für welche die Ent- 
eignung aus anderen Gründen eine unbillige 
Härte bedeutet, darf nicht als Ersatzland ent- 
eignet werden. Der Grundbesitz von Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts unterliegt 
nicht der Enteignung als Ersatzland, wenn er 
zur Erfüllung der den Körperschaften des 
öffentlichen Rechts obliegenden Aufgaben be- 
nötigt wird.“ 

Zu §§ 13 bis 27: 

Die Bundesregierung hält er für möglich, dem Vor- 
schlag des Bundesrats auf Streichung des Dritten 
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Abschnitts Rechnung zu tragen, soweit es sidi um 
Vorschriften handelt, die das innere Verwaltungs- 
verfahren und die Einrichtung der Behörden 
regeln. Außerdem könnte auch auf eine Reihe von 
Vorschriften verzichtet werden, die zwar nicht das 
innere Verwaltungsverfahren und die Einrichtung 
der Behörden betreffen, die aber notfalls als ent- 
behrlich angesehen werden können (z. B. die in § 19 
enthaltene Vorschrift über die Bestellung eines 
Vertreters). Die sich hieraus ergebende Kürzung 
des Dritten Abschnitts würde zwar zur Folge 
haben, daß der Entwurf in seiner Gesamtgestaltung 
an Wert verliert, da dann noch eine Reihe von zu- 
sätzlichen landesrechtlichen — gegebenenfalls im 
Verwaltungswege — Regelungen getroffen werden 
müßten. Die Bundesregierung wäre aber bereit, dies 
dm Interesse einer alsbaldigen Verabschiedung des 
Gesetzes in Kaul zu nehmen. 

Dagegen kann die Bundesregierung auf keinen Fall 
der völligen Streichung des Dritten Abschnitts zu- 
stimmen, weil damit auch eine Reihe von Vor- 
schriften fortfallen würden, die wegen ihres 
materiellrechtlichen Gehalts, .unentbehrlich er- 
sdieinen, um einen ausreichenden Rechtsschutz für 
die Betroffenen zu gewährleisten. Insoweit wäre 
eine Ergänzung durch materiellrechtliche landes- 
rechtliche Vorschriften nicht tragbar, da das be- 
stehende Landesrecht unzureichend ist und eine 
Änderung des Landesrechts, die dann im Anschluß 
an das Inkrafttreten des Bundesgesetzes im Wege 
der Landesgesetzgebung erfolgen müßte, zuviel Zeit 
erfordern würde, bis Enteignungsverfahren nach 
den neuen gesetzlichen Vorschriften durchgeführt 
werden können. 

Im einzelnen wird hierzu folgendes bemerkt: 

Die Überschrift des Dritten Abschnitts würde bei 
einer Streichung der Vorschriften über das innere 
Verwaltungs verfahren und die Einrichtung der Be- 
hörden richtiger lauten: 

„Durdiführung der Enteignung*' 

'Zu §§ 13 A b s ä t z e 2 b i s 7, 14 und 15: 

Unter den vorstehend erörterten Gesichtspunkten 
könnte auf diese Vorschriften verzichtet werden. 

Zu § 16 Absatz 1: 

Falls § 15 fortfällt, wären in § 16 Absatz 1 Buch- 
stabe a die Worte „und die Beitretenden“ zu 
streichen. 

Zu § 16 A b s a t z 3: 

Um der Beschränkung des Dritten Abschnitts auf 
Vorschriften mit materiellrechtlichem Gehalt auch 
^in der Form und Diktion Rechnung zu tragen, 
müßte Absatz 3 folgende Fassung erhalten: 


„Macht eine in Absatz 1 Buchstabe c be- 
zeichnete Person nicht binnen einer von der 
Enteignungsbehörde zu bestimmenden Frist 
glaubhaft, daß ihr das angemeldete Recht zu- 
steht, so ist sie nach fruchtlosem Ablauf der 
Frist nicht mehr in dem Enteignüngsverf ähren 
beteiligt.“ 

Zu § 17: 

Die Absätze 1 und 5 könnten fortfallen. 

Im Falle der Streichung des § 15 müßten auch der 
letzte Halbsatz in Absatz 2 Satz 3 wegfallen und in 
Absatz 3 Buchstabe a folgende Worte gestrichen 
werden: 

„. . . der Beitretenden, die ihren Beitritt bereits 
erklärt halben . . 

Aus den zu § 16 Absatz 3 angegebenen Gründen 
müßte Absatz 4 folgendermaßen beginnen: 

„Die Einleitung des Enteignungsverfahrens ist 
unter Bezeichnung des betroffenen Grund- 
stücks und des im Grundbuch als Eigentümer 
Eingetragenen sowie des ersten Termins der 
mündlichen Verhandlung mit den Beteiligten 
in einer örtlichen Tageszeitung . . .“ 

Zu §§ 18 bis 20: 

Auf diese Vorschrift könnte ver 2 dchtet werden. 

Zu §§ 21 bis 24: 

Aus den zu § 16 Absatz 3 angegebenen Gründen 
würden sich folgende Fassungsänderungen ergeben: 

Zu § 21 Absa tz 1: 

In Satz 1. müßte es heißen: 

„. . . so ist die Einigung in einer Niederschrift 
der Enteignungsbehörde aufzunehmen.“ 

Satz 3 würde zu streichen sein, falls § 13 Absatz 4 
fortfällt. 

Zu § 21 A b s a t z 2: 

Absatz 2 müßte beginnen: 

„Den Beteiligten, die an der Einigung nicht 
teilgenommen haben, ist eine Ausfertigung . . .“ 

Zu § 22 Absa tz 2: 

Satz 1 würde wie folgt zu fassen sein: , 

„Wird binnen der Frist ein Widerspruch er- 
hoben, so nimmt das Enteignungsverfahren 
seinen Fortgang.“ 

Zu § 24 A b s a t z 2: 

Absatz 2 müßte beginnen: 

„Die Einigung ist den Beteiligten . . .“ 

Zu § 25 A b s a t z 2: 

Der letzte Satz kann entfallen. 

Die Umgestaltung des Dritten Abschnitts hätte zur 
Folge, daß aus der Einleitungsformel des Gesetzes 
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die Worte „mit Zustimmung des Bundesrats“ zu 
streichen sind. 

Aus Gründen der besseren Übersichtlichkeit ist der 
Gesetzeswortlaut des Dritten Abschnitts in der 
neuen Fassung, die sich aus den Vorschlägen der 
Bundesregierung ergeben würde, in der zum 
Schluß beigefügten Unteranlage*) wiedergegeben. 

Zu §§ 28 bis 39: 

Dem Vorschlag des Bundesrats, die §§ 28 bis 39 zu 
streichen, kann nicht gefolgt werden. 

Der Kernpunkt des Gesetzes besteht darin, daß 
entsprechend der Entschließung des Bundestages 
vom 28. März 1950 ein schneller Abschluß des 
Rechtsmittelverfahrens gewährleistet sein muß. 
Denn bei der Eigenart des Wohnungsbaues kann 
erst nach dem endgültigen Abschluß des Ver- 
fahrens mit dem Bau begonnen werden: 

a) weil eine Beleihung des Grundstücks und dem- 
zufolge die Auszahlung der erforderlichen 
Kreditmittel an den Bauherrn erst möglich ist, 
wenn er das Eigentum an dem Grundstück er- 
worben hat, und 

b) weil die für die Finanzierung, insbesondere aber 
für die Beleihung unentbehrliche und auch 
gesetzlich vorgeschriebene Kalkulation erst 
vorgenommen werden kann, wenn die Höhe der 
für das Grundstück zu zahlenden Entschädi- 
gung endgültig feststeht. 

Würden entsprechend dem Vorschlag des Bundes- 
rats die Vorschriften des Vierten Abschnitts fort- 
fallen, so stünden in jedem Enteignungsverfahren 
gegen die Entscheidungen der Enteignungsbehörden 
zwei verschiedene Arten von Rechtsbehelfen zur 
Verfügung: 

a) gegen' die Entscheidung über die Zulässigkeit 
und den Umfang einer Enteignung die An- 
fechtungsklage bei den Verwaltungsgerichten 
regelmäßig ün 2 Instanzen, 

b) gegen die Entscheidung über die Höhe der Ent- 
schädigung die Klage bei den ordentlichen Ge- 
richten je nach dem Wert des Streitgegen- 
standes in 2 oder 3 Instanzen. 

Eine solche^ Doppelgleisigkeit des Rechtsmittelver- 
fahrens würde bei Ausschöpfung der Rechtsbehelfe 
zu untragbaren Verzögerungen beim Vollzug der 
Enteignung führen, da eine Entscheidung der 
ordentlichen Gerichte über die Höhe der Entschädi- 
gung in aller Regel erst dann möglich wäre, wenn 
die Verwaltungsgerichte vorher über die Zu- 
lässigkeit der Enteignung und den Enteignungs- 
gegenstand rechtkräftig entschieden haben. 

Die notwendige Beschleunigung kann infolgedessen 
nur durch ein einheitliches Rechtsmittelverfahren 

*) Siehe Seite 47 


erreicht werden. Hierfür stehen zwei Möglich- 
keiten zur Verfügung: 

a) die Nachprüfung der Zulässigkeit und des Um- 
fanges der Enteignung und der Entschädigungs- 
festsetzung durch die Verwaltungsgerichte, 

b) die Nachprüfung dieser Streitgegenstände durch 
die ordentlichen Gerichte. 

Die ausschließliche Übertragung dieser Aufgaben 
auf die Verwaltungsgeridite würde eine Änderung 
des Artikels 14 des Grundgesetzes voraussetzen. 
Die Bundesregierung ist mit dem Bundesrat der 
gleichen Auffassung, daß aus grundsätzlichen Er- 
wägungen von einer Änderung des Grund- 
gesetzes abgesehen werden sollte. Dann bleibt 
aber nur noch die von der Bundesregierung vor- 
geschlagene Lösung, nach der diese Aufgaben aus- 
schließlich den ordentlichen Gerichten übertragen 
werden. Da aber in dem Verfahren vor den ordent- 
lichen Gerichten auch über verwaltungsrechtliche 
Fragen zu entscheiden ist, ist in dem Vorschlag der 
Bundesregierung vorgesehen, daß bei den ordent- 
lichen Gerichten besondere Kammern für Bauland- 
sachen gebildet werden, in denen zwei Ver- 
waltungsrichter mitwirken. Gleichzeitig sind eine 
Reihe von Vorschriften getroffen, die auf eine 
.wesentliche Beschleunigung di' ses Verfahrens vor 
den ordentlichen Gerichten hinzielen. Aus diesen 
Gründen muß die Bundesregierung auf eine Bei- 
behaltung der §§ 28 bis 39 bestehen. 

Zu §§ 40 bis 44: 

Dem Vorschlag des Bundesrats, die Vorschriften zu 
streichen, kann nicht gefolgt werden. Zur Be- 
gründung wird auf die Ausführungen zu den 
§§ 13 bis 27 verwiesen. 

Zu § 45: 

Dem Vorschlag des Bundesrats wird zugestimmt, 
falls entsprechend den Ausführungen zu § 5 nach- 
stehende Vorschrift als Absatz 2 in § 45 ein- 
gefügt wird: 

„(2) Ist eine Enteignung zu Gunsten einer 
Gemeinde erfolgt, so kann die Rückgabe nach’ 
Absatz 1 nicht verlangt werden, wenn die Ge- 
meinde das Grundstück binnen der Frist des 
Absatzes 1 als Bauland oder als Ersatzland an 
einen Bauwilligen veräußert hat. An Stelle 
der Veräußerung des Eigentums genügt die 
Belastung mit einem Erbbaurecht, wenn der 
Bauwillige es beantragt und seine Verhältnisse 
es erfordern. Erzielt die Gemeinde bei der 
Veräußerung des Grundstücks einen höheren 
Preis als den Erwerbspreis, so kann der Ent- 
eignete von der Gemeinde die Zahlung des 
Unterschiedsbetrages verlangen. Dies gilt 
nicht, soweit der Unterschiedsbetrag den- 
Kosten entspricht, welche die Gemeinde nach 
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dem Erwerb zur Erschließung, Aufteilung in 
geeignete Bauplätze oder für andere Maß- 
nahmen zur Baureifmachung des Grundstücks 
aufgewendet hat.“ 

Bei Einfügung des vorstehenden Absatzes müßten 
die bisherigen Absätze 2 und 3 die Ziffern 3 und 4 
erhalten und in dem nunmehrigen Absatz 4 (bis- 
her Absatz 3) das Wort „Rückenteignung“ durch 
„Rückgabe“ ersetzt werden. 

Zu § 46: 

Der Auffassung des Bundesrats, daß die Vorschrift 
entbehrlich sei, kann nach dem Ergebnis der bis- 
her angestellten Ermittlungen nicht zugestimmt 
werden. Es wäre unzweckmäßig, diese Regelung 
einem besonderen Gesetz zuzuweisen. 

Zu § 47: 

Dem Vorschlag des Bundesrats wird zugestimmt 
mit der Maßgabe, daß es statt „entsprechende 
Kosten“ heißen müßte: „entstehende Kosten“. 

Zu § 48: 

Der Vorschlag des Bundesrats (§ 17 des Bundes- 
ratsvorschlages) führt zu Unklarheiten darüber, 
welche Vorschriften anzuwenden sind. Ihm kann 
daher nicht zugestimmt werden. Dagegen könnte 
dem in Absatz 2 Satz 2 des Bundesratsvorschlages 
enthaltenen Gedanken bei folgender Fassung zu- 
gestimmt werden: 

.§ 48 

Anwendung ] an desrechtlicher Vorschriften 
Durch die Vorschriften dieses Gesetzes werden 
landes- oder ortsrechtliche Vorschriften über 
die Inanspruchnahme oder Abtretung von Ge- 
lände für öffentliche Zwecke nicht berührt.“ 

Zu § 49: 

Dem Vorschlag des Bundesrats auf Einfügung 
nachstehender Vorschrift wird unter Berücksichti- 
gung der veränderten Paragraphenfolge zu- 
gestimmt: 

„§ 49 

Rechtliche Stellung der Hansestadt 
Hamburg 

Die Hansestadt Hamburg gilt für die 
Anwendung dieses Gesetzes als Gemeinde.“ 

Zu § 50: 

Durch die Neueinfügung der vorerwähnten Vor- 
schriften müßte § 48 der Regierungsvorlage § 50 
werden. 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Fassung des 
Absatzes 3 wird zugestimmt. 


Unteranlage 

Dritter Abschnitt*) 

Durchführung der Enteignung 

§ 13 

Enteignungsbehörde 

Die Enteignung wird von der höheren Verwal- 
tungsbehörde durchgeführt (Enteignungsbehörde). 
Die Länder können eine andere staatliche Ver- 
waltungsbehörde als Enteignungsbehörde be- 
stimmen. 

§ 14 
entfällt 

§ 15 

entfällt 

§ 16 

Beteiligte 

(1) In dem Enteignungsverfahren sind Beteiligte: 

a) der Antragsteller, 

b) diejenigen, für welche ein Recht an dem Grund- 
stück im Grundbuch eingetragen oder durch 
Eintragung gesichert ist, 

c) Inhaber eines Rechtes an dem Grundstück 
oder an einem das Grundstück belastenden 
Recht, eines Anspruchs mit dem Recht auf Be- 
friedigung aus dem Grundstück oder eines per- 
sönlichen Rechtes, das zum Besitz oder zur 
Nutzung des Grundstücks berechtigt oder die 
Nutzung des Grundstücks beschränkt, 

d) die Gemeinde. 

(2) Die in Absatz 1 Buchstabe c bezeichneten Per- 
sonen werden in dem Zeitpunkt Beteiligte, in dem 
die Anmeldung ihres Rechtes der Enteignungs- 
behörde zugeht. Die Anmeldung kann spätestens in 
der letzten mündlichen Verhandlung mit den Be- 
teiligten erfolgen. 

(3) Macht eine in Absatz 1 Buchstabe c bezeich- 
nete Person nicht binnen einer von der Ent- 
eignungsbehörde zu bestimmenden Frist glaubhaft, 
daß ihr das angemeldete Recht zusteht, so ist sie 
nach fruchtlosem Ablauf der Frist nicht mehr be- 
teiligt. 


*) Neufassung gemäß Anlagen 2 und 3 
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§ n 

Einleitung des Enteignungsverfahrens 

(1) Das Enteignungsverfahren wird durch An- 
beraumung eines Termins zu einer mündlichen Ver- 
handlung mit den Beteiligten eingeleitet. Zu der 
mündlichen Verhandlung sind alle Beteiligten 
mittels Zusteliungsurkunde zu laden. Die Ladungs- 
frist beträgt drei Wochen. 

(2) Die Ladung muß enthalten: 

a) die Bezeichnung des Antragstellers und des be- 
troffenen Grundstücks, 

b) den wesentlichen Inhalt des Enteignungsantrages 
mit dem Hinweis, daß der Antrag mit den ihm 
beigefügten Unterlagen bei der Enteignungs- 
behörde eingesehen werden kann, 

c) die Aufforderung, etwaige Einwendungen gegen 
den Enteignungsantrag bereits vor der münd- 
lichen Verhandlung bei der Enteignungsbehörde 
schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift zu 
erklären, 

d) eine Belehrung des Eigentümers über den Inhalt 
der die Abwendung der Enteignung betreffen- 
den Vorschriften des § 4 Absätze 1, 3, 

e) den Hinweis, daß auch bei Nichterscheinen über 
den Enteignungsantrag und andere im Ver- 
fahren zu erledigende Anträge entschieden 
werden kann. 

(3) Die Einleitung des Enteignungsverfahrens ist 
unter Bezeichnung des betroffenen Grundstücks 
und des im Grundbuch als Eigentümer Eingetrage- 
nen sowie des ersten Termins der mündlichen Ver- 
handlung mit den Beteiligten in einer örtlichen 
Tageszeitung und in ortsüblicher Weise durch Aus- 
hang in der Gemeinde öffentlich bekanntzumachen. 
In der Bekanntmachung sind alle Beteiligten aufzu- 
fordern, ihre Rechte spätestens in der mündlichen 
Verhandlung wahrzunehmen mit dem Hinweis, daß 
auch bei Nichterscheinen über den Enteignungs- 
antrag und andere im Verfahren zu erledigende 
Anträge entschieden werden kann. 

§ 18 
entfällt 
§ 19 
entfällt 
§ 20 
entfällt 

§ 21 

Einigung über den Eigentumübergang 
und die Entschädigung 

(1) Einigen sich der Antragsteller und der Eigen- 
tümer dahin, daß das Eigentum an dem zu ent- 


eignenden Grundstück ohne Enteignung gegen 
Entschädigung ganz oder teilweise auf den Antrag- 
steller übergehen soll, so ist die Einigung in eine 
Niederschrift der Enteignungsbehörde aufzunehmen. 
Die Niederschrift muß den Erfordernissen des § 26 
Absatz 2 entsprechen. Die Niederschrift ist von den 
Beteiligten, die an der Einigung teilgenommen 
haben, zu unterschreiben. Ein Bevollmächtigter des 
Eigentümers bedarf einer öffentlich beglaubigten 
Vollmacht. 

(2) Den Beteiligten, die an der Einigung nicht 
teilgenommen haben, ist eine Ausfertigung der 
Urkunde über die Einigung zuzustellen. Ist die 
Einigung in einem Verhandlungstermin beurkundet 
worden, so bedarf es keiner Zustellung an Be- 
teiligte, die in diesem Termin zugegen waren. Die 
Beteiligten, die an der Einigung nicht teilgenommen 
haben, sind über das Recht, Widerspruch zu er- 
heben, zu belehren. 

§ 22 

Widerspruch gegen die Einigung 

(1) Ein Beteiligter, der an der Einigung nicht 
teilgenommen hat, kann binnen zweier Wochen 
nach der Zustellung, im Falle des § 21 Absatz 2 
Satz 2 binnen zweier Wochen nach dem Termin, bei 
der Enteignungsbehörde schriftlich oder zu Proto- 
koll gegen die Einigung Widerspruch erheben. 

(2) Wird binnen der Frist ein Widerspruch er- 
hoben, so nimmt das Enteignungsverfahren seinen 
Fortgang. Die Einigung hat zur Folge, daß die Be- 
teiligten, die an der Einigung teilgenommen haben, 
sowie diejenigen Beteiligten, die binnen der Frist 
einen Widerspruch nicht erhoben haben, den Ent- 
eignungsbeschluß insoweit nicht anfechten können, 
als er der Einigung entspricht. 

§ 23 

Ausführung der Einigung 

Ist binnen der Frist ein Widerspruch nicht er- 
hoben, so ordnet auf Antrag eines Beteiligten die 
Enteignungsbehörde die Ausführung der Einigung 
(Ausführungsanordnung) an. Die Vorschriften der 
§§ 40 bis 44 finden mit der Maßgabe Anwendung, 
daß die beurkundete Einigung an die Stelle eines 
Enteignungsbeschlusses tritt. 

§ 24 

Einigung über den Eigentumsübergang 

(1) Einigen sich der Antragsteller und der Eigen- 
tümer nur dahin, daß das Eigentum an dem zu 
enteignenden Grundstück ganz oder teilweise auf 
den Antragsteller übergehen soll, jedoch nicht über 
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die Entschädigung, so ist § 21 Absatz 1 entsprechend 
anzuwenden. 

(2) Die Einigung ist den Beteiligten, die an ihr 
nicht teilgenommen haben, bekanntzumachen. Die 
Bekanntmachung an Beteiligte, die gemäß § 9 Ab- 
satz 2 Anspruch auf gesonderte Entschädigung 
haben, hat durch Zustellung zu erfolgen. Ist die 
Einigung in einem Verhandlungstermin beurkundet 
worden, so bedarf es keiner Zustellung an Be- 
teiligte, die in diesem Termin zugegen waren. Die- 
jenigen Beteiligten, die gegen die Einigung Wider- 
spruch erheben können (Absatz 3), sind über das 
Widerspruchsrecht zu belehren. 

(3) Ein Beteiligter, der gemäß § 9 Absatz 2 An- 
spruch auf gesonderte Entschädigung hat, kann 
binnen zweier Wochen nach der Zustellung, im 
Falle des Absatzes 2 Satz 3 binnen zweier Wochen 
nach dem Termin bei der Enteignungsbehörde 
schriftlich oder zu Protokoll gegen die Einigung 
Widerspruch erheben. 

(4) Nach Ablauf der Widerspruchsfrist ist das 
Verfahren fortzusetzen; § 22 Absatz 2 Satz 2 ist 
anzuwenden. Wird binnen der Frist ein Wider- 
spruch nicht erhoben, so wird der Inhalt der Eini- 
gung dem weiteren Verfahren zugrunde gelegt; der 
Inhalt der Einigung ist in den Enteignungsbeschluß 
aufzunehmen. 

§ 25 

Entscheidung der Enteignungsbehörde 

(1) Kommt eine Einigung nicht zustande, so ent- 
scheidet die Enteignungsbehörde auf Grund der 
mündlichen Verhandlung durch Beschluß über den 
Eriteignungsantrag, die übrigen gestellten Anträge 
sowie über die erhobenen Einwendungen. Zugleich 
entscheidet die Enteignungsbehörde darüber, ob an 
dem von der Enteignung betroffenen Grundstück 
die Rechte der in § 9 Absatz 1 bezeichneten Be- 
rechtigten aufrechterhalten oder neue dingliche 
Rechte an dem Gegenstand der Enteignung begrün- 
det werden sollen. 

(2) Wird Entschädigung in Geld festgesetzt, so 
gilt, soweit die Bemessung des gesetzlich zulässigen 
Preises die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung 
nach § 1 Absatz 3 der Verordnung über die Preis- 
überwachung und die Rechtsfolge von Preisver- 
stößen im Grundstücksverkehr vom 7. Juli 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 451) erfordert (§ 7 Absatz 1 
Satz 2), diese Ausnahmegenehmigung als durch die 
Entscheidung über die Entschädigung erteilt. 

(3) Wird Entschädigung in Land festgesetzt und 
muß das Ersatzland enteignet werden, so ist in der 
Entscheidung über den Enteignungsantrag zugleich 


über die Enteignung des Ersatzlandes zu ent- 
scheiden. 

§ 26 

Form und Inhalt des Beschlusses, 
insbesondere des Enteignungsbeschlusses 

(1) Der Beschluß der Enteignungsbehörde ist den 
Beteiligten zuzustellen. Der Beschluß ist mit einer 
Belehrung über Zulässigkeit, Form und Frist des 
Einspruchs (§ 28) zu versehen. 

(2) Gibt die Enteignungsbehörde dem Ent- 
eignungsantrag statt, so muß der Beschluß (Ent- 
eignungsbeschluß) enthalten: 

a) die Bezeichnung der von der Enteignung Be- 
troffenen und des durch die Enteignung Be- 
günstigten, 

b) das durch die Enteignung betroffene Grundstück 
nach Größe, grundbuchmäßiger, katastermäßiger 
und sonst üblicher Bezeichnung; im Falle der 
Enteignung eines Grundstücksteiles ist zu seiner 
Bezeichnung auf die Meßurkunde eines Ver- 
messungsamtes oder eines öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurs (amtlicher Verände- 
rungsnachweis) Bezug zu nehmen, 

c) Art und Höhe der Entschädigung mit der An- 
gabe, von wem und an wen sie zu leisten ist, 

d) die Angabe der Eigentums- und sonstigen 
Rechtsverhältnisse vor und nach der Enteignung. 

(3) Ist im Grundbuch die Anordnung der Zwangs- 
verwaltung eingetragen, so ist dem Vollstreckungs- 
gericht von dem Enteignungsbeschluß Kenntnis zu 
geben, wenn dem Enteignungsantrag stattgegeben 
worden ist. 

§ 27 

Vorzeitige Besitzeinweisung 

(1) Die Enteignungsbehörde kann den Antrag- 
steller oder einen Beitretenden auf Antrag vor- 
zeitig in den Besitz des von der Enteignung be- 
troffenen Grundstücks einweisen, wenn die In- 
angriffnahme des Bauvorhabens nicht aufgeschoben 
werden kann. Die Besitzeinweisung ist nur zu- 
lässig, wenn über sie in der mündlichen Verhand- 
lung verhandelt worden ist. Die Besitzeinweisung 
wird wirksam in dem von der Enteignungsbehörde 
bezeichneten Zeitpunkt. Auf Antrag des unmittel- 
baren Besitzers ist dieser Zeitpunkt auf mindestens 
zwei Wochen nach Zustellung der Anordnung über 
die vorzeitige Besitzeinweisung festzusetzen. Die 
Enteignungsbehörde kann die vorzeitige Besitz- 
einweisung von der Leistung einer Sicherheit in 
Höhe der voraussichtlichen Entschädigung und von 
der vorherigen Erfüllung anderer Bedingungen ab- 
hängig machen. Dies hat zu erfolgen, wenn der un- 
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mittelbare Besitzer es verlangt. Die Anordnung ist 
dem Eigentümer und sonstigen Besitzern oder 
Nutzungsberechtigten zuzustellen. 

(2) Der vorzeitig in den Besitz Eingewiesene darf 
auf dem Grundstück das von ihm im Enteignungs- 
antrag bezeichnete Bauvorhaben ausführen und die 
dafür erforderlichen Maßnahmen treffen. 

(3) Der Eingewiesene hat für die durch die vor- 
zeitige Besitzeinweisung entstehenden besonderen 
Nachteile Ersatz zu leisten, soweit die Nachteile 
nicht durch die Verzinsung der Geldentschädigung 
(§ 6 Absatz 4 Satz 2) ausgeglichen werden. Art und 
Höhe des Ersatzes werden von der Enteignungs- 
behörde spätestens in dem in § 27 bezeichneten Be- 


schluß festgesetzt. Wird der Beschluß über Art und 
Höhe des Ersatzes vorher erlassen, so ist er den in 
Absatz 1 Satz 7 bezeichneten Personen zuzustellen. 

(4) Auf Antrag einer der in Absatz 1 Satz 7 be- 
zeichneten Personen hat die Enteignungsbehörde 
den Zustand des Grundstücks vor der Besitz- 
einweisung in einer Niederschrift feststellen zu 
lassen, soweit er für die Entschädigung oder den 
Ersatz von Bedeutung ist. Abschrift der Nieder- 
schrift ist den in Absatz 1 Satz 7 bezeichneten Per- 
sonen zu übersenden. 

(5) Wird der Enteignungsantrag abgelehnt, so ist 
die vorzeitige Besitzeinweisung aufzuheben und 
der unmittelbare vorherige Besitzer wieder in den 
Besitz einzuweisen. 
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